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Vorwort. 


Die vorliegende Schrift bezweckt, eine Darſtellung der Vorgänge 
dom 13.—18. März 1920 zu geben. Als Unterlagen haben e 
Berichte und Telegramme Verwendung finden können. Es iſt aber 
unter Berückſichtigung der Umſtände ſelbſtverſtändlich, daß zu einem 
Teil das verwendete Material nur in dem Sinne „amtlich“ ſein 
konnte, in dem Herr Kapp „Reichskanzler“ und General v. Lüttwitz 
„Reichswehrminiſter“ waren. Was Herrn Kapp ſelbſt betrifft, ſo 
hat ihn in der letzten Stunde ſeiner Kanzlerherrlichkeit die Vorſicht 
nicht verlaſſen: Er hat in der Reichskanzlei alle Spuren ſeiner 
Regierungstätigkeit verbrennen laſſen, die ſpäter gegen ihn und 

andere hätten zeugen können. 

In dieſer kurzen Darſtellung mußte davon Abſtand genommen 
werden, die Beſprechungen zu ſchildern die eine große Zahl von 
Perſönlichkeiten, angefangen vom Geheimrat von Borſig und dem 
Grafen Brockdorff⸗Rantzau bis zu — Ludendorff, mit Kapp und Lütt⸗ 
witz gehabt haben, Beſprechungen, die entweder den Zweck hatten, die 
Hochverräter auf den Weg der vernünftigen Einſicht zurückzubringen 
oder die ihnen noch den Rücken zum Durchhalten ſtärken ſollten, 
als bereits jedes weitere Verbleiben auf den angemaßten Amtern 
Irrſinn war. Über die Beſprechungen der Parteivertreter werden 
die Teilnehmer ſich wohl ſelbſt äußern; amtliche Verhandlungen mit 
den Hochverrätern haben nie ſtattgefunden. 

Die ungeheure Erregung, die der Militärputſch hervorgerufen 
hatte, ſpiegelt ſich deutlich wieder in den Aufrufen der Reichsregie⸗ 
rung, in den Kundgebungen der Regierungen der Länder und in 
den Erklärungen der politiſchen Parteien. Aus dieſen Dokumenten 
ſpricht entweder der ſeſte Wille zum großen Abwehrkampf oder es 
ſpricht aus ihnen die Untreue gegen das eigene Volk und die Ver⸗ 
faſſung. Wo aber Halbheiten ſich finden, wo vorerſt eine „ab- 
wartende“ Haltung eingenommen wird, wo man ſich vor einem 
klaren Nein oder einem klaren Ja ſcheut, da wird der Leſer ſchon 
ſelbſt wiſſen, woran er iſt. 

Wenn nicht in dieſer kleinen Schrift jene Zurückhaltung geübt 
werden konnte, die häufig eine Objektivität nur vortäuſcht, wenn 
das Verbrechen auch Verbrechen genannt wurde und wenn ſcharfe 
Worte gebraucht werden mußten, ſo wird das jeder verſtehen, der 
die fünf Tage der Militärdiktatur aus nächſter Nähe und innerlich 
miterlebte. 

Das deutſche Volk hat jetzt eben ſeine große Treuprobe erlebt. 
Es hat ſich gezeigt, daß die allergrößte Mehrheit der Arbeiterſchaft 
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und des Bürgertums geſchloſſen hinter der Verfaſſung und den 
bergang gen Regierungen ſteht. Insbeſondere hat bis auf 
verſchwindende Ausnahmen die deutſche Beamtenſchaft, hat aber 
auch der größte Teil der Reichswehr die Treue bewieſen. Eidbrüchige 
waren merkwürdigerweiſe gerade in den Kreiſen zu finden, die das 
Wort von der deutſthen Treue ſtets fo überlaut auf den Markt ge⸗ 
worfen haben. Hätte das Verbrechen der Kapp und Lüttwitz nicht 
ſo überaus traurige Folgen gehabt, ſo könnte man den Urhebern 
der Militärdiktatur eigentlich dankbar dafür ſein, daß fie dem Volke 
Gelegenheit zur reinlichen Scheidung der Geiſter gegeben haben. 

Wenn die vorliegenden Dokumente der Treue und der Un- 
treue mit dazu beitragen können, dem deutſchen Volke zu zeigen, 
wer für oder wer gegen die deutſche Republik iſt, ſo haben ſie eine 
Wirkung erzielt, die weit über die Tage hinaus geht, für die ſie 
urſprünglich beſtimmt waren. 


Berlin, Ende März 1920. 
Karl Brammer. 


Das Verbrechen am Deutſchen Volke. 


Wenn Geſchichtsſchreiber in kommenden ruhigeren Jahren ein⸗ 
mal die Geſchichte unſerer Tage ſchreiben, jo werden ſie ſicherlich 
von der erſtaunlichen Kraft berichten, die das deutſche Volk 
in ſchwerſter Zeit bewieſen hat. Die Machthaber des alten 
Deutſchland hatten einen Krieg gegen die Welt verloren, aber 
noch in dem Augenblick, in dem das ſchuldloſe Volk unterlag, raffte 
es ſich auf, um fürderhin die ſchwere Verantwortung für ſein Ge⸗ 
ſchick ſelbſt in die Hand zu nehmen. Alle Krankheiten, die ein ver⸗ 
lorener Krieg uns bringen konnte, mußte unſer Volkskörper über⸗ 
ſtehen, alle überſtand er. Nach langen ſchweren Monaten kamen 
wir wieder auf den Weg der Beſſerung. Wir wurden, wenn auch 
langſam, das fleißige Volk, das Volk der Arbeit, das zu ſein wir 
immer ſtolz geweſen waren. Zwar gab es noch Schwierigkeiten 
genug: der Verſailler Friede drückte allzu ſchwer auf uns, und 

rachte allzu viel Gefahren, die aber bisher doch immer, wenn auch 
mit größter Mühe, beſeitigt wurden; es braucht ja nur auf die Aus⸗ 
lieferungsfrage verwieſen zu werden. Es gelang uns, im Aus⸗ 
lande langſam wieder Vertrauen zu erringen, auf das wir, da wir 
ja nicht auf dem Monde lebten, angewieſen waren. Da unſere 
Bergleute wieder Kohlen förderten, da ſie ſogar zu Überſchichten be⸗ 
reit waren, ſtieg an den ausländiſchen Märkten langſam der 
Kurs der deutſchen Mark, langſam begannen ſich auch unſere Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe zu beſſern; das Schickſal hatte es gut mit uns ge⸗ 
meint und uns einen milden Winter beſchert. Gewiß war die Er⸗ 
nährungslage noch ſchlecht, ebenſo die Finanzlage, aber alles in 
allem: wir waren wieder auf dem Wege ruhiger, friedlicher Ent⸗ 
wicklung, und da brach plötzlich jenes Ereignis über uns herein, das 
mit einem Schlage zertrümmerte, was in ſchweren Monaten in 
überaus mühevoller Arbeit geſchaffen worden war. Fünfzig 
politiſche Phantaſten und fünftauſend Soldaten marſchierten in 
Berlin ein, die in irregeleiteter Verblendung glaubten, eine Gegen⸗ 
revolution machen zu können, die aber in Wirklichkeit ein furcht⸗ 
bares Verbrechen am deutſchen Volke verübten. Wie konnte das alles 
geſchehen? ß 

Über die genauen Einzelheiten, die zu dem Militärputſch vom 
13. März führten, werden die Hochverratsverfahren vor dem Reichs⸗ 
gericht Auskunft geben. Die Akten werden im einzelnen er⸗ 
weiſen können, welche Urheber dieſes Verbrechen verſchuldet haben 
und wie die Fäden der geheimen Verſchwörung geſponnen wurden. 
Das eine ſteht aber ſchon feſt, daß planmäßig von geddiſſen Kreiſen 
auf „den Tag“, den Tag der Gegenrevolution hingearbeitet wurde. 
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Politiſche Wirrköpfe, die ſich ihrer Verantwortung kaum bewußt 
geweſen ſein können, ſpannen das Netz der Gegentevolution, in 
ſſen Maſchen ſie ſich ſchließlich ſelbſt verſtrickten. Sie benutzten 
die ſtarken parteipolitiſchen Gegenſätze für ihr dunkles Werk und 
17 bemühten ſich insbeſondere um jene Offizierskreiſe, die ſich ſeit 
em 9. November 1918 als deklaſſiert betrachteten, und die in dieſer 
Auffaſſung durch eine verantwortungsloſe Preßhetze von rechts noch 
beſtärkt wurden. Die geplante Gegenrevolution ſollte eine Gegen⸗ 
revolution der Revanche werden. Vielleicht aber hätte ſich auch 
das Geſchwür der Gegenrevolution noch verzogen. Bei einer fort⸗ 
ſchreitenden Geſundung unſeres Volkskörpers wären vielleicht die 
giftigen gegen revolutionären Säfte auf natürlichen Wegen aus⸗ 
eſchieden, wenn nicht durch ein Zuſammentreffen der Ereigniſſe 
ſich plötzlich denen, die auf das Losſchlagen warteten, eine Gelegen⸗ 
heit zum Losſchlagen geboten hätte. Die Marinebrigade Ehr⸗ 
hardt, die im März 1919 gegen die verblendeten Fanatiker von links 
verwandt werden mußte und von der ſpäter Teile im Baltikum ge⸗ 
kämpft hatten, ſollte aufgelöſt werden. In dieſer Truppe, wie auch 
in anderen Truppenteilen der Reichswehr, war die Auswahl der 
Offiziere und Mannſchaften unter Rückſicht auf etwaige geplante 
Ereigniſſe getroffen worden. Der Friedensvertrag, der die Herab— 
minderung des Heeres vorſah, bot äußerlich immer einen Vorwand, 
um diejenigen auszuſcheiden, auf die man ſich nicht verlaſſen zu 
können glaubte. Als nun mit der Auflöſung des genannten Truppen⸗ 
teiles wirklich Ernſt gemacht wurde, war der Konflikt da, und dieſer 
Konflikt wurde für den „großen Schlag“ benutzt. Der General⸗ 
landſchaftsdirektor Kapp, ein Mann von 62 Jahren, den Bethmann⸗ 
Hollweg als „einen Piraten der öffentlichen Meinung“ bezeichnet 
hatte, der ſchon ſeit langem im ſtillen eine eifrige Wühlarbeit betrieben 
batte, fand plötzlich einen General und eine Truppe, die ſich für 
feine Zwecke gebrauchen ließen. Der General war Lüttwitz, der 
nur eine militäriſche Aufgabe vor ſich ſah, der aber politiſch das, 
was er wollte, gar nicht überblicken konnte, der, wie es der Reichs⸗ 
miniſter Koch ausgedrückt hat, techniſch ein Bonaparte, pſychologiſch 
aber ein Hauptmann von Köpenick war. Und das Inſtrument war 
die Brigade Ehrhardt. In dieſem Zuſammenhang ſoll ein Bericht 
wiedergegeben werden, den die „Deutſche Zeitung“ in ihrer Nr. 103 
vom 4. März 1920 veröffentlichte und der bereits Kommendes 
ahnen läßt: 
„Auf dem Felde von Döberitz ſteht im Schmuck der Waffen die 
2. Marinebrigade unter ihrem Führer Kapitän Ehrhardt. Eine 
Kerntruppe beſter Art, dewährt im Kampf gegen den äußeren und 
inneren Feind. Feſt gefügt in Vaterlandsliebe, Disziplin, Kamerad- 
ſchaft und Treue gegen ihren Führer hat die Brigade auf ihrem Zuge 
von Wilhelmshaven über Berlin, Braunſchweig, München nach Ober- 
ſchleſien der jetzigen Regierung zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
unſchätzbare, ſelbſtloſe Dienſte geleiſtet. Am 17. Februar beſtand jie 
ein Jahr. Heute beabſichtigt die Regierung im Gefühl ihrer Sicher- 
beit die Auflöſung! Die Parade zur Wiederkehr des Gründungstages 
nahmen am 1. März Exzellenz von Lüttwitz und Exzellenz von Trotha 
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325. Mit klingendem Spiel und wehenden Fahnen zogen die Sturm⸗ 
kompagnie, die Bataillone, Artillerie, Maſchinengewehr⸗ und Schein⸗ 
werferzüge in vorzüglicher Verfaſſung vorüber. Dann Feldgottes⸗ 
} dienſt unter blauem Frühlingshimmel — wie einſt. Nachmittags 
. Sportfeſt und abends frobes Beiſammenſein — alles wie einſt. Auch 

das Wetter — Hohenzollernwetter! Nur einer fehlte.“ 
Ehrhardt ſelbſt, der von denen, die ihn kennen, als ein Mann 
des Ja oder Nein geſchildert wird, war wie Lüttwitz ein Mann, der 
entſchloſſen handeln konnte, der es aber nicht vermochte, Voraus⸗ 
ſetzungen und Folgerungen zu überblicken. Bezeichnend für ihn iſt, 
daß, als in den letzten Tagen der Kappregierung in den Unterredun⸗ 
n mit den Vertretern der Parteien auch die Frage der Straf⸗ 
iheit geſtreift wurde, er erklärte, daß er ſich jedes Wort von 
Amneſtie verbitten müſſe, da er nicht der Meinung ſei, ein Ver⸗ 
brechen begangen zu haben, und bezeichnend iſt auch die Tatſache, 
daß er in der Generalsverſammlung, die am Abend des 17. März 
ſtattfand, den Plan äußerte, ſich mit der Brigade Loewenfeld zu ver⸗ 
einigen, um ſich durch polniſches Gebiet nach Oſtpreußen durchzu⸗ 
ſchlagen. Daß aus ſeinem Vorgehen ein Krieg mit Polen erwach⸗ 
ſen würde, und daß ſein Plan, wenn er verwirklicht worden wäre, 
wahrſcheinlich die Abſplitterung Oſtpreußens vom Reiche zur Folge 
bi hätte, daran hat Ehrhardt genau fo wenig gedacht wie an das 
1 8, das aus der Tat vom 13. März erwachſen mußte. Lüttwitz 
) laubte noch loyal zu handeln, als er am 11. März während eines 
Empfangs beim Reichspräſidenten politiſche Forderungen ſtellte, die 
icherlich nicht auf ſeinem Acker gewachſen waren. Dadurch, daß er 
eines Poſtens enthoben wurde, dadurch, daß im letzten Augenblick 
ie Drahtzieher Kapp und Pabſt ſowie zwei ihrer unbedeutenderen 
Helfer verhaftet werden ſollten, drängte der Konflikt zur Ent⸗ 
ſcheidung. Am 12. März erhielt die deutſche Offentlichkeit zum 
eriten Male Kenntnis von der Desperadopolitik, die den verfaſſungs⸗ 
widrigen Umſturz erſtrebte. Das Unheil lauerte im Standquartier 
„der Brigade Ehrhardt. Es ſaß wartend im Lager zu Döberitz, doch noch 
beſtand geringe Hoffnung, daß im letzten Augenblick den Männern 
im Döberitz die Erkenntnis ihres geplanten Tuns kam, aber in Döbe⸗ 
ritz — Herr Kapp, und der wollte ſein Werk. Die Marinebrigade 
Ehrhardt war bereits ſeit einiger Zeit neu eingekleidet, ſie war für 
jeden Fall mobil und ſchlagbereit. Unter dem Vorwand einer 
Nachtdienſtübung wurde die Brigade in Marſch geſetzt und erfuhr 
erſt unterwegs in den erſten Morgenſtunden des 13. März von ihren 
Führern, daß in Berlin Unruhen ausgebrochen fein ſollten, und daß 
die Brigade auserſehen ſei, die Ordnung in Berlin wikder herzuſtellen. 
Von ſeiten der Reichsregierung war Admiral von Trotha 
abends in das Lager von Döderitz geſandt worden, der mit beruhi⸗ 
genden Meldungen zurückkehrte. Aber die Rolle, die v. Trotha in 
dieſer Nacht geſpielt hat, wird auch das gegen ihn eröffnete Ver⸗ 
fahren Aufſchluß zu geben haben. In ſpäter Nachtſtunde wurden dann 
noch einmal die Generäle von Oldershauſen, v. Oven und Oberſt⸗ 
leutnant Wetzell zu den Truppen entſandt mit dem Erfolg, daß General 
v. Oldershauſen ein Ultimatum zurückbrachte, daß bis 7 Uhr ange⸗ 
nommen werden ſollte. Um dieſe Zeit würden die Truppen an der 
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Siegesſäule bereit ſtehen, um im Falle der Ablehnung der Forde⸗ 
rungen in Berlin einzurücken. In der Kabinettsſitzung, die dann 
nachts in der Reichskanzlei E herrſchte Übereinſtimmung 
darüber, daß an ein Verhandeln überhaupt nicht zu denken ſei. Es 
fragte ſich nur, wie die Gefahr des Militärputſches am beſten abge⸗ 
er werden konnte. Dreitauſend Reichswehr⸗ und Stcherheits⸗ 
polizeitruppen ſtanden einer Kerntruppe von fünftauſend Mann 
gegenüber. Das Urteil, daß General von Oldershauſen als mili⸗ 
täriſcher . abgab und dem ſich die anderen Generäle an⸗ 
ſchloſſen, lautete dahin, daß unter dieſen Umſtänden an die Auf⸗ 
nahme eines erfolgreichen Kampfes nicht zu denken ſei. Lediglich 
der Chef der Heeresleitung Preußen, Generalmajor Reinhardt, 
widerſprach, konnte aber mit ſeiner Anſicht nicht durchdringen. Die 
Reichsregierung wollte zweckloſes Sie ee vermeiden und ſah 
unter dieſen Umſtänden von der Aufnahme des Kampfes ab. Den 
Truppen, die zur Sicherung des Negierungsviertels bereit gehalten 
wurden, wurde der Befehl zum Abmarſch gegeben. Die Miniſter ver⸗ 
ließen in der Mehrheit um die frühe Morgenſtunde Berlin, damit 
die Neichsregierung an einem andern Ort aktionsfähig 755 konnte. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers Schiffer ölieb mit dem Unter⸗ 
era Albert in ber N urüd, Um 7 Uhr er⸗ 
olgte alsdann der Einmarſch der Brigade Ehrhardt. Als die Truppe 
in die Nähe der Wilhelmſtraße 75 gekommen war, fuhr Herr Kapp 
in Begleitung des Herrn v. Jagow und einiger anderer Herren im 
Kraftwagen an den Einmarſchierenden vorüber und fuhr in die 
Reichskanzlei ein. In der kurzen Unterredung, die Kapp mit dem 
Miniſter Schiffer führte, fragte der letztere noch einmal, ob Kapp 
ſich der Verantwortung ſeiner Tat bewußt ſei. Er aber erwiderte, 
daß es dieſes Hinweiſes nicht bedürfe. So trat Kapp die Herrſchaft 
ſeiner fünf Tage an, ſo begann das grauenvolle Verbrechen am 
deutſchen Volke. 
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Die Reichsregierung in Dresden 
und Stuttgart. 


Am 13. März 5 Uhr 40 morgens verließ der Reichspräſident mit 


dem Reichsminiſter des Außern in Vegleltung des Geheimen Res 


lerungsrats Meißner Berlin, Reichskanzler Bauer fuhr mit Reichs⸗ 
ehrminiſter Noske in Begleitung des Majors von Gilſa und des 
Zn Hahn vom Reichswehrminiſterium im Kraftwagen nach 
resden. Die übrigen Mitglieder der Reichsregierung benutzten die 
ugverbindung, um nach der fächſiſchen Landeshauplſtadt zu gelangen. 


en 12 Uhr trafen der Reichspräſident und die Mitglieder der 
. in Dresden ein. Sie wurden im ſächſiſchen Staats⸗ 
miniſterium von dem Miniſterpräſidenten Dr. Gradnauer begrüßt, 
der verſicherte, daß der geſamte Freiſtaat Sachſen treu auf ſeiten der 
verfaſſungsmäßigen Regierung ſlehe, und daß Sachſen bereit ſei, die 
Reichsregierung mit allen Mitteln zu ſchützen. Von Dresden aus 
ſetzte ſich die Reichsregierung ſofort mit den Landesregierungen mit 
fe des Fernſprechers in Verbindung, und Bayern, Württemberg, 
den, Heſſen und einige thüringiſche Staaten gaben ſofort die Ver⸗ 
ſicherung ab, daß ſie treu hinter der Reichsregierung ſtänden. 

Um 1 Uhr erſchien General Maercker in Begleitung ſeines 
Stabes und erklärte zunächſt, daß er als Soldat gehalten ſei, den 
Befehlen ſeines Vorgeſetzten, des Generals v. 1 u gehorchen. 
Er erklärte weiter, daß er von dieſem den Vefehl erhalten habe, die 
in Dresden eingetroffenen Mitglieder der Reichsregierung in Schug- 
haft zu nehmen. Er lege dieſen Beſehl ſo aus, daß er alles zum 
Schutze der Reichsregierung tue. Auf die Entgegnung, daß General 
v. Lüttwitz ſchon ſeit dem 11. März feines Poſtens enthoben fei, 
behielt ſich General Maercker eine Erklärung vor und entfernte ſich 
ſodann. ; 

Um 1 Uhr 30 wurde an die Reichshauptkaſſe, an das Reichs⸗ 
finanzminiſterium und an die erreichbaren Finanzämter folgendes 
Telegramm geſandt: 

Zahlungsanweiſungen der verfaſſungswidrigen Kapp⸗Re⸗ 

ierung ſind als ungeſetzlich zu behandeln und nicht zu befolgen. 
Zuwiderhandelnde Beamte werden regreßpflichtig gemacht. 
Ebert. Bauer. 

Die Reichsregierung richtete außerdem das nachſtehende Tele⸗ 
gramm an die Regierungen der Länder: 

Putſchverſuche gewiſſenloſer Meuterer, hinter denen kein 
ernſter Politiker ſteht, haben die Regierung veranlaßt, zwecks 
Vermeiden von Blutvergießen Berlin zu verlaſſen. Die ver⸗ 
faſſungsmäßige Regierung hat ihren Sitz in Dresden und iſt die 
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einzige, die das Chads verhindern kann. Wir er erſuchen, den dienſt⸗ 
lichen Verkehr mit uns aufrecht zu erhalten und alle Beziehungen 
zu den Staatsſtreichlern in Berlin abzulehnen. | 
Der Re 
Ebert. 
Die Reichsregierung. 
Bauer. Müller. Giesberts. Noske. Koch. Geßler. 


N 

Außerdem wurde folgender Aufruf veröffentlicht: 

> An das deutſche Volk! ; 

Durch einen wahnwitzigen Handſtreich find die Regierungs⸗ | 
gebäude in Berlin in die Hände von Aufrührern gelangt. Keine poli⸗ . 


tiſche Partei, kein Mann von beſonnener Denkungsart ſteht hinter 
dieſen Vorgängen. Nachdem ſich die in Döberitz einquartierten, zur i 
Entlaſſung beſtimmten Truppen, namentlich aus dem Baltikum, hinter 
dieſen Akt der Tollheit geſtellt haben, hat die Regierung, um ein Blut⸗ 
bad zu vermeiden und das Leben der an Zahl geringer in Berlin be⸗ 
findlichen regulären Truppen zu ſchonen, Berlin verlaſſen. Blut iſt 
ſeit 1914 genug gefloſſen, und das Abenteuer wird in wenigen Tagen 
an ſeiner inneren Unmöglichkeit zuſammenfallen. 

Die Regierung hat ihren Sitz nach Dresden verlegt. Jeder bleibt 
an den Gehorſam gegen die verfaſſungsmäßige Regierung gebunden. 
Nur ſie kann Befehle erteilen und Zahlungsanweiſungen ausſtellen. 
Jede Anordnung einer anderen Stelle iſt nichtig. Die Soldaten der 
Reichswehr haben die Verfaſſung zu ſchützen, dem Reichspräſidenten 
und der Regierung zu dienen und gehorſam zu ſein. Dem Eidbruch 
einer Anzahl Offiziere nachzuahmen, verbietet ihnen Pflicht und Recht. 

Die Auflöſung der Nationalverſammlung iſt verfaſſungswidrig. 
Der Präſident der Nationalverſammlung iſt erſucht, die National- 
verſammlung alsbald wieder einzuberufen. Nur eine auf der Ver⸗ 
faſſung begründete Regierung vermag Deutſchland davor zu bewahren, 
daß es in Nacht und Blut verſinkt. Wenn Deutſchland von einem 
Putſch zum anderen geführt wird, ſo iſt es verloren. Eine auf dem 
Gewaltakt Weniger beruhende Regierung entbehrt der Autorität im 
Inlande und im Auslande. 

Das Volk wird verhungern, wenn neue Wirren die Wirtſchaft und 
den Verkehr unterbinden, das Vertrauen des Auslandes, das ſich nur 
eine verfaſſungsmäßige Regierung erwirbt, untergraben Ungeheure 
Gefahren nach innen und außen ſtehen bevor, wenn das Volk die Be⸗ 
ſonnenheit verliert. 

Deutſches Volk, ſchare dich um deine verfaſſungsmäßige Regierung! 

Dresden, 13. März 1920. 

Der Reichspräſident. 
Ebert. 
Die Reichsregierung. 
Bauer. Noske. Oiesberts. Müller. Koch. Geßler. 


Es war ſchon vorher Verbindung mit dem Präſidenten der 
ee Fehrenbach, aufgenommen worden, der er⸗ 
klärte, die Nationalverſammlung für Mittwoch, den 17. März, nach 
Stuttgart einzuberufen. Im Laufe der nächſten Stunden wurde 
dann auch die Preſſe und wurden die preußiſchen Oberpräſidenten, 
8 ſie erreichbar waren, von der Lage verſtändigt. Während des 
kachmittags erſchien General Maercker mehrere Male und erklärte 
chließlich, daß er mit ſeinen Truppen die Regierung ſchützen wolle. 
r beanſtandete aber den Aufruf zum Generalſtreik und hob hervor, 
daß er den lebenswichtigen Betrieben militäriſchen Schutz angedeihen 
laſſen müſſe. Eine bindende Erklärung über ſein Verhalten gegen⸗ 
über General v. Lüttwitz gab General Maercker nicht ab. 


Am nächſten Tage fuhr dann der General, der dazu in keiner 
Weiſe von der Reichsregierung beauftragt war, nach Berlin, um 
mit Lüttwitz in Verbindung zu treten. Vor ſeiner Abreiſe richtete 
General Maercker an den Reichspräſidenten, der ihn ebenſo wie 
andere Mitglieder der Reichsregierung ausdrücklich darauf auf⸗ 
merkſam gemacht hatte, daß an ein Verhandeln nicht zu denken ſei, 
einen Brief folgenden Inhalts: 

„Ich reife heute nach Berlin, und nach Rückſprache mit dem 
Wehrkreiskommando 2 in Kaſſel werde ich den Verſuch machen, 
die neue Regierung (Kapp⸗Lüttwitz) zu veranlaſſen, den ver⸗ 
faſſungsmäßigen Zuſtand wiederherzuſtellen. Ich bin davon über⸗ 
zeugt, daß die Erfüllung von drei Forderungen durch die alte 
Regierung eine unbedingte Vorausſetzung dafür iſt, nämlich: 

1. Bildung einer Koalitionsregierung auf möglichſt breiter 
Grundlage, wenn irgendmöglich unter Beteiligung von Mit⸗ 
gliedern der jetzigen neuen Berliner Regierung. N 

2. Frühzeitige Anſetzung der Wahlen zum Reichstag. 

3. Wahl des Reichspräſidenten durch das Volk, nicht durch 
den Reichstag. 0 

Es wird im Wehrkreis 4 fortan nichts geſchehen, was gegen 
die Verfaſſung des Reiches verſtößt.“ 

Am 13. abends war vom Reichspräſidenten der Geheimrat 
Meißner nach Berlin entſandt worden, um Aufträge der Reichs⸗ 
regierung an die Berliner Dienſtſtellen zu übermitteln und um 
Informationen über die Lage in Berlin einzuholen. 

Am 14. März richteten der Reichspräſident und der Reichs⸗ 
wehrminiſter folgenden Aufruf an die Reichswehr: 


Soldaten der Reichswehr! 

Unter unſäglichen Schwierigkeiten iſt es gelungen, die politiſchen 
und wirtſchaftlichen Verhältniſſe unſeres Landes aus der ſchlimmſten 
Zerrüttung herauszubringen. Unſer armes, durch den Krieg und ſeinen 
unglücklichen Ausgang bis zum äußerſten erſchöpftes Volk fing endlich 

an aufzuatmen. Die Produktion begann ſich zu heben. Die ſeit kurzem 
ſteigende Valuta zeigte, daß auch das Vertrauen des Auslandes in 
unſere wirtſchaftliche Kraft zurückkehrte. So ſtand auch eine baldige 


Beſſerung der Ernährungsverhältniſſe in Ausſicht. Alles das iſt durch 
das verbrecheriſche Vorgehen eines Häufleins reaktionärer politiſcher 
Abenteurer, denen ſich leider ein Teil der in Berlin liegenden Reichs⸗ 
wehr als williges Werkzeug bergab, wieber u Frage geſtellt worden. 
Aufs neue ſteht ſich unſer Land an den Rand des Bürgerkrieges ge- 
riſſen. Zu dem inneren Unglück tritt die ſteigende Gefahr einer er⸗ 
neuten Spannung der auswärtigen Lage hinzu. Gewalttaten der 
Entente drohen wiederum. So iſt die Exiſtenz des Reiches ſelbſt von 
innen und außen bedroht. Angeſichts dieſer tiefernſten Lage richten 
wir an euch, Soldaten der Reichswehr, die Aufforderung: Helft uns 
unſer Volk vor neuem furchtbaren Unglück bewahren. Durch Eid und 
Gewiſſen habt ihr euch auf den Schutz der Reichsverfaſſung und zum 
Gehorſam gegen die durch die Nationalperſammlung rechtmäßig ein- 
geſetzte Regierung verpflichtet. Wir appellieren an eure Ehre als 
Soldaten und Bürger eines freien Staates. Die überwältigende Mehr⸗ 
heit der Bevölkerung in Stadt und Land ſteht auf dem Boden der neu⸗ 
geſchaffenen ſtaatsrechtlichen Ordnung. Sie verflucht das Vorgehen 
der Berliner Staatsſtreichler, das von neuem ſo großes Unglück über 
unſer Volk zu bringen droht. Selbſt rechtsſtehende Kreiſe ſind dieſer 
Auffaſſung. Haben doch vor wenigen Tagen die Sprecher der Rechts⸗ 
parteien in der Nationalverſammlung, Graf Poſadowsky und 
Dr. Heinze, übereinſtimmend erklärt, daß der Verſuch einer gewaltſamen 
Beſeitigung der Republik ein verbrecheriſcher Wahnſinn ſei. Darum: 
Niemand mache ſich mitſchuldig an dieſem verbrechertſchen Wahnſinn! 
Haltet treu zu der allein rechtmäßigen Regierung. Befolgt ihre Be⸗ 
fehle mit ſtrengſter Gewiſſenhaftigkeit und weiſt jeden Verſuch, euch 
zu Eidbruch und Hochverrat zu verleiten, mit Entrüſtung zurück! Tut 
mit uns euer Beſtes, um unſer Volk auch aus dieſer neuen Lebens⸗ 
gefahr zu retten und nach ſo viel Schreckniſſen und Leiden einer beſſeren 
Zukunft entgegenführen. 
Dresden, den 14. März 1920. 
Der Reichswehrminiſter. Der Reichspräſident 
Noske. Ebert. 


Außerdem wurde an dieſem Tage ein neuer Aufruf an das Volt 
er in dem ſich die Reichsregierung beſonders an die Beamten 
wandte. In dieſem Aufruf hieß es u. a.: 

„Beamte, euch bindet nicht nur die politiſche Einſicht, ſondern 
auch der Eid auf die Verfaſſung. Ihr habt nur den Befehlen der 
verfaſſungsmäßigen Reichsregierung zu gehorchen. Wer die neue 
Regierung unterſtützt, bricht ſeinen Eid 5 iſt nicht wahr, daß 
die Beamten am 9. November 1918 das gleiche taten. Damals 
dankte der Kaiſer ab. Der vom Kaiſer eingefegte Reichskanzler 
Prinz Max von Baden gab nach der Abdankung des Katfers feine 
eigene bekannt und übertrug ſelbſt die Reichskanzlerſchaft dem 
heutigen Reichspräſidenten Ebert. Er forderte die Beamten auf, 
der neuen Regierung zu gehorchen. Heute hat die Reichsregierung 
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nicht abgedankt, und die Uſurpatoren in Verkin ſind von keiner 
beſugten Stelle eingeſetzt. Wer ihnen hilft, wird enilaſſen.“ 
In einem weiteren Aufruf forderte die Reichsregierung die 
Be eprüfte Bevölkerung der beſetzten Gebiete auf, auch in 
ieſen TURN der Reichsverſaſſung die Treue zu halten. 
Endlich erließen von Dresden der Reichswehrminiſter und der 
Reichsminiſter des Innern noch folgende Verordnung: 

Die Verbreitung von Aufrufen und Ankündigungen der Ge⸗ 
walthaber in Berlin wird unter Hinweis auf die durch den 
Belagerungszuſtand beſtimmten Folgen für das Reichsgebiet 
verboten. 

Dresden, 14. März 1920. 

Der Reichswehrminiſter. Reichsminiſter des Junern. 
Noske. Koch. 


In Rückſicht auf die politiſche Lage verließ in Abänderung 
ihres urſprünglichen Beſchluſſes, am Montag abend nach Stuttgart 
zu reiſen, die Reichsregierung bereits am Sonntag Dresden, um ſich 
nach Stuttgart zu begeben. Am Montag, den 15. März, war das 
Reichskabinert bis auf die in Berlin verbliebenen Mitglieder in 
Lasche e berfammelt und nahm die Führung der 

äfte auf. 

Am Dienstag, nachmittags 5 Uhr, fand unter dem Vorſitz des 
Reichspräſidenten Ebert in Stuttgart eine Kabinettsſigung ſtatt, an 
der auch die Vertreter der Regierungen don Württemberg, Preußen, 
Baden und Heſſen teilnahmen. Als preußiſche Vertreter waren die 
Miniſter Heine und Braun anweſend. General Maercker, der auf 
eigene Fauſt nach Berlin zu Kapp und Lüttwitz gefahren war, war 
nach Stutigart gekommen, um der Reichsregierung Vortrag über 
feine Berliner Eindrücke zu halten. Er betonte ausdrücklich, daß er 
nicht als Unterhändler komme, er wolle nut angeſichts der ſürchter⸗ 
lichen Situation, in die Deutſchland durch den Berliner Putſch 
geraten ſei, zu le Zugeſtändniſſen raten, um den Bürgerkrieg 
zu vermeiden. Das Kabinett erklärte nachdrücklich und einmütig, daß 
don einer Verhandlung irgendwelcher Art oder von einem Kom⸗ 
zen mit den Berliner Rebellen keine Rede fein dürfe. Die 

eichsregierung forderte den ſofortigen und bedingungsloſen Rück⸗ 
tritt a v. Lüttwitz und der übrigen neuen Männer, Unter 
ſtellung der Truppen unter einen General, der in keiner Weiſe an 
der Revolte beteiligt war und auf dem Boden ber Verfaſſung ſteht, 
ſofortiges Abſtoppen der Aufſtellung der Eiſernen Diviſion und der 
Offizierskompagnien, Abtransport der Marinebrigade von Berlin 
und Auflöſung unter einem neuen Befehlshaber. 

Die Vertreter der einzelſtaatlichen Regierungen ſtimmten dieſen 
Forderungen rückhaltlos zu. 


Kapp und die Volksvertretungen. 


Daß die Berliner Uſurpatoren dem erſten Handſtreich gegen 
die Reichsregierung ſogleich den zweiten gegen die Parlamente 
folgen laſſen würden, war vorauszuſehen. Die Militärdiktatur 
glaubte auf den Luxus der Volksvertretungen verzichten zu können, 
ganz beſonders aber waren den Hochverrätern die Parlamente im 
Wege, von denen ſie ſicher wußten, daß ſich überwältigende Mehr⸗ 
heiten gegen Kapp und Lüttwitz und für die verfaſſungsmäßigen 
Regierungen entſcheiden würden. Die Deutſche Nationalverſamm⸗ 
lung und die Preußiſche Landesverſammlung ſollten deshalb die 
erſten Opfer werden, denen die übrigen Volksvertretungen allſogleich 
gefolgt wären. In ſeiner doppelten Eigenſchaft als „Reichs⸗ 
kanzler“ und als „Preußiſcher Miniſterpräſident“ dekretierte daher 
Kapp ih 0 die Auflöſung dieſer beiden Parlamente. Aber ſofort 
zeigte | auch, daß Kapps Macht ein Ende fand an den Poſten⸗ 
ketten der von ihm verführten Soldaten. Dem Schlage Kapps 
olgten ſofort die Gegenſchläge der beiden Parlamente und ihrer 
denen. wie aus folgenden Erlaſſen und Telegrammen er- 
ſichtlich iſt: 

Berlin, 13. März. 
Kundgebung! 

Das Mandat der Nationalverſammlung zum Erlaß einer Ver 
faſſung und zum Abſchluß des Friedens iſt erloſchen. Es fehlt ihr 
jedes moraliſche Recht zu weiterer Tagung. Ihr Verſuch, die Wahlen 
hinauszuſchieben und dadurch ihr Mandat eigenmächtig zu verlängern, 
widerſpricht dem Volkswillen. Die eben beſchloſſene Verfaſſung wird 

willkürlich von ihr wie ein Fetzen Papier behandelt. Schon will die 

Mehrheit die Wahl des Reichspräſidenten nicht durch die Geſamtheit 
des Volkes, ſondern durch das Parlament vornehmen. Die National⸗ 
verſammlung wird hiermit aufgelöſt. Sobald die innere Ordnung 
wieder hergeſtellt iſt, werden wir zu verfaſſungsmäßigen Zuſtänden 
zurückkehren und Neuwahlen ausſchreiden. 


Der Reichskanzler: Kapp. 


parteien im Reichstage und ſaßten folgenden Beſchluß: „Die nach 


glieder der Mehrheitsparteien erachten es angeſichts der Ereigniſſe 
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Volkes unverzüglich zuſammenberufen wird“. Der Ausſchuß der 


rr 
. als die A de e Vertretung des deulſchen 


a jwbeitsparteien hielt alsbald eine Sitzung ab, über die er folgende 
Re rung ausgab: 


„Der Mehrheitsausſchuß der Nationalverſammlung hat 
eine ordnungsmäßige Sitzung abgehalten, an der die Regierungs⸗ 
parteien beteiligt waren. Es wurde dabei einſtimmig der Auf⸗ 
faſſung Ausdruck gegeben, daß der Militärputſch ein verbreche⸗ 

iſcher, mit aller Kraft zu bekämpfender Verfaſſungsbruch iſt und 

eine Zerſtörung des wiedergeſundenden Wirtſchaftslebens ſowie 

die Bedrohung des inneren und äußeren Friedens bedeutet. 
Der Mehrheitsausſchuß ſtellt feſt, daß die einzige geſetzliche 

Autorität der Nationalverſammlung und die von ihr eingeſetzte 

Reichsregierung iſt und bleibt.“. 

: Deutſche Demokratiſche Partei. 
Sozialdemokratiſche Partei. Zentrumspartei. 

Der Präſident der Deutſchen Nationalperſammlung richtete an 
die Mitglieder der Nationalverſammlung ein Telegramm folgenden 
Wortlautes: 

Angeſichts des verſuchten Staatsſtreiches in Berlin berufe ich 


im Einvernehmen mit der Reichsregierung die deutſche National⸗ 


N 


verſammlung nach Stuttgart auf Mittwoch, den 17. März 1920, 
nachmittags 4 Uhr (Landestheater). 


Präſident: Fehrenbach. 


HGinſichtlich der Preußiſchen Landesverſammlung glaubte Kapp 


kurz und bündig das Folgende beſtimmen zu können: 


Berlin, 13. März. 
Kundgebung! 
Die Preußiſche Landesverſammlung wird in Anbetracht der ber 


änderten politiſchen Lage aufgelöft. 5 
Der preußiſche Miniſterpräſident: 
Kapp. 


Präſident Leinert erwiderte dieſes verfaſſungswidrige Delrel 
durch folgende Mitteilung: 
An die Mitglieder der Preußiſchen Landesverſammlung. 

Der Generallandſchaftsdirektor Kapp aus Königsberg i. Pr. 


hat eine Bekanntmachung erlaſſen, nach der die Preußiſche Landes⸗ 


verſammlung aufgelöſt worden ſei. Die Landesverſammlung kann 


nach der vorläufigen Verfaſſung nicht aufgelöſt werden. Sie hat ihr 


Mandat vom Volke und iſt nur ihm verantwortlich. Die Mitglieder 


der Landesverſammlung haben daher ihr Mandat nicht verloren. 
Die Sitzung am 16. März fällt aus. Die Zuſammenberufung der 
Landesverſammlung zur Beratung der Verfaſſung behalte ich 


mir vor. 


Hannover, den 13. März 1920. 
Leinert, 


Präſident der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung. 


Das Regiment der Rapp und Lüttwitz. 


Herr Kapp kam zwar mit einem volltönenden Regierungs⸗ 
programm aus Döberitz, aber er hat es nicht vermocht, auch nur eine 
einzige ſeiner Kerken en in die Tat umzuſetzen. Die Tätigkeit 
der „Regierung“ mußte ſich lediglich darauf beſchränken, die Militär⸗ 
diktatur von heute auf morgen zu ſichern und es iſt bezeichnend, daß 

ie allermeiſten Verordnungen von dem . ne 
wehrminiſter anfgingen, der mit folgender Verordnung ſeine Tätig⸗ 
keit begann: 
Oberkommando Berlin, den 13. März 1920. 
Te Nr. 58 138. 
Verordnung! N 
Ich übernehme ßerſönlich die ausübende Gewalt für Berlin und 
die Mark Brandenburg. Alle vom Reichswehrminiſter Noske auf 
Grund der Verfügung des Reichspräſidenten vom 13. Januar erlaſſenen 
Verfügungen bleiben in Kraft. 


Stempel: Der Reichswehrminiſter 
Oberkonrmando Noske. Freiherr von Lüttwitz, 
(Noske durchſtrichen.) General der Infanterie. 
Für die Richtigkeit 
d. Pato w, 
Hauptmann. 


Die nächſte Regierungstat beſtand darin, daß die Verordnung 
dom 13. Januar 1920 betreffend die Verhängung des Ausnahme⸗ 
zuſtandes ausgedehnt wurde auch über die bisher nicht davon be⸗ 
troffenen Teile des Reichsgebiets. In Einzelverordnungen wurden 
dann noch beſondere Beſtimmungen getroffen, p wurden Verſamm⸗ 
lungen unter freiem Himmel verboten, und für alle übrigen 
Verſammlungen wurde eine Genehmigungspflicht feſtgeſetzt. 
Lüttwitz und Kapp für die Zukunft ae trachteten, zeigt wohl 
am beſten folgende Verordnung: 85 

Fernſpruch dom Reichswehrgruppen⸗Kommando 1 Som 14. März. 
Reichskanzler erſucht, im ganzen Deutſchen Reiche diejenigen Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften, die über die neue Regierung unwahre Ge⸗ 
rüchte in Umlauf ſetzen, bis auf weiteres zu verbieten, den geſamten 
Redaktionsſtab in Schutzhaft zu nehmen, und, falls notwendig, auch 
das Wiedererſcheinen der Blätter unmöglich zu machen. Der Befehl iſt 
inderzßglich allen Dienſtſtellen bekanntzugeben. 
Der Reichswehrmimiſter. 
v. Lüttwitz. 


Die „Regierung“ wollte mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mit⸗ 
teln gegen jede Beunruhigung der öffentlichen Meinung dorgehen 
und befahl deshalb, daß Hetzredner, die von den Truppen angetroffen 
würden, 1 feſtzunehmen ſeien. Sie wollte Verhaftungen in 
größtem Maßſtabe vornehmen laſſen und beſahl, daß für dieſen 
Zweck Gefangenen⸗Sammelſtellen einzurichten ſeien, die durch An⸗ 
werbung von freiwilligen Offizieren ſchnell gebildet werden ſollten. 
Su Bildung von Offizier Kompagnien ſollten alle nicht im Dienſt 
efindlichen Offiziere aufgerufen werden, ſich baldmöglichſt beim 
Kommando der nächſten Neichswehrbrigade zu melden. Weiter 
wurde befohlen, daß ſämtliche Zeitfreiwilligen⸗Formationen ſofort 
einberufen werden ſollten. Um dafür auch die Studenten zu be⸗ 
kommen, wurde folgende Verfügung erlaſſen: 
Berlin, 13. März. 
Die Unioerſitäten und ſämtliche Hochſchulen bleiben bis auf wei⸗ 
tetes geſchloſſen. Stattfindende Examina ſind ſofort abzuſetzen und an⸗ 
geſagte Examina bis auf weiteres aufzuſchieben, um Studenten, die ſich 
der Regierung zur Verfügung geſtellt haben, nicht zu benachteiligen. 
Der Reichskanzler. 


J. A.: Stubbendorf 


Aber nicht nur Offiziere, auch Unteroffiziere und Mannſchaften 
wurden herbeigeholt, wie aus folgenden Telegrammen hervorgeht: 
„ SA * 19 gt 9 
„Trompeter⸗Vizewachtmeiſter Mahn, Hamburg, Roehm⸗ 
heitſtr. 9. — Sofort einrücken. Art.⸗Regt. 23. 16. 3.“ 
Auch an die Aufſtellung neuer Truppenteile wurde gedacht, wie 
folgende Telegramme beweiſen: 

„Stralſund, 16. 3., 5 Uhr 40 Min. nachm. — Schütze 
Taubert, Gr.⸗Gromsdorf bei Weimar. — Diviſton wird zu⸗ 
ſammengeſtellt. Sofort kommen. Ausweis durch nächſte Kom⸗ 
mandantur beſchaffen. 4. Kompagnie.“ 

„Leutnant v. Katzler, Goldene Traube, Anklam. — Diviſion 
Zoſſen neu aufgeſtellt, baldmöglichſt kommen. 2. J. R.“ 

„Altengrabotd, 15. 3., 11 Uhr 30 Min., mittags. — Eiſerne 
Diviſion Stade. Erfolgt Neuaufftellung. M. G. Abteil. Kraft.“ 

Die wiedergegebenen Telegramme beweiſen aber auch weiter, 
wie weit ſich die geheimen Verbindungen der Putſchiſten erſtreckten 
und beweiſen, daß fie planmäßig für einen Umſturzverſuch ge⸗ 
ſchaffen worden waren. 

Mit welchen Mitteln Kapp und Lüttwitz arbeiteten, um ihre 
Stellung zu halten, geht deutlich aus folgender Verordnung hervor: 
Der Reichskanzler hat unter dem 14. März 1920 verordnet: 

1. Alle Angehörigen der Reichswehr einſchl. Zeitfreiwilligen der 
Freiwilligenverbände, techniſche Nothilfe und der Sicherheits⸗ 
polizei, die bei etwa entſtehenden Kämpfen für die neue Regie⸗ 
rung verwundet werden ſollten, erhalten eine erſtmalige Ent⸗ 
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ſchädigung von 1000 Mark, bei nochmaliger Verwundung von 


2000 Mark, ſobald ärztliche Hilfe notwendig war. 

3. Alle einberufenen Angehörigen der genannten Verbände er⸗ 
halten vom 13. März 1920 ab bis auf weiteres eine beſondere 
Tageszulage von ſieben Mark. 

3. Kein Freiwilliger der Reichswehr und der Freiwilligenverbände 


wird entlaſſen werden, deſſen Zukunft nicht ſichergeſtellt iſt, aus⸗ 


genommen ſind nur diejenigen, die wegen unehrlichen Verhal⸗ 


tens gegen die neue Regierung oder als ungeeignet entlaſſen 


werden müſſen. 
Der Oberbefehlshaber: 
v. Lüttwitz. 


Die Bewilligung dieſer verſprochenen Gebührniſſe wurde auch 
auf die einberufenen Teile der Einwohnerwehr ausgedehnt. In⸗ 
deſſen braucht man nicht nur zum Kriegführen, ſondern brauchte 
man auch zur Gegenrevolution Geld. Die Intendantur der Neichs⸗ 
wehrbrigade 9 verſuchte es zu dieſem Zwecke noch am 17. März mit 
folgendem Telegramm: 


„Regierungspräſident Schleswig. 


Beſtätigen Ferngeſpräch vom 17. und bitten Regierungs⸗ 
hauptkaffe anweiſen, an Maſchinengewehr⸗Abteilung Reiter⸗ 
Regiment 14 bortjelbit ſofort 50 000 Mark, am 21. 3. 80 000 in 
bar gegen Quittung der Kaſſenverwaltung zahlen. Beträge 
werden von Heereshauptkaſſe Berlin erſtattet. 

Intendantur Reichswehrbrigade⸗Kommando 9.“ 


Jedoch nicht Geld allein, auch Flugzeuge wurden gebraucht. 
Um ſie zu erhalten, wandte ſich das Reichswehrgruppen⸗ 
Kommando 1 u. a. am 16. 3. telegraphiſch an die Polizei⸗Flieger⸗ 
Staffel Hamburg und forderte, daß von der dortigen Staffel ſofort 
zwei Flugzeuge mit Beſatzung zur Verfügung des Reichskanzlers 
nach Döberitz zu ſenden ſeien, und zwar möglichſt mit erſtklaſſigem 
Monteur. Ob Kapp und Lüttwitz dieſe Flugzeuge zu ihrer be- 
1 Abreiſe zu benutzen gedachten, iſt leider nicht feſtgeſtellt 

orden. f 


Wie ſehr man ſich um den „guten Geiſt“ in der Truppe be⸗ 
mühte, geht aus einem Telegramm hervor, das von der Reichs⸗ 
wehrbrigade 9 an das Garniſonkommando Altona gerichtet worden 
iſt und in dem es hieß: 

„Erſuche alle Kommandeure dafür zu ſorgen, daß ſie ſelbſt 
und alle Offiziere und Unteroffiziere dauernd in engſter Fühlung 
mit Mannſchaft bleiben. Dieſen ſind die Nachrichten, welche den 
Führern zugehen, ungeſäumt zur Kenntnis zu bringen. Bei 
leichtem Dienſt muß eine friſch⸗fröhliche Stimmung er⸗ 


halten bleiben. Es iſt mit efſten Mitteln zu verhindern. daß 
der gute Geiſt der Neis e Son aupen her irgendwie gagünſtig 
beeturzt wird. Erhohun; der Gebührn! e und andere Ver⸗ 


günftigurigen müſſen ſchnell jedem Mann bekannt werden.“ 


% 
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3 Außerordentlich intereſſant iſt aber auch folgendes Tele, 
das an alle Truppenteile gerichtet worden iſt: 

Reichskanzler draßtet: 

Bitte allen Führern und Unterführern bis herab zu den Gruppen⸗ 
führern in meinem Namen bekanntzugeben, daß ich jede entſchloſſene 
Dienſtauffaſſung, auch wenn ſie im Zwange der Not gegen einzelne 
bisherige Beſtimmungen verſtoßen ſollte, unbedingt anerkenne und 

perſönlich decke. Es kommt mir ganz beſonders darauf an, daß 
jeder Deutſche und insbeſondere jeder militärikche Führer künftig ver⸗ 
antwortungsfreudig mehr leiſte als der tote Vuchſtabe feiner Pflicht 
bisher gebot. Unterſchrift des Reichskanzlers. 

Vorſtehenden Erlaß bringe ich der Truppe zur Kenntnis. Frei⸗ 
herr von Lüttwitz. N 


2° Wie Herr Kapp die Truppe zu decken gedachte, iſt ja durch 
\ ſeine Flucht hinlänglich bewieſen. Wie aber gegen die Bevölkerung 
bDorgegangen werden ſollte, das zeigt ein Telegramm, das vom 
Reichswehrgruppen⸗Kommando 1 an die ihm unterſtellten Truppen⸗ 
teile gerichtet wurde und in dem es heißt: N 
„In Anbetracht der weitgehenden Zugeſtändniſſe, die das 
Programm der Regierung der Bevölkerung bringt, iſt 
1. bei entſtehenden Unruhen mit rückſichtsloſer 
Schärfe nach den bisherigen Beſtimmungen zu verfahren; 
2. bei der jetzigen Lage kommt es darauf an, daß die Truppe 
durch feſte und klare Befehle geführt wird.“ 


Gegen Plünderungen und Raub ſuchte ſich der Militär⸗Ober⸗ 
befehlshaber von Kapps Gnaden durch die Einrichtung der Truppen⸗ 
Standgerichte zu wehren. 

Kapp und Lüttwitz glaubten, mit Verordnungen den unge⸗ 

heuren Gegendruck des deutſchen Volkes unddirkſam machen zu 

können. Sie glaubten auch, daß ſie auf dem Verordnungswege des 

Generalſtreiks Herr würden. Es wurde deshalb eine Verordnung 

zur Sicherſtellung volkswirtſchaftlich wichtiger Betriebe veranlaßt. 

»Als volkswirtſchaftlich wichtige Betriebe wurden aufgeführt: Die 

Bergwerke und die mit ihnen im Zuſammenhang ſtehenden Betriebe, 

IR die Eiſenbahnen, elektriſchen Bahnen, Hoch⸗ und Untergrundbahnen, 

2 die Schiffahrt, das Transportgewerbe, Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Tele⸗ 

graphenämter, die Gas⸗, Waſſer⸗ und Elektrizitätswerke, die land⸗ 

wirtſchaftlichen und ihre Nebenbetriebe, die der Verſorgung der Be⸗ 
völkerung mit Nahrungsmitteln dienenden Gewerbe. 

In dieſen Betrieben durfte nicht geſtreikt werden. Im „Falle 
der Zuwiderhandlung“ gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung 
ſollte der Arbeitgeber, wenn den Arbeitern oder Angeſtellten die Be⸗ 
nutzung einer Wohnung als Vergütung auf Grund des Arbeits⸗ 
oder Angeſtelltenverhältniſſes gewährt wurde, zur friſtloſen Kündi⸗ 
gung und Ausweiſung berechtigt ſein. 

Eine weitere Verordnung befaßte ſich mit dem Schutz des 
Arbeitsfriedens. Bei Bedrohung der Arbdeitswilligen ſollte auf 
Zwangsarbeit nicht unter 3 Jahren zu erkennen ſein. 


zam, 
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Das heißeſte Eiſen holte aber der „Reichskanzler“ mit folgender 
Verordnung aus dem Feuer: 5 
Berlin, den 15. März 1920. 
Verordnung. 
A 8.1. 

Die Rädelsführer, die ſich in der Verordnung zur Sicherung 
volkswirtſchaftlich wichtiger Betriebe und in der Verordnung zum 
Schutz des Arbeitsfriedens unter Strafe geſtellten Handlungen ſchuldig 
machen, desgleichen die Streikpoſten werden mit dem Tode beſtraft. 
125 8 82, 

\ Diefe Verordnung tritt am 16. März 1920, 4 Uhr nachmittags 
in Kraft. 
Der Reichskanzler. 
Kapp. 

Glücklicherweiſe iſt indeſſen dieſe . N gar nicht ir 
Ausführung gekommen. Am 16. März gegen 2 Uhr be aben ſich 
namhafte Vertreter der Berliner Induſtrie, u. a. auch Geheimrat 
Ernſt v. Borſig als Vertreter des „Reichsverbandes der Deutſchen 


Induſtrie“, in die Reichskanzlei, um eine Zurücknahme dieſer Ver⸗ 


ordnung zu erwirken. Herr Kapp erklärte ſich plötzlich nicht für 
uſtändig und verſuchte die Sache auf das militäriſche Geleiſe zu 
Kleben, Es wurde nunmehr Oberſt Bauer herangerufen, der ſich 
angeſichts der Sachlage dazu verſtehen mußte, den ungeheuerlichen 
Befehl, deſſen Durchführung der „weile Schrecken“ in ſchlimmſter 
Jorm geweſen wäre, im letzten Augenblick zu inhibieren. | 

Es hieße indeſſen der hiſtoriſchen Wahrheit Gewalt antun, wenn 
nicht erwähnt würde, daß auch ein einziges Mal ein Verſuch zur 
Verwirklichung des „Regierungs⸗Programms“ unternommen wor⸗ 
den iſt. Dieſer Verſuch wurde aber mit völlig untauglichen Mitteln 
unternommen. Er beſtand in nichts anderem, als in folgender 
papierenen i 

Verordnung 
gegen das Schieber⸗ und Wuchertum. 
8 1. 

Wer gewerbsmäßig gegen die Verordnung zur Aufrechterhaltung 
der Wirtſchaft Lebensmittel, Futtermittel oder andere Gegenſtände des 
täglichen Bedarfs in Verlehr bringt, verkauft oder ſonſt veräußert, 
(Schieber) wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft. 

9 2. 

Wer Lebensmittel, Futtermittel oder andere Gegenſtände des 
täglichen Vedarfs unter Verletzung der zum Schutz der Wirtſchaft 
gegebenen Vorſchriften ins Ausland veräußert oder ſonſt verbringt, 
wird mit Zuchthaus nicht unter einem Jahr beſtraft. 

8 8. 

Zu Abu teilung der Straftaten ſind die außerordentlichen Gerichte 

zuſtändig. 
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8 4. 
Tiefe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
Berlin, den 15. März 1920. 
Der Obermilitärbefehls haber. 
. Freiherr von Lüttwitz. 


Zum Schluß fol noch auf einen „Regierungsakt“ des 
errn 17 27 hingewieſen werden, der von feinen Helfershelſern der 
ffentlichkeit in folgender Form mitgeteilt wurde: 

Das Mehl, das die alte Regierung für die Juden zu Oſtern reſer⸗ 
viert hatte, iſt beſchlagnahmt und wird an die Arbeiter verteilt. 
Berlin, den 16. März 1920. 


Die Gründe, die zu einer ſolchen Mitteilung führten, liegen auf 
der Hand. Das Schönſte iſt nur, daß 1 dieſe einzige Regierungs⸗ 
tat Kapps nur in der Phantaſie eziſtierte, daß die age 28 
rn m garnicht erfolgen konnte — weil es nämlich ſchon drei Wochen 
dorher zu Mazzes verbacken worden war. 

Wie ein böſer Spuk verflog aber bald der ganze Wuſt der Ver⸗ 
ordnungen von Kapp und Lüttwitz. Und das alles geſchah durch 
folgende kleine Meldung: 

Berlin, 18. März. (Amtlich.) Der Stellvertreter des 
Reichskanzlers, Reichsminiſter Schiffer, teilt mit, daß alle vom 
Generallandfchaftsdirektor Kapp und General von Lüttwitz ge⸗ 
ae Anordnungen ungeſetzlich find und deshalb der Rechts⸗ 
wirkſamkeit entbehren. 


„Aufklärungsdienſt der Reichskanzlei“. 


Als Herr Kapp mit ſeinen Helfershelfern in der Reichskanzlei 
eingezogen war, ließ er ſofort alle Hebel in Bewegung ſetzen, um 
das deutſche Volk und insbeſondere die Berliner Bevölkerung über 
ſeine Abſichten aufzuklären. Die erſten Kundgebungen und ſein 
Regierungsprogramm brachte er glei fertig aus Döberitz mit, und 
begann am Morgen des 13. dann damit den Propagandaapparat 
1 zu laſſen. Nachdem ſich der deutſchnationale Abgeordnete 

. Traub der Kappregierung zur Verfügung geſtellt hatte, wurde 
unter feiner Oberleitung eine Propaganda⸗ und eine Preſſeabteilung 
gebildet. Um die Mittagsſtunde des 13. März tat ſich in einigen 
Räumen der Preſſeabteilung der Reichsregierung, Wilhelmsplatz 8, 
ein „Aufklärungsdieuſt der Reichskanzlei“ auf, der mit Proklama⸗ 
tionen und Flugblättern für Kapp und Genoſſen warb. Einzelne 
Drucker waren leichtſinnig genug, auf die Feſtigung der neuen 
„Reichsregierung“ zu bauen, fie nahmen Druckaufträge ohne Bar⸗ 
zahlung entgegen. Als ſie ſpäter ihre Rechnungen einreichten, war 
aber die Herrlichkeit Kapps bereits beendet, und die rechtmäßige 
Reichskanzlei konnte nichts anderes tun, als den Druckern zu 
empfehlen, ſich von denen bezahlen zu laſſen, die die Aufträge ge⸗ 
geben hatten. 

Die erſte Kundgebung der neuen Regierung begann mit einer 
Lüge, da Kapp und Lüttwitz behaupteten: „Die bisherige Reichs⸗ 
regierung hat aufgehört zu ſein.“ In dieſer erſten Kundgebung 
tauchte auch gleich die Phraſe von der „Regierung der Ordnung, der 
Freiheit und der Tat“ auf. Dieſes Schlagwort war zweifellos ſchon 
vor dem 13. März geprägt worden und ſollte nun dazu dienen, 
die Militärdiktatur mit ſchönen Worten zu verkleiden. 

Berlin, den 13. März. 
Kundgebung! 

Die bisherige Reichsregierung hat aufgehört zu ſein. Die 
geſamte Staatsgewalt iſt auf den unterzeichneten Generallandſchafts⸗ 
direktor Kapp⸗Königsberg als Reichskanzler und Miniſterpräſidenten 
übergegangen. Zum militäriſchen Oberbefehlshaber und gleichzeitigen 
Reichswehrminiſter wird von dem Reichskanzler der General der 
Infanterie Freiherr v. Lüttwitz ernannt. Eine neue Regierung der 
Ordnung, der Freiheit und der Tat wird gebildet. 

Freiherr v. Lüttwitz, General der Infanterie. 
Kapp, Generallandſchaftsdirektor. 


190 


a 13. März gab Herr Kapp auch ſofort fein Regierungs⸗ 
prog belannt, das unfreiwillig mit dem Eingejtändnis be⸗ 


worden waren. Weiter ſollte der Grundbeſitz zu „entſpre 
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0 „daß Reich und Volk in ſchwerer Gefahr ſeien. Auch dieſes 
Programm war bereits in den Räumen der „Nationalen Ver⸗ 
einigung“ in der Schellingſtraße oder im Döberitzer Lager fertig⸗ 
geſtellt worden, denn andernfalls hätte Herr Kapp davon unter⸗ 
richtet fein müſſen, daß das Abſchiedsgeſuch des Reichsminiſters 
Erzberger bereits beim Reichspräſidenten eingelaufen war. In 
ſeinem zweiten Aufruf gebrauchte er ſtatt der wirklichen Bezeich⸗ 
nung „Militärdiktatur“ den Ausdruck „ſtarke Staatsgewalt“. Er 
verwahrte ſich dagegen, daß er der Reaktion zum Siege verhelfen 
wolle, und er betonte die „Heiligkeit des Rechts“, nachdem er ſeine 
Herrſchaft mit Hilfe Eidbrüchiger vorerſt begründet hatte. hne 
einen Bemeis für ſeine Behauptung zu liefern, erklärte er, daß eine 
„herrſchfüchtige Parteiregierung“ dem Volke das wichtigſte Grund ⸗ 
recht der Präſidentenwahl entziehen wolle. Für dieſe Behauptung 
iſt kein Beweis erbracht worden und kann kein Beweis erbracht 
werden, denn es lag bis zum 13. März früh 7 Uhr weder ein An⸗ 
trag der Reichsregierung noch ein Antrag irgend einer Partei vor, 
ee Anderung der Verfaſſung in dem angedeuteten Sinne er⸗ 
rebte. a 
Der Aufruf Kapps ſchilderte ſodann, was die „Regierung“ alles 
fun wolle. Kapp erklärte ſich zwar bereit, den Friedensvertrag aus⸗ 
zuführen, aber das „ſoweit es möglich iſt“, iſt gleichbedeutend mit 
dem „Wie ich es auffaſſe“. An zweiter Stelle erklärte Kapp, daß 
er beabſichtige, das große Werk der Verreichlichung des Steuer⸗ 
weſens wieder zu zerſtören und die Finanz⸗ und Steuerhoheit der 
Bundesſlaaten wiederherzuſtellen. Gerade dieſer Punkt fand ſtarken 
Widerſpruch ſelbſt bei den Kreiſen, die das Kapp⸗Programm in 
Verkennung der Tatſachen für ein allein ſeligmachendes Programm 
hielten. Als drittes wurde verſprochen, die Kriegsanleihen ſicher⸗ 
zuſtellen und ihre demnächſtige Rückzahlung einzuleiten. Dieſer 
Programmpunkt ſtammt zioeiſellos von dem Mann, dem Kapp 
das Reichswirtſchaftsminiſterium zugedacht hatte, dem Naum⸗ 
burger Arzt und „Volkswirt“ Schiele, der als Tagesſchriftſteller bis⸗ 
her die Forderung vertreten hatte, die Kriegsanleihen als geſetz⸗ 
liches Zahlungsmittel zu erklären und ihnen dadurch den reinen 
Geldcharakter zu verleihen. In Wahrheit hätte ein ſolches Be⸗ 
innen aber nichts anderes bedeutet als eine rieſenhafte Vermehrung 
des Notenumlaufes. Man ſieht alſo, daß auch die Kappregierung 
u denſelben Mitteln greifen wollte, die von den Rechtsparteien bis⸗ 
er immer als unſittlich, unſolide und unpolitiſch a 
ender 
Steuerleiſtung herangezogen werden. Das iſt aber ein ſehr dehn⸗ 
barer Begriff, und wenn Kapps Unternehmen mehr Er 80 ae 
hätte als es tatſächlich gehabt hat, fo würde fich die De rkeit 
dieſes Begriffs erſt in ihrer ganzen Größe gezeigt haben. 
Dann aber kam Herr Kapp mit ſeinem Hauptſchlager, indem er 
erklärte, daß die Regierung dem Grundbeſitz, damit er in den Stand 
geſetzt werde, die Opfer zu tragen, die von ihm verlangt würden, 
die wirtſchaftliche Freiheit wiedergeben wolle. Während Kapp ſo 
den Landwirten das Paradies verhieß, gebrauchte er den Arbeitern 
gegenüber eine entſchiedenere Tonart, indem er erklärte, daß die neue 
77 g Streiks und Sabotage rüctichtslos unterdrücken werde. 


> 
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Indeſſen fo ganz wollte es Kapp auch mit den Arbeitern nicht ver⸗ 
derben, er verſprach ihnen deshalb, daß die neue Regierung ſie zur 
„tätigen Mitarbeit“ heranziehen würde, weiter ſtellte er einen Aus⸗ 
bau der Verſicherungsgeſetzgebung und ein Heimſtättengeſetz in Aus⸗ 
ſicht. Aber auch dieſe Wee verlängerten die Herrſchaft der 
fünf Tage genau ſo wenig, wie die Verſprechungen an das Be⸗ 
amtentum und an die Kriegsbeſchädigten. Wie Herr Kapp ſich 
aber eigentlich unter dem Schutz von fünftauſend Bajonetten vorkam, 
das geht aus der Außerung era daß ſich die neue Regierung 
ſtark genug fühle, um ihre Tätigkeit nicht mit Verhaftungen und 
anderen Gewaltmaßregeln zu beginnen. Doch ſelbſt dieſe Erklä⸗ 
rung war ſchon eine halbe Stunde nach dem Beginn der Herrſchaft 
Kapps widerlegt, nämlich durch die Tatſache, daß der Stellvertreter 
des Reichskanzlers, Schiffer, beim Betreten ſeines Dienſtgebäudes 
verhaftet worden war. Kapp ſpielte ſich in dem ganzen Aufruf als 
Hüter der Verfaſſung auf, aber am Schluß ſeines Regierungs⸗ 
programms behandelte er die Verfaſſung wie einen Fetzen Papier, in 
dem er nämlich ſelbſtherrlich und verfaſſungswidrig verkündete, daß 
die Farben der deutſchen Republik ſchwarz⸗weiß⸗rot ſeien. 

Die Verſprechungen und Verheißungen, mit denen Kapp ſo 
überaus freigebig war, wurden dann von ſeinen Helfershelfern 
Piel, d. und in allen Tonarten abgewandelt. In einem großen 

G 


at, daß aber nur ſehr vereinzelt unter dem Schutz der Bajonette 


im Regierungsviertel angeſchlagen wurde, veranſtalteten die neuen 
Regierungsmänner ein politiſches Frage⸗ und Antwortſpiel. Hier 
hüllte ſich die Reaktion in die Verheißung der Fachminiſter, und es 
wurde erzählt, daß die alte Regierungsarbeit unter ewigem Hin⸗ und 
Herverhandeln gelitten hätte. Zum erſten Mal tauchte auch die 
Verſprechung der Neuwahlen auf, indeſſen ſchwieg man ſich über den 
Zeitpunkt der Wahlen vorſichtigerweiſe noch aus. 

Das nächſte Flugblatt iſt unter dem Eindruck der Stellungnahme 


der Berliner Morgenpreſſe vom 13. März entſtanden. Es iſt v. J. 


gezeichnet, hat alſo, das beweiſt auch der Stil, Herrn von Jagow 
zum Verfaſſer. Das Flugblatt wurde in ſehr großer Auflage in 
allen Teilen Berlins durch ſchwer bewaffnete Soldaten verteilt, die 
es von Kraftwagen herab in die Menge warfen. Herr v. Jagow 


verwahrte ſich dagegen, daß es ſich bei dem Kappſchen Unternehmen 


um einen monarchiſtiſchen Putſch handele. Es ſprach vielmehr von 
einer „nationalen Bewegung“ und es iſt in dieſem Zuſammenhange 
intereſſant zu erfahren, was man nunmehr unter dem Begriff einer 
nationalen Bewegung zu verſtehen hat. Dieſelbe Tonart klang 
auch aus einer Mitteilung, die durch . Telegraphiſches Bureau 
verbreitet wurde. Hier wurden die Wahlen „ſobald wie möglich“ 
angekündigt. 

Die Lüge vommonarchiſtiſchen Putſch! 

Die Preſſe der alten Regierung ſcheut ſich nicht, noch heute 
in ihren Morgenblättern die nationale Bewegung, die zum Rück⸗ 
tritt der alten Parteiregierung führen mußte, als einen mon⸗ 
archiſtiſchen Putſch hinzuſtellen. Sie ſagt damit bewußt die Un⸗ 
wahrheit. Nicht die Wiederaufrichtung der Monarchie, ſondern die 
Erfüllung der dem Volle gegebenen Verſprechungen ſind das 


. 
2 Biel der neuen Machthaber. Im befonderen muß den RE, en 
Her ten entgegengetreten werden, als wolle die neue re publi- 


kaniſche Regierung die allgemeine Wehrpflicht wieder einfe ren. 
Das widerſpräche dem Friedensvertrag. Noch weniger heab⸗ 
68 Er ſichtigt die neue Regierung neue Kriege anzuzetteln. it ſolchen 
| Behauptungen ſuchen frivole Hetzer das Volk zu betören. Anſtatt 
wie. die alte Regierung eine Politik der Verſchleppung zu treiben, 
= wird es die erſte Aufgabe der neuen Machthaber fein, nach den 
ale Bedürfniſſen des Staates und des Volkes in ſeiner 
theit zu regieren. 7 Klaſſenbevorzugung, ſei es nach 

re oder nach links, endlich aufhören. Menſchenwürdige 
an =: usbedingungen für jeden Einzelnen zu ſchaffen, eine Volks⸗ 


n zu haben, die der wahre Ausdruck des Volkswillens iſt, 
edensvertrag loyal durchzuführen unter Wahrung der 
deut re und ſoweit er nicht Selbſtvernichtung bedeutet, ſind 
5 Far Lerne ite des neuen Programms. Wer dazu mithilft, hilft 
8 Vaterlande! Gehe u friedlich feiner Arbeit nach. BR 
t 1 die vornehmſte Pflicht für Jedermann. 0 


Nicht Umſturz, ſondern Aufbau iſt die Parole! 
v 


5 FR 14. März wandte ſich Herr Kapp dann noch einmal höchſt 
5 an an die Landwirte und kündigte an, daß in möglichſt kurzer 
eit die ungeheuerliche, jede landwirtſchaftliche Erzeugung ver⸗ 
nichtende Aetengswirtſchaft verſchwinden ſolle. 
TIER 1 An die deutſchen Landwirte! 
8 Die Nevolutionsregierung hat aufgehört zu beſtehen. Mit ihr wird 
. in möglichſt kurzer Zeit die ungeheuerliche, jede landwirtſchaftliche 
or: „ Eneugung vernichtende Zivangswirtihaft verſchwinden. 

Vorläufig bis zum Eintritt völlig geordneter Verhältniffe muß 
Ya Verſorgung der ſtädtiſchen Bevölkerung noch in der bisherigen 
Weise fortgeſetzt werden. Durch die bisherige Regierung iſt die Er» 

een auf das äußerſte verfahren und erſchwert. Aber es muß 
berhindert werden, daß die Nahrungsmittelzufuhren in den Bedarfs⸗ 
bezirken irgendwie ins Stocken geraten. Ganz beſonders in den nächſten 
und ſchwerſten Wochen erwartet die Regierung, daß die deutſchen Land⸗ 
wirte die äußerſten Anſtrengungen machen, friedliche und arbeitswillige 
Stadtbevölkerung überall voll zu beliefern, wo eine irregeleitete 
ſtädtiſche Bevölkerung fie nicht ſelbſt hindert, ihr die dringende, unent⸗ 

55 | bchrliche Nothilfe zu leiſten. 

1 5 Deutſche Landwirte, in Eurer Hand liegt die Entſcheidung, ob wir 
5 ohne Hungersnot und ihre unvermeidlichen a die Zeit bis zur 

* Ernte überwinden. 

= . Ich hege das feſte Vertrauen, daß Ihr wie in der Zeit während 
95 des Krieges dem Vaterland auch in der gegenwärtigen Not die Treue 
BR balten werdet. 

55 N | Der Reichskanzler. 
n Kapu. 
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Aber, o Wunder, mit dieſer Ankündigung fand er Ge bei 
denen, die es doch eigentlich anging, keine Gegenliebe. So erhob 
Freiherr v. Richthofen als Vorſitender des „Schleſiſchen Landbundes“ 
ſofort bei allen Provinz und Reichsſtellen Einſpruch gegen die 
ſofortige Aufhebung der Zwangswirtſchaft. Bei Wahrung der be⸗ 
rechtigten Lebensintereſſen der Landwirtſchaft beantragte der 
Schleſiſche Landbund Beibehaltung der Zwangswirtſchaft für die 
Haupternährungsprodukte für dieſes Jahr. Ebenſo muß feſtgeſtellt 
werden, daß auch der „Provinzialausſchuß für freie Wirtſchaft 
Schleſiens“ jich gegen die Ankündigung Kapps wandte. Angeſichts des 
Verſprechens dei Pfeudo⸗Reichskanzlers ſah fi der Ausſchuß Togar 
genötigt, jeine Mitglieder aufzufordern, unverbrüchlich au den be» 
ſtehenden Vorſchriften über die Verteilung von Lebensmitteln und 
Bedarfsartikeln feſtzuhalten. Durch ſeine Flugblattdichter ließ 
Kapp weiter ankündigen, daß die Schieber und Wucherer mit eiſerner 
Fauſt gepackt werden ſollen. Die Sapitalenerfhiebunf?folle unter⸗ 
rochen werden. Was aber war in Wirklichkeit die Folge des 
Kappſchen Unternehmens? Am Sonnabend, den 13. März, lief beim 
Reichswirtſchaftsminiſterium die Meldung ein, daß die Rheinland⸗ 
kommiſſion unſere Ausfuhrverbotgeſetzgebung genehmigt habe. Wir 
hatten alſo nun ein Mittel, durch Verte des Loches im Weſten 
der Kapitalverſchiebung Einhalt zu tun. Infolge der Wirren im 
Reiche konnten aber in dieſem Augenblick die nötigen Maßnahmen 
nicht ergriffen. werden und auf Kapp und feine Helfershelfer fällt 
allein die Schuld, wenn in den fünf Tagen vom 13. bis 18. März 
die Kapitalverſchiebung und das Schieberweſen überhaupt im 
Weſten des Reiches nicht unterbunden werden konnte. f 

Auch daran haben Kapp und ſeine Leute offenbar nicht gedacht, 
welche verheerenden Folgen der Umſturzplan auf die Abſtimmung 
in der zweiten Zone in Nordſchleswig unter Umſtänden hätte haben 
können. Auf dieſe Gefahr ya gemacht, glaubte man genug 
zu tun, wenn man um die Mittagſtunde des 13. März noch ſchnell 
einen Aufruf von 10 Zeilen verfaßte. a 

Wenn die Treue der Nordſchleswiger auch in dieſen ſchweren 
Stunden nicht erſchüttert wurde, ſo ſpricht das nur für die wahre 
Vaterlandsliebe der Männer aus der Nordmark, nicht aber für Herrn 
Kapp und ſein wahnwitziges Unternehmen. 55 

Am zweiten Tag ſeiner „Regierung“ hatte Herr Kapp ſchon 
einigermaßen begriffen, wie der Wind wehte. In einer neuen 
Proklamation erklärte er feierlich, daß fojort nach Wiederher⸗ 
ſtellung der Ordnung, die er allein geſtört hatte, Neuwahlen zum 
Reichstag ausgeſchricben werden ſollten. 

Proklamation! 

1. Um Irrtümer auszuſchließen und in böswilliger Abſicht ver⸗ 
breiteten Gerüchten entgegenzutreten, erkläre ich feierlich, daß ſofort nach 
Wiederherſtellung der Ordnung das dem Volke von der bisherigen 
Regierung vorenthallene Recht, fein Schickſal durch Neuwahlen ſelbſt 
zu beſtimmen, in vollem Umfange gewährt werden wird. 

Sobald Ruhe im Lande iſt, 0 

erfolgt die Ausſchreibung der 


x R ER Bi . 29 — 
? Wahlen zum Reichstage. 
2 Die Regierung beabſichtigt 
= keine politiſch einſchneidenden Notvderord nungen, 
ſopweit ſolche nicht erforderlich find: 
BR a) zur Mufredterhaltung der Ordnung und des wirtſchaftlichen 
N. Lebens, 
b) gegen wucheriſche Ausbeutung des Volkes, 
e) zur Beſeitigung der Korruption. 
3. Die Regierung wird 
alle ledenswichtigen Betriebe 
und alle Arbeitswilligen ſchützen, Widerſtand aber mit voller Gui 
ſchloſſenheit unterdrücken. 5 
Berlin, den 14. März 1920 
8 Der Reichskonzler. 
Kapp. 


An dieſes Verſprechen der Neuwahlen klammerte er ſich mehr 
und mehr, und in dem nächſten Flugblatt ließ er mitteilen, daß die 
Wahlen in 60 Tagen ſtattfinden ſollten. Mehr und mehr fühlte aber 
auch Herr Kapp, daß er mit den bisherigen Verſprechungen noch 
keinen Erfolg gehabt hatte, und es dauerte garnicht lange, ſo kam 
eee mit einem Plan, der an Neuheit und Originalität allerdings viel 
zu wünſchen übrig ließ. „Das arbeitende Volk braucht eine eigene 
ö örperſchaftliche Vertretung“ hieß es in einem neuen Flugblatt, alſo 
mußte gefordert werden „die Neuſchöpfung einer Kammer der 
Arbeit“. Und prophetiſch ließ Kapp weiterhin verkünden: „Alle 
Rettung liegt im Glauben an mannhafte Tat“. Der Glaube ſoll 
zwar Berge verſetzen lönnen, aber der Glaude des Herrn Kapp an 
mannhafte Tat vermochte nichts anderes, als das Reich in die größte 
Verwirrung zu bringen. a 
Jeden Tag gab es eine neue Proklamation, auch am 15. März 
wandte ſich Herr Kapp an das deutſche Volk, um ihm mitzuteilen, 
daß der geſunde Menſchenverſtand geſiegt habe. Alsdann folgte 
wiederum eine fauſtdicke Lüge, in der Mitteilung, daß die bisherige 
Regierung an den jetzigen Reichskanzler mit dem Wunſche heran⸗ 
En jet, über die Forderungen vom 13. März erneut zu ver⸗ 
2 handeln. Ebenſo erlogen war die andere Mitteilung, daß die alte 
% Regierung gemeinſam mit der neuen Regierung das geſamte Vol! 
zur Wiederaufnahme der Arbeit aufgefordert habe. Zwiſchen den 
eilen vernahm man aber ſchon die Töne der Rückzugskanonade, 
5 rr Kapp erklärte bereits, daß das Ziel der neuen Regierung in 
kürzeſter Friſt auf friedlichem Wege erreicht werden würde. In 
einem anderen Flugblatt, das eben alls am 15. März veröffentlicht 
worden iſt, machten ſich die Helfershelfer des Herrn Kapp zu Wort⸗ 
führern der Deutſchen Volkspartei und verſuchten bei der Gelegenheit 
N auch den Bericht des Mehrheitsausſchuſſes der Nationalverſammlun 
als Schwindel hinzuſtellen. Das Blatt iſt überſchrieben: „Dunkel⸗ 
männer an der Arbeit!“ Es iſt aber nur zu klar, welche Männer es 
waren, die als Dunkelmänner ein lichtſcheues Gewerbe ausübten. 


n 


Am 16. März hatte man in der Reichskanzlei die Gefahren des 
Generalſtreiks wohl völlig erkannt. Man verſuchte es 5 mit einem 
Abwehrmittel und ſchickte ein Flugblatt an die Arbeiter hinaus. Ein 
ähnliches Flugblatt wurde auch an die Eiſenbahner gerichtet. Ver⸗ 
ſprechungen und Drohungen zugleich, das waren die Mittel, mit 
denen die Kappleute glaubten, Erfolge zu erringen. Und dann ging 
es zum Ende. Zwar kamen noch zwei Flugblätter aus der Drucker⸗ 
preſſe, man log noch wie früher, doch hatte man nicht viel Zeit mehr, 
man faßte ſich kurz. 


Im letzten Flugblatt war nicht mehr die Rede von der glor⸗ 
reichen Kapp⸗Regierung und nicht mehr von Verſprechungen. Da 
mußte eine Ablenkung geſucht werden, und da wurde in den röteſten 
Farben das Geſpenſt des Bolſchewismus an die Wand gemalt. In 
dem letzten Erguß kamen u. a. folgende Sätze vor: 

„Das Schickſal des deutſchen Volles ſchreitet im Sturmſchritt 
vorwärts und ſteht vor der letzten und höchſten Entſcheidung. In 
wenigen Stunden werden die Heere der roten Armee in den Vor⸗ 
orten von Berlin zum Entſcheidungskampf aufgeſtellt ſein. Der 
Mob iſt bereit, den militäriſchen Angriff durch Plünderung in den 
Wohnungen friedlicher Bürger zu unterſtügen. Waffen 5 en 
den Anführern zur Verfügung. In Berlin wird I in dieſen 
Tagen das Schickſal des deutſchen Volkes und Weſt⸗Curopas ent⸗ 
0 Rüſtet Euch zum Abwehrkampf mit den Mitteln der 
Degner. 8 


Wo war nun der Glaube an die mannhafte Tat? Wo waren alle 


Verſprechungen? N 

Am 17. März mittags verließen die Herren des „Aufklärungs⸗ 
dienſtes der Reichskanzlei“ die Stätte ihrer Tätigkeit. Wenig 
ſpater folgte ihnen Herr Kapp, als ihr spiritus rector. In ber 
Reichskanz 
Regierungsprogrammen und Proklamationen. Unter allen Lügen 
aber war nur eine einzige Wahrheit zu 
regierung“, die Regierung der fünf Tage hat aufgehört zu fein! 


ei fanden ſich ſpäter noch ganze Ballen von Flugblättern, 
leſen: Die „bisherige Reichs ⸗ 


Kapp und die Preſſe. 


Am 13. Min morgens gegen 8 Uhr wurde das Dienftgebäude 
1 Preſſeabteilung der Reichsregierung von Teilen des Marine⸗ 
2 3 befegt, deſſen Mageheipe zum großen Teil früher im 
7 verwandt worden waren. Mit den Truppen erjchten auch 


Igefol 
SR egierung der Ordnung, der Freiheit und der Tat dem 
chen Volke und der deutſchen Preſſe zu empfehlen. Die neuen 
ten ließen ſich im Amtszimmer des Miniſterialdirektors Rauſcher 
lich nieder, der, als er im Amt erſchien, in Schutzhaft genommen 
de. Mit den neuen Herren waren eine Anzahl Damen er⸗ 
; sen, zum größten Teil adlige Offiziersfrauen, die mit einem 
Ausweis en wurden, aus dem erſichtlich war, daß fie „ehren⸗ 
an im Dienfte der neuen „Regierung“ beſchäftigt würden. 
i 5 05 Preſſeſtab des Herrn Kapp beglückwünſchte ſich vorerſt hegen, 
b Zu, daß alles jo glatt verlaufen ſei und ſchickte dann folgende 

egesmeldung in die Welt: 

„Die alte Regierung einſchließlich des Reichspröſidenten iſt ge 
N flohen. Die Truppen rückten mit klingendem Spiel ein und beſetzten 
die Regierungsgebäude ohne Widerſtond. Der Tag ift ohne Blutver- 
gießen verlaufen. Kein Schuß iſt gefallen. Es handelt ſich um keine 
Reaktion und keinen monarchiſtiſchen Putſch. Es gehen verleumderiſche 
Gerüchte um über die Wiedereinführung der Wehrpflicht und neue 


95 chten. Die Regierung will den Frieden nach außen und nach 

ame. Beſprechungen mit der Arbeiterſchaft über die neue Lage ſind 

8 leitet. Die Regierung wird bie Verſprechen Frieden, Freiheit und 
8 R. t aus einem bohlen Wort zur Tat machen.“ : 
Kr v ‘ 

* ” Ebenfo merkwürdig, wie die neuen Preſſechefs waren auch die 


ER Arbeitervertreter, mit denen nach der vorſtehenden Meldung verhan⸗ 
15 5 delt worden iſt. Es handelte fi ich nämlich, wie mitgeteilt wurde, um 
en no⸗Regiſſeur und expreſſioniſtiſchen Maler William Wauer, 
neuen Regierung als vollwertiger Arbeitervertreter an⸗ 

ode Es lohnt ſich aber, die Preſſechefs der e 

näher zu betrachten. Mit der 1 f dee der 


885 der vor Übernahme dieſes Poſtens als Angeftellter der 
95 en tätig war. Herrn Lenſch zur Seite ſtand ein Ober⸗ 
leutnant v. Knobelsdorff und der frühere Rechtsanwalt Bredereck, 


der dem Nationalverband Deuif ſcher Offiziere angehört. Wie weit 


5 SL nationaliſtiſche Oſſtziersverband und insbeſondere ſein Vor⸗ 


der an der Vorbereitung und Durchführung des Kapp⸗Unter⸗ 


ehmens beteiligt war, wird die gerichtliche Unterſuchung noch feſt⸗ 
Er n haben. = Vertreter der deutſchen Preſſe waren nicht 
al nt, oa fie am Mittag von Herrn Bredereck begrüßt 


ge des Herrn Kapp, das damit beauftragt worden war, 


SR ng war der Kapitänleutnant a. D. Lenſch beauftragt 8 


* 


ſein Anſehen durch Bredereck unmöglich geho 


„ a 


wurden, der ihnen die neue Regierung eindringlich alıpeies, Diele” 
frühere Rechtsanwalt hatte bekanntlich im Jahre 1912 mehr aus⸗ 
als er eingenommen hatte und hatte ſich, um das Defizit zu 

der Unterſchlagung von Mündelgeldern ſchuldig gemacht. Es 
wurde ein Haftbefehl gegen ihn erlaſſen und Bredereck ſah ſich ge⸗ 
zwungen, in das Land der unbegrenzten RR zu flüchten. 
Während des Krieges kehrte Bredereck zurück, kämp! te unter falſchem 
Namen in der deutſchen Armee und wurde zum Offizier befördert. 
Nach dem Kriege ſchloß er ſich dem vorgenannten nationaliſtiſchen 
Offiziersverband an. Da von Vertretern der Preſſe deutlich zum 
Ausdruck gebracht wurde, 15 ſie es ablehnten, von einem Manne 
Informationen entge Nr e yhmen, über deſſen Charalter anch rn 
leben keinen Zweifel lieh, und da Herr . ließ 


werden konnte, li 
er am 16. März kurzerhand mitteilen: 
Die Nachricht, daß der frühere Rechtsanwalt Bredereck amtlich be⸗ 
ſchäftigt werde, iſt unwahr. 

Auch Bredereck 1 in einer fpäteren Erklärung, dabei ge⸗ 
weſen zu ſein. a ſolchen Vorgängen wird man ſich nicht zu 
wundern brauchen, wenn ſchließlich Kapp und Lüttwitz ſelbſt er- 
klären, daß fie bei ihrem Unternehmen nicht „amtlich beſchäftigt“ 
worden wären. 

Mit den Döberitzer Truppen zog aber auch ein anderer Re⸗ 
gierungsmann ein, der in ſeiner Art eine echte Abenteurer⸗Natur 
darſtellt. Als die Marinebrigade Ehrhardt unter klingendem Spiel 
am Hotel Adlon vorbeizog, ſteckte ein Herr Lincoln⸗Trebitſch 
ſeinen Kopf in das Schlafzimmer des dort wohnenden amerikani⸗ 
ſchen Korreſpondenten Karl v. Wiegand und drückte dem Er⸗ 
ſtaumten die Proklamation der neuen u in die Hand. 

Lincoln⸗Trebitſch iſt don Geburt ungariſcher Jude. Er wanderte 
als junger Mann nach England aus, trat hier zum Proteſtantismus 
über und wurde freireligibſer Prediger, ſch RR: ſogar Unterhaus» 
mitglied der liberalen Partei. Während des Krieges flüchtete er 
wegen Spionagederdachts nach den Vereinigten Staaten. Da von 
engliſcher Seite gegen Trebitſch ein Auslieferungsantrag wegen 
Wechſel⸗ und Urkundenfälſchung geſtellt war, ſo wurde er verhaftet 
und ausgeliefert, und in England wegen dieſes Eigentumvergehens 
zu einer längeren Gefängnisſtrafe verurteilt. Nach dem Waffen⸗ 
ſtillſtand ging er nach tſchland und tauchte vor einigen Monaten 
auch im Haag auf. Sein Verſuch, mit dem deutſchen Geſandten 
Dr. Roſen in Verbindung zu teten mißlang. Trebitſch ging nach 
Amerongen, wo er dem General Dommes erklärte, im Intereſſe 
einer monarchiſtiſchen deutſchen Parteigruppe tätig zu ſein und vom 
Kaiſer empfangen zu werden wünſchte. General Dommes ſchlug 


dieſes Anſuchen aber ab. Nach Aufrichtung der Militärdiktatur in 


Ungarn hatte ſich Trebitſch kurze Zeit dort aufgehalten, kam aber 
rechtzeitig zurück, um noch bei der Aufrichtung der Militärdiktatur 
in Deutſchland zur Stelle zu ſein. So alſo ſah der Mann aus, den 
Herr Kapp auf die ausländiſchen Journalisten losließ, und der am 
15. März ſelbſt er ‚Härte, daß er vom Oberſten Bauer, dem Chef der 
Reichskanzlei, mit der Leitung der au denpolil iſchen Breffeangelegen- 
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heiten beauftragt worden ſei. Trebilſch begann feine Tätigleit da» 
mit, daß er Telegramme engliſcher Preſſevertreter, die der Kapp⸗ 


regierung ungünſtig waren, einfach zerriß und in den Papierkorb 


warf. Von ſeiten engliſcher Korreſpondenten wurde beim bieſigen 
engliſchen Geſchäftsträger Lord Kilmarnock Beſchwerde gegen Tre⸗ 


bditſch eingereicht darüber, daß es engliſchen Journaliſten zugemutet 
würde, amtliche Informationen von einer wegen Eigentumsver⸗ 


gehen vorbeſtraften Perſon entgegenzunehmen. 
In Verbindung mit dem Preſſeapparat des Herrn Kapp ſtand 
weiter der Oberleutnant v. Heimburg, der im Jahre 1919 in der 
Preſſeſtelle des Reichswehrgruppen⸗Kommandos 1 beſchäftigt 
worden war und der ſich ſpäter als Mitarbeiter Berliner rechts⸗ 
ſtehender Zeitungen betätigte. Ferner wurde im Preſſedienſt ein 
Herr Alexander de la Croix beichäftigt, der ſich vor der Revolution 
als wildeſter Militariſt aufſpielte, der ſich aber am 9. November 


mit einer rieſigen roten Schleife zierte, ſich zum Vorſitzenden des 


Soldatenrates wählen ließ, und der ſich am 13. März der Regierung 
des Herrn Kapp für Preſſeangelegenheiten zur Verfügung ſtellte. 
Nachdem D. Traub ohne Erfolg als Preſſechef fungiert hatte, wurde 


für dieſes Amt am 15. März der Redakteur des „Berliner Lokal⸗ 


anzeigers“, Herr Johannes W. Harniſch, auserſehen, ein perſönlich 


ehrenwerter Journaliſt, dem aber die Vorgänge vom 13. völlig den 


Blick getrübt hatten und der zur Rettung noch einſprang, als ſchon 
längſt nichts mehr zu retten war. 


Mit Hilfe der hier geſchilderten ſehr gemiſchten Geſellſchaft 


richtete Herr Kapp einen Nachrichtendienſt ein, der in feiner Eigen⸗ 
art, was nämlich die Kunſt des Lügens anbetraf, wirklich unüber⸗ 


en, war. Nach Lektüre der Berliner Morgenblätter, deren 
Halt 


ung erkennen ließ, daß dieſe keineswegs einmütig den Einzug 

des Herrn Kapp mit Poſaunen und Trompeten begrüßen würden, 
a eb man ſich vorerſt dazu, die Abendblätter, den „Vorwärts“ 
und die „Freiheit“ aber überhaupt zu verbieten. In einer neuen Ver⸗ 
fügung wurde dann das Erſcheinen der Zeitungen bis zum Sonn⸗ 
tag abend verboten mit der naiven Begründung, daß wichtige Ver⸗ 


handlungen mit Arbeitervertretungen ſchwebten, die durch vorzeitige 


eröffentlichungen geſtört würden. Weiter wurde mitgeteilt, daß 


dem Wiedererſcheinen der Zeitungen am Montag nichts im Wege 


ſtehe, ebenſo ſollte das Ergebnis der Verhandlungen am Montag 
früh bekannt gegeben werden. Dazu iſt nur zu ſagen, daß keinerlei 
erhandlungen mit Arbeitervertretern gepflogen ſind, die irgendwie 


durch eine Veröffentlichung hätten geſtört werden können. Die 


„Regierung“ Kapp ſchwieg ſich deshalb auch, entgegen ihrem Ver⸗ 
ſprechen, am Montag über das Ergebnis dieſer Verhandlungen 
gründlich aus, und dem Wiedererſcheinen der Zeitungen ſtand nur 

ein Hindernis entgegen, der Generalſtreik, den die Herren Kapp und 

Lüttwitz heraufbeſchworen hatten. Kapp ließ durch ſeine Preſſechefs 


immer und immer wieder verkünden, daß eine Zenſur nicht beſtehe, 


er ließ aber auch ebenſo mitteilen, daß diejenigen, die gegen die Re⸗ 


gierung ſchrieben, die Folgen zu tragen hätten. In Wirklichkeit be⸗ 


tand aber die Zenſur, wie aus Telegrammen, die an die Truppen⸗ 
teile in der Provinz geſandt wurden, klar hervorgeht. Bezeichnend 
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4 auch bie Tatſache, daß Mitglieder der Redaktion einer großen 
Berliner Zeitung verhaftet und erſchoſſen werden ſollten, wenn ſie 
einem Befehle nicht nachkämen, ber beſagte, daß „Falſchmeldungen“, 
die in Wirklichkeit gar keine Falſchmeldungen waren, nicht mehr zu 
nge ſeien. Ebenſo durften auch die Kundgebungen der 
verfaſſungsmäßigen Regierung nicht veröffentlicht werden. Die Be⸗ 
hauptung, daß eine Zenſur nicht beſtände, wurde täglich wieder⸗ 
holt, und doch wurde der Inhaber eines Berliner Korreſpondenz⸗ 
Bureaus verhaftet, weil man ſeine telephoniſche Nachrichtenüber⸗ 


mittlung in die Provinz überhört hatte. In der Provinz ging man 


vielfach noch rigoroſer vor als in Berlin. So verbot General⸗ 
leutnant von Eſtorſf in Königsberg im Einvernehmen mit dem 
Regierungskommiſſar Winnig „bis auf weiteres“ das Erſcheinen 
ſämtlicher Zeitungen im Bezirk des N 1. Am 14. 3. erging 
vom Reichswehrgruppen⸗Kommando L eine Verfügung, daß in dem 
Befehlsbereich der unterſtellten Truppen die Druckereien in Betrieb 
zu halten ſeien, die zur Verbreitung der Kundgebungen der Re⸗ 
gierung dienten. Den Arbeitern in dieſen Betrieben ſollten be⸗ 


ſondere Prämien gewährt werden. Weiter wurde der „Oberbefehls⸗ 
haber“ vom „Reichskanzler“ ermächtigt, nach Bedarf alle Verlags⸗ 


anſtalten und Druckereien zu beſchlagnahmen und für die jetzige 
Regierung in Betrieb zu ſetzen. Wie wunderlich ſich in den Köpfen 
der Putſchiſten die Welt malte, geht aus der letzten Verfügung deut⸗ 
lich hervor. Man dekretierte einfach die Beſchlagnahme und glaubte 
nun, daß der ganze Betrieb von ſelbſt ginge. 

Berlin war alſo ſeit dem 13. März ohne Zeitungen. Die 


„Deutſche Zeitung“, die in allen Dingen, die mit Kapp zuſamnren⸗ 


hingen, merkwürdig gut unterrichtet war, und die am 12. März 
morgens die Verhängung der Schutzhaft über Kapp und Pabſt 
melden konnte, hatte ihre Morgenausgabe vom 13. März noch mit 
der großen Überſchrift „Ein angeblicher Militärputſch“ verſehen und 
tat in einem Aufſatz, der „Ablenkungsrummel?“ überſchrieben war, 
als ob ſie von allen Dingen, die ſich in Döberitz vorbereiteten, auch 
nicht das Geringſte wüßte. Nicht vergeſſen werden ſoll auch 


die Tatſache, daß der „Berliner Lokalanzeiger“ am 15. März 
Extra⸗Ausgaben herausbrachte, die mit den großen Über⸗ 


5510 verſehen waren „Dreiviertel Deutſchlands für die 
teuordnung” und „Die Entente interveniert nicht“. In 
übrigen gab ſich das Blatt dazu her, ſämtliche Schwindel⸗ 
meldungen, die von der „Regierung“ Kapp herausgegeben 
waren, zu veröffentlichen. In ähnlicher Weiſe glaubte auch am 
15. 3. die „Deutſche Tageszeitung“ die Preſſegehilfen Kapps untere 
ftügen zu- müſſen. Auch ohne Zutun der Helfer des Herrn 
Kapp war die Luft voll von Gerüchten. Es gab aber leider auch 
8 die ar eigene Fauſt ſchwindelten. So meldete ein 

erliner Telegraphen⸗Bureau, daß Me: der Reichskanzler Bauer der 
neuen Regierung zur Verfügung geſtellt hätte, um dieſe bei der Ab⸗ 
wicklung der laufenden Geſchäfte zu unterſtützen, und der Berliner 
Vertreter der in Stettin erſcheinenden beutfchnationelen „Pommer⸗ 


ſchen Tagespoſt“ ſandte ſeinem Blatt folgendes Telegramm, das als h 


Kurioſum wiedergegeben ſei: 


"x ee 


. Berlin, 18. März. (Eigene Drahtm.) Die Flucht der alten 

Regierung war ſehr eilig. Herr Ebert iſt halb angezogen um %3 Uhr 

aut feiner Wohnung gelaufen, als er hörte, daß die Reichswehr im 

Anmarſch ſel. Er ſprang auf das im Hofe ſtehende Automobil, das ihn 

im ſchnellen Tempo von dannen trug. Ez⸗Reichskanzler Bauer fuhr mit 

8 bepackten Autos rechtzeitig davon, bevor die Reichswehr fein Palais 
befeste. Herr Erzberger war ſchon am Abend vorher verzogen. 


Das Streben der Preſſechefs des Herrn Kapp ging darauf hin⸗ 

aus, die Bevölkerung über die wahre Lage zu täuſchen. Am 

15. 3. hieß es in einer Meldung: „Die Lage iſt gut“ und an einem 
ſpäteren Zeitpunkt wurde gemeldet: „Die Lage iſt ernſt, aber erfolg⸗ 
verſprechend.“ Von den weiteren Schwindelmeldungen ſeien nur 

die folgenden wiedergegeben: „15. März. Die Bildung der neuen Re⸗ 
gierung auf breiteſter demokratiſcher Baſis iſt in kürzeſter Friſt zu 
erwarten, ſie war bisher verzögert durch den Aufruf der alten Re⸗ 

b Generalſtreik.“ Und aus München veröffentlichte man: 

„Die Reichswehrbrigade 4 München, die ſich entſchieden auf die 

te der neuen Regierung geſtellt hat, meldet, daß jede Auflehnung 

gegen die neue Regierung in ihrem Befehlsbereich niedergeſchlagen 

? worden iſt.“ Gerade die letzte Meldung iſt ein Muſterbeiſpiel der 

Verdrehungskünſte der Kappleute. Die Reichswehrbrigade 4 hatte 

f ſich nämlich wirklich auf die Seite der „neuen“ Regierung geſtellt, 

aber nicht auf die Seite der Berliner Regierung, ſondern auf die der 

18 char maß gebildeten Regierung Kahr in München. Vom 

15. =, ab wuzde dann in den verſchiedenen Abarten die Lüge 

veröffentlicht, daß auf Wunſch der verfaſſungsmäßigen Regierung 

mit den Kappleuten in Verhandlungen getreten ſei. Die Regierung 

Bauer war deshalb gezwungen, von Stuttgart aus dieſen Schwindel⸗ 

meldungen über angebliche Verhandlungen mehrfach mit allem 

Nachdruck zu begegnen, da die Reichsregierung ſich bewußt war, daß 

ſte durch ſolche Verhandlungen das Chaos, in das der Berliner 

utſch Deutſchland geſtürzt hatte, nur in zweckloſer Weiſe ver⸗ 
längern würde. i 

Des weiteren ſahen die Preſſehelfer des Herrn Kapp ihre Auf⸗ 

be darin, 125 Lügenmeldungen die Wirkungen des General⸗ 

ſtreiks abzuſchwächen. 

So wurde unterm 15. März mitgeteilt: 

„Die neue und die alte Regierung erlaffen eine gemeinſame Er⸗ 
klärung, daß unter den gegenwärtigen Verhältniſſen der Generalſtreik 
ein Verbrechen am deutſchen Volke ſei. Bis zur Entſcheidung dieſer 
Vorſchlüge hat der Reichskanzler von der Bildung eines Meuen 
„Miniſteriums abgeſehen und die dienſtälteſten Unterſtaatsſekretäre mit 
der Führung der Geſchäfte beauftragt.“ 

Weiter wurde gemeldet, daß mit dem deutſchen Gewerkſchafts⸗ 
kartell Verhandlungen geführt ſeien, um die Streikfrage ſofort zu 
regeln, und es wurde hinzugefügt, daß ſich die Gewerkſchaften zum 

Entgegenkommen bereit erklärt hätten. 
ECEebenſo falſch wie dieſe Meldungen waren auch die, in denen 
aus begreiflichen Gründen mitgeteilt wurde, daß die neue Regierung 
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Berhandlungen mit der Entente führe. Am 14. März wurde, wie 


aus einem Telegramm der Reichswehrbrigade 5 erſichklich iſt, mit⸗ 


geteilt, daß ſich ein Regierungsvertreter der neuen Regierung auf 
dem Wege nach Paris befände. Am 15. 3. ließ Kapp melden, daß die 


jetzige Regierung mit der Entente im beſten Einvernehmen ſei. An 
dieſem Tage wurde weiter die Reichsregierung fälſchlich beſchuldigt, 
von Dresden aus die Meldung verbreitet zu haben, daß Marſchall 
Foch ein Ultimatum an die neue „Reichsregierung“ gerichtet hätte. 
Weiter wurde mitgeteilt, daß die engliſche Regierung den Aus⸗ 
gleichsverhandlungen mit den Regierungen in Stuttgart und Berlin 
ſympathiſch gegenüberſtehe und ein andermal wieder, daß die Ver⸗ 
e mit der Entente ein überraſchendes Ergebnis erzielt 
ätten. Um auch die ausländiſchen Journaliſten für ſich zu ge⸗ 
winnen, ſagte man ihnen, daß die Kappregiecung auch die Unter⸗ 
ſtützung der Unabhängigen fände, und am 15. März teilte Herr Har⸗ 
niſch den ausländiſchen Preſſevertretern mit, daß die verfaſſungs⸗ 
mäßige Reichsregierung in geheimen Verbindungen mit Sowjetruß⸗ 
land geſtanden hätte. ! | 

Am Sonntag, den 14. März, hatte ſich zwar Herr Kapp im der 
Reichskanzlei der Preſſe höchſt perſönlich vorgeſtellt und um Unter⸗ 
ſtützung feiner edlen Abſichten gebeten. Aber auch dieſe Anſtrengung 
brachte ihm keinen Gewinn. Die Preſſekonferenzen in den kritiſchen 
Tagen zeitigten den Erfolg, daß die einzelnen Teilnehmer durch Aus⸗ 
tauſch ihrer Nachrichten wenigſtens einigermaßen imjtande waren, 


einen Überblick über die wirkliche Lage zu gewinnen. Als dann von 


der neuen Preſſeſtelle am 17. März die bolſchewiſtiſche Gefahr in 
Berlin proklamiert wurde und eine Miniſterliſts verleſen wurde, 
nach der Däumig als Reichskanzler auserſehen war, da wurde dieſe 
Meldung mit Heiterkeit und Kopfſchütteln aufgenommen, denn nun 
war es klar, daß es mit Herrn Kapp zu Ende ging. Er entſchloß 
ſich auch tatſächlich um die gleiche Zeit zurückzutreten, und etwa eine 
Stunde ſpäter wurde den Preſſevertretern dieſe Tatſache in folgen⸗ 
der Form übermittelt: 5 


„Nachdem die Regierung Bauer ſich entſchloſſen hat, die weſent⸗ 


lichen politiſchen Forderungen, deren Ablehnung am 13. März 1920 
zur Einſetzung der Regierung Kapp führte, von ſich aus zu erfüllen, 


ſieht der Reichskanzler Kapp ſeine Miſſion als erfüllt an und tritt zu⸗ 

rück, indem er die vollziehende Gewalt dem Militäroberbefehlshaber 

zurückgibt. Er läßt ſich dabei von der Überzeugung leiten, daß die 

äußerſte Not des Vaterlandes den einheitlichen Zuſammenſchluß aller 
gegen die vernichtende Gefahr des Bolſchewismus verlangt.“ 

Die erſte Meldung der Preſſechef; des Herrn Kapp war eine 

Lüge Metelen; in dieſem Sinne waren ſich die Herren bis zur letzten 


Meldung, bis zum letzten bitteren Ende treu geblieben. 


3 * * 
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Dokumente der Treue und Antreue. 
Um die Mittagsſtunde des 13. März wurde von ſeiten der neuen 
Regierung“ die Meldung verbreitet, daß ſich in München morgens 
um 6 Uhr ein gleicher Umſturz vollzogen habe wie in Berlin. Es 
war klar, daß es auf die Stellungnahme Bayerns und Süddeutſch⸗ 
lands überhaupt ganz beſonders ankam, wenn es den Herren Kapp 
und Genoſſen gelingen ſollte, eine Diktatur auf längere Zett ein⸗ 
2 richten. In Wirklichkeit handelte es ſich aber um einen plumpen 

Schwindel, der bereits am ſelben Tage auch in Berlin aufgededi 
werden konnte. In Süddeutſchland hat der demokratiſche Gedanke 

3 rn geſchlagen, daß es zu größeren Erſchütterungen in 

Be): wie wir fie in ee erlebten, nicht kommen 
inne. Bayern, Württemberg und Baden legten 
gemeinſam ein Treugelöbnis für die Demokratie und für die ver⸗ 
2 Alls Regierung ab, das in folgender Erklärung zum 
n am: 


Die Regierungen der ſüddeutſchen Staaten, welchen es ge⸗ 
lungen war, ihre Länder und ihre Bevölkerung in mühſeliger Ent⸗ 
wicklung aus dem Chaos und Elend mehr und mehr herauszu- 
8 5 8 8 betrachten es als ein Verbrechen am deutſchen Volk, daß 
dieſe Entwicklung nach aufwärts, die ſich in der Beſſerung der 
wirtſchaftlichen Lage und der Hebung des deutſchen Kurſes deutlich 
kennzeichnete, von Berlin aus geſtört wird. Sie werden ſich, 
geſtützt auf ihre Bevölkerung, gegen die verfaſſungswidrigen 
reaktionären Machenſchaften mit aller Entſchiedenheit und aller 
Kraft zur Wehr ſetzen, um neues Elend, das dem deutſchen Voll 
von Berlin droht, zu verhüten. Sie anerkennen nur die ver⸗ 
faſſungsmäßige bisherige Reichsregierung und die dberfaſſungs⸗ 
mäßige gewählte Nationalverſammlung. 


Pte 


5 Die Miniſterpräſidenten: Hoffmann, Blos, Geiß. 
2 Angeſichts der politiſchen- Lage war aber m Bayern ein Rück⸗ 


f tritt des Geſamtminiſteriums nicht zu vermeiden. Die Berliner 
Regierung erklärte ſehr voreilig den bisherigen baveriſchen Land⸗ 
wWirtſchaftsminiſter Freiherrn v. Freyberg für ihren Mann, und fie 
behauptete weiterhin, daß die ſüddeutſchen Regimenter auf die Seite 

der neuen „Negierung“ übergetreten ſeien. Der bisherige Ober⸗ 
N kommandierende ſei geflüchtet. Indeſſen erwieſen ſich die letzten 
Meldungen ebenſo falſch wie die erſte. Freiherr v. Freyberg führte 
lediglich die Geſchäfte des Miniſterpräſidenten als verfaſſungsmäßig 
beſtellter Vertreter. a 


ET 
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Die badiſche Regierung wandte ſich ſofort nach dem 
Bekanntwerden des Berliner Putſchverſuches mit einem Aufruf an 
das badiſche Volk. f 

Die Treue der Württemberger zum Reich und zu der 
Verfaſſung kam beſonders deutlich zum Ausdruck in der Rede, die 
der württembergiſche Staatspräſident Blos am 17. März vor der 
Nationalverſammlung hielt. f N 


Bemerkenswert iſt in ſeiner wohltuenden Knappheit und Klar⸗ 
heit auch der Aufruf, den Generalleutnant v. Bergmann an die 
Soldaten der Reichssehrbrigade 13 richtet: a 

Ich habe mich wie auch der Oberbefehlshaber in Kaſſel und 
Eure Brigadekomtnandeure zum Schutze der verſaſſungsmäßigen 
Reichs⸗ und Landesregierung ſowie der nach Stuttgart einbe⸗ 
rufenen Nationalverſammlung verpflichtet und erwarte von Euch, 
daß Ihr Eurem Gelöbnis getreu in der Erfüllung dieſer Aufgabe 
hinter Euren Führern ſteht. Das Wohl des Reiches und des 
Landes Württemberg hängt davon ab. 


Auch aus den anderen Bundesſtaaten gingen der Reichsregierung 
in Dresden und Stuttgart zahlreiche Treuekundgebungen zu, die 
erkennen ließen, daß der gegen revolutionäre Verſuch der Kapp und 
Genoſſen von vornherein zum Mißerfolg verurteilt war. : 

Hinſichtlich der Regierungen der Länder war alſo im weſent⸗ 
lichen durch die ſcharfe Abſage an Kapp eine Klärung der Lage ge⸗ 
ſchaffen. Durch die Haltung des Befehlshabers des Wehrkreis⸗ 
kommandos 6 in Münſter, General Freiherr v. Watter, 
wurde auch die militäriſche Lage ſo geklärt, daß man bereits am 
Abend des 13. 3. überſehen konnte, daß Süddeutſchland geſchloſſen, 
der Freiſtaat Sachſen und der größte Teil von Weſtdeutſchland hinter 
der verfaſſungsmäßigen Regierung ſtanden. | A 

Unüberſichtlich blieben vorrerſt noch die n e in 
Mitteldeutſchland, doch iſt die Bekanntmachung bezeichnend, 
die in Weimar Generalmajor Hagenberg als ſtellvertretender 
Kommandeur der Reichswehrbrigade 16 erließ und die u. a. lautete: 

„Die bisherige Reichsregierung iſt zurückgetreten. Die 
Weiſungen der jetzigen Reichsregierung müſſen im Intereſſe der 
Ordnung unbedingt befolgt werden.“ 3 


9 
Für Mecklenburg⸗Schwerin, Mecklenburg⸗ 
Strelitz und Schleswig⸗Holſtein verſuchte der Befehls⸗ 
haber der Reichswehrbrigade 9, General v. Lettow⸗Vorbeck, 
eine Anderung der verfaſſungsmäßigen Verhältniſſe herbeizuführen. 
Der genannte General erließ am 13. März für feinen Befehlsbereich 
einen Aufruf, in dem es hieß: 

Ich habe mich mit der geſamten Reichswehr⸗Brigade 9, ebenfo 
wie die ſämtlichen übrigen Reichswehr ⸗Befehlshaber mit ihren 
geſamten Truppenteilen es getan haben, der neuen Reichsregierung 
zur Verfügung geſtellt. 5 2 

General von Lettow⸗Vorbeck zwang weiter die Staatsregierungen 
von Medlenburg-Schworin und Medtenburg-Etrelit zum Rücktrit.. 
Am 14. März erließ er in Schwerin folgende Kundgebung? 
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an Weiſung der Reichsregierung ift die Staatsregierung von 

Mecklenburg⸗Schwerin zum Rücktritt veranlaßt worden, weil durch 
ihr Verhalten keine Gewähr für die Aufrechterhaltung der Ruhe 
und Ordnung gegeben iſt. Mit der Bildung einer vorläufigen 
Regierung iſt der Amtsverwalter Dr. Wendthauſen beauftragt. 


Der Militärbefehlshaber 
v. Lettow⸗Vorbeck, Generalmajor. 


In Rückſicht auf die Lage mußte das Mecklenburg⸗Strelitzer 
Staatsminiſterium die nachſtehende Erklärung veröffentlichen: 
Neuſtrelitz, 14. März. 5 
Die in Neuſtrelitz garniſonierende Reichswehr hat geſtern 
abend im Auftrage der Reichswehrbrigade 9 an das hieſige Staats⸗ 
miniſterium die Forderung geſtellt, die neue Regierung anzu⸗ 
erkennen. Das Staatsminiſterium iſt nach eingehender Beratung 
zu der Überzeugung gekommen, daß es im Intereſſe der Aufrecht⸗ 
erhaltung von Ruhe und Ordnung im Lande angezeigt erſcheint, 
dieſes Anerkenntnis abzugeben und die Genehmigung des Land⸗ 
tages nachzuſuchen. Um dem Landtage, der heute nachmittag 3 Uhr 
95 ammentritt, die nötigen Unterlagen zur Beurteilung der Sach⸗ 
age geben zu können, iſt der Staatsminiſter Freiherr v. Reibnitz 
mit Genehmigung des Reichswehrbrigadekommandos Schwerin 
unter Begleitung eines Offiziers der Reichswehr nach Berlin ge⸗ 
fahren, um in der Reichskanzlei authentiſche Nachrichten über die 
politiſche Lage einzuziehen. 

Auf Grund dieſer Haltung wurde nach Wiederkehr verfaſſungs⸗ 
mäßiger Zuſtände Generalmajor v. Lettow⸗Vorbeck 
ſeines Poſtens enthoben und durch General Weber 

x 


Für den Gouvernementsbereich Kiel erließ am 13. März der 
dortige Militärbefehlshaber Admiral v. Levetzow eine Bekannt⸗ 
machung, in der es u. a. hieß: 0 
In Berlin hat ſich eine neue Regierung gebildet, Berlin iſt 
ruhig und bietet das gewohnte Bild. Nach telegraphiſchen Nach⸗ 
richten iſt ein ebenfalls neues Regierungskabinett in der Bildung 
begriffen, an dem ſämtliche Parteien beteiligt ſein ſollen. Der 
Ehe der Admiralität hat ſich mit der Marine dieſer 
Regierung zur Verfügung geſtellt. 
Von der Kappregierung wurde der frühere Kieler Oberbürger⸗ 
meiſter Lindemann zum Oberpräſidenten von Schleswig er⸗ 


nannt. Der Regierungspräſident Pauly ſchlug ſich auf die Seite 


der Berliner Machthaber. Gegen den Beigeordneten Adler wurde 
von der Admiralität ein Haftbefehl erlaſſen wegen eines Aufrufs, 
der ſich gegen die Kappleute richtete. a 

Feſtgehalten werden muß in dieſen Zuſammenhang noch eine 
Entſchließung der im Schleswig⸗Holſteiniſchen Landverband der 
einigten landwirtſchaftlichen Organiſationen, die der Pſeudo⸗Ober⸗ 
präfident an alle Landratsämter Schleswig⸗Holſteins telegraphieren 
ließ und für die er um ſofortige weiteſtgehende Verbreitung erſuchte. 


Die Entſchliezung lautete u. a: 


e 


Wir haben das Vertrauen zu der neuen Regie 


dunn 8, daß ſie der berechtigten Forderung auf einen planmäßigen 
Abbau der Zwangs wirtſchaft baldigſt Rechnung tragen wird. 


Zu den Unterzeichnern dieſer Entſchliezung gehört auch der 


Bund der Landwirte. | 
In Hamburg Altona erließ am 13. März nach dem Bes 

kanntwerden des Berliner Putſchverſuches der Garniſonälteſte in 

Altona, Frhr. v. Wangenheim, folgende Kundgebung: 

Die bisherige Reichsregierung iſt aufgelöſt. Reichskanzler 
und preußiſcher Miniſterpräſident iſt Generallandſchaftsdirektor 
Kapp, Oberbefehlshaber und Reichswehrminiſter der General der 

Infanterie v. Lüttwitz. Ich übernehme hiermit die vollziehende 
Gewalt über das Gebiet Groß⸗Hamburg und Umgegend. Ich 
fordere die Bevölkerung auf, ihrem Berufe und ihrer Arbeit ruhig 
ed en, Jeder Verſuch, die Ruhe und die Ordnung zu ſtören, 
wird rückſichtslos mit Waffengewalt geahndet. 

Der Garniſonälteſte, Frhr. v. Wangenheim, Oberſt. 


Nachdem die verfaſſungsmäßige Regierung von Dresden aus 
auch mit Hamburg in Verbindung getreten war, gab dagegen der 
Hamburgiſche Senat eine Treue⸗Erklärung durch folgendes Tele⸗ 
gramm ab: | 

Nach Erhalt geſtrigen Telegramms erklärt der Senat treu dem 
geleiſteten Eide, der verfaſſungsmäßig eingeſetzten Negierung zur 
ite zu ſtehen. 

Frhr. v. Wangenheim erklärte aber noch am 13., unter Berufung 
auf einen Befehl der „verfaſſungswidrigen Regierung“, daß er durch 
den von der Bürgerſchaft zur vereinfachten Erledigung der Ham⸗ 
burgiſchen Regierungsgeſchäfte beſchloſſenen Ausſchuß an der Auf⸗ 
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung in Hamburg gehindert würde 
und erklärte weiterhin, daß er die Mitglieder des Senats bis auf 
weiteres ihres Amtes enthebe. Der Senat kümmerte ſich aber 
wenig um dieſe Maßnahme, ſondern forderte ſeinerſeits bei der 
verfaſſungsmäßigen Reichsregierung die Amtsenthebung dieſes 
ſelbſtherrlichen Garniſonälteſten. 

Reichspräſident Ebert entſprach dieſem Antrage ſofort und er⸗ 
nannte den Chef der Hamburger Sicherheitswehr, Oberſt Meyn, 
zum Garniſonälteſten von Groß⸗Hamburg. e 

Infolge des einmütigen Vorgehens der drei Linksparteien, dem 
eutſchloſſenen Fug glu von Senat und Bürgerſchaft, der tatkräftigen 
Unterſtützung der Bevölkerung und der anerkennenswerten Haltung 
der Sicherheitswehr und Schutzmannſchaft ſcheiterte dann auch der 
reaktionäre und verbrecheriſche Anſchlag in Hamburg. Oberſt 
Wangenheim und Major Sydow entzogen ſich der angeordneten 
Verhaftung durch die Flucht. 

Kapp und ſeine hochverräteriſchen Helfer hofften, eine beſonders 
ſeſte Stütze in den Provinzen Schleſten und Oſtpreußen zu 
finden. us allen Anzeichen geht hervor, daß gerade in beiden 
Provinzen der Boden für das Gelingen des Putſches gründlich 
vorbereitet worden war, und es hatte auch vorerſt den Anſchein, als 
ob Kapp und ſeine Anhänger in den genannten Gebieten jejten Juß 


Bl 
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fſeaſſen würden. In Breslau wurde der verfaͤſſungsmäßige Ober- 
präſident Philipp durch den deutſchnationalen Abgeordneten von 
„Keſſel⸗Oberglauche erſetzt. An Stelle des auf den Boden der Ver⸗ 
faſſung ſtehenden Kommandierenden Generals, Generalleutnant von 
Friedeburg, wurde in der Nacht zum 14. März vom Reichswehr 
Fgruppen⸗Kommando 1, Generalleutnant Graf von Schmettow er⸗ 
kannt, Oberpräſident Philipp wurde in Schutzhaft genommen. 
Der Breslauer Polizeipräſident Voigt wurde bon dem neuen 
Generalkommando abgeſetzt, und an Voigts Stelle trat der Kom⸗ 
mandeur der Sicherheitswehr, Oberſt Schwerk. Der neue Ober⸗ 
präſident und der neue Kommandierende General richteten am 
13. März eine Kundgebung an die ſchleſiſche Bevölkerung, in der 


es hieß: 

f Schleſter! 
' Die bisherige Regierung iſt an ihrer eigenen Unfähigkeit: 
7 zuſammengebrochen. Eine neue Regierung if an ihre Stelle 


getreten. 
Sie hat kein anderes Ziel, als durch völlige Wiederher⸗ 
ſtellung der Ordnung, durch Hebung des Fleißes und ſchärfſtes 
Einſchreiten gegen jede Unehrlichkeit und jedes Schiebertum das 
3 Vaterland vor dem Abgrund zu retten, an den man es ge⸗ 
n führt hat. 
| 5 Zum Schutze der Verfaſſung bildete ſich am 13. März in 
Breslau eine proviſoriſche Regierung, die aus den vorfaſſungsmäßig 
2 eingeſetzten Gewalten, für Schleſien dem Oberpräſidenten und dem 
Staatskommiſſar, beſtand. Dieſer Regierung zur Seite ſtand ein 
Fünfzehner⸗Ausſchuß, gebildet aus den Mehrheitsſozialiſten, den 
Demokraten, dem Zentrum, den unabhängigen Sozialiſten und den 
Kommuniſten. 
Der neue Oberpräſident von Keſſel verſtand es in ſeinen 
weiteren Ankündigungen ebenſo ausgezeichnet, die Unwahrheit zu 


f Alder wie ſeine Geſinnungsfreunde in Berlin, indem er in einem 
ufruf über die Lage im Reiche mitteilen ließ: j 


Es herrſcht überall Ordnung. Die Bevölkerung hat den 
Wechſel in der Regierung teils mit Befriedigung, zum mindeſtens 
aber mit völliger Ruhe aufgenommen. 
Die alte Regierung hat Dresden fluchtweiſe verlaſſen, nach⸗ 
dem das Maerkerſche Korps ſich für die neue Regierung er⸗ 
er klärt hatt. 
Die alsbald eingeleiteten Verhandlungen mit der Entente 
ER nehmen einen vielverjprecdenden Verlauf. 


Da der Reichsminiſter des Innern von den Breslauer Vor⸗ 
gängen noch nicht unterrichtet war, hatte er verſucht, mit dem 
ſchleſiſchen Oberpräſidenten in Verbindung zu treten. Daraufhin 
ſandte der verfaſſungswidrige Oberpräſident von Keſſel nach Stutt⸗ 
N gart folgendes Telegramm: 

4 . An den ehemaligen Reichsminiſter des Innern. 

EEE ENTER Breslau und Schleſten find reſtlos in der Hand der Regie 

rung Kapp. Anfragen wie die vom 15. März find däher zweck⸗ 
los. Der Oberpräſident. 


. 
N 


— MB: — 


Der Reichsminiſter des Innern erſuchte auf Grund dieſes 
Telegramms den Oberreichsanwalt in Leipzig, gegen den Ober⸗ 
9 von Schleſien ein Verfahren wegen Hochverrats ein⸗ 
zuleiten. 

9 


Herr von Keſſel plötzlich zu folgendem Telegramm genötigt: 

Reichsminiſter Koch, Berlin. Eröffnung eines Verfahrens 
gegen mich verſtößt gegen meine Immunität als Abgeordneter 

r eb cer Landesverſammlung, erſuche um Aufhebung. 
von Keſſel. 
Daraufhin erging „an den ehemaligen Oberpräſidenten von 
Keſſel in Breslau“ folgende telegraphiſche Antwort: 

Habe den Oberreichsanwalt erſucht, die Genehmigung 

zur Strafverfolgung gegen Sie einzuholen. 
Reichsminiſter Koch. 
Bezeichnend für die Lage in Schleſien iſt noch folgende Erklä⸗ 
rung, die der Landesverband der Deutſchnationa⸗ 
len Volkspartei in Mittelſchleſien am 13. März abgegeben hat, 
und deren erſte Sätze wie folgt lauten: 

Der Deutſchnationale Landesverband Mittel⸗ 
ſchleſiens begrüßt es mit 11 Befriedigung, daß 
die Staatsgewalt in die Hand von Männern übergegangen iſt, die 
er find, unſer Vaterland vor dem drohenden Untergang zu 

tten. Er bringt ihnen ſein volles Vertrauen entgegen une iſt 
überzeugt davon, daß die neue Regierung den richtigen Weg ein⸗ 
geſchlagen hat. Sie will in unſerem zerrütteten Staatsweſen die 
Ordnung wieder herſtellen, deutſche Ehrlichkeit und deutſchen 


Fleiß wieder zur Geltung bringen und unſere Wirtſchaft wieder 


aufbauen. 
Die ſchleſiſche Herrlichkeit der Kappleute endete aber mit dem 


Mittlerweile wendete ſich aber das Blatt, und nun ſah ſich 


Tage, an dem die Militärdiktatur auch in Berlin endgültig 


zuſammenbrach, und der rechtmäßige Oberpräſident konnte ſein Amt 
wieder antreten. Der widerrechtliche Milttärbefehlshaber, General⸗ 
leutnant Graf von Schmettow, wurde ſeines Poſtens enthoben. 
In Pommern nahm der Pommerſche Landbund 
am 13. März in folgendem Aufruf für die neue „Regierung“ 
Stellung: 8 
An das pommerſche Landvolk. 

Nach dem unheilvollen Treiben der bisherigen Regierung 
machen ſich neue Männer anheiſchig, im Sturm der Zeit das 
Steuer des Reichs zu führen. 

Langjährige Erfahrung, oft erprobte Sachkenntnis ſprechen 
für ſie! Ihre wirtſchaftlichen Ziele ſind die des Landbundes: 

Arbeit, Zucht, Ordnung, anſtatt Parteihader poſitives 
Schaffen! 

Wir ſind überzeugt, daß ſie ſich des tiefen Ernſtes dieſer 

Stunde, der ungeheuren Größe der übernommenen Verantwor⸗ 


tung bewußt ſind. Wir hoffen, daß ſie der unbeugſamen Energie 
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nicht ermangeln werden, die erforderlich iſt, durch Anſetzen auch 
a des letzten Armes zu ſchaffender Arbeit das Reich vom Abgrund 
Fꝛs!rückzureißen. 
5 An uns it es, mit aller Kraft die Ernährung des Volkes 
ſicherzuſtellen; darum Landleute dreſcht, liefert nach Kräften und 
ſchafft dem Städter ſein Brot. 


Fe Dann, aber aber auch nur dann, wird dieſer Tag zum Segen 
des ganzen Volkes gereichen! 


Die Vorſitzenden des Pommerſchen Landbundes: 
Rannow. von Schwerin. von Dewitz. 


j c der Unkenntnis über die Berliner Vorgänge, die wahr⸗ 
ſcheinlich wieder eine Folge der mangelhaften Nachrichtenverbindung 

war, nahm in Oſtpreußen der Befehlshaber des Wehrkreis⸗ 

kommandos 1, Generalleutnant von Eſtorff, vorerſt eine ab⸗ 
wartende Haltung ein. f 


Wenige Stunden ſpäter ſchlug ſich jedoch Generalleutnant von 
Eſtorff und der ſozialdemokratiſche Oberpräſident Win nig in das 
2 Lager der Kappleute. Winnig und Eſtorff richteten am 14. März 
an den „Reichskänzler“ Kapp folgendes Telegramm: f 
In Oſtpreußen wird heute noch folgende Bekanntmachung 
deröffentlicht: 

: Die Umbildung der Regierung iſt bisher ohne Blutver⸗ 
| 1 795 verlaufen. In Berlin und in ganz Preußen herrſcht 
Ruhe. Das Volk hat ſich mit der Neubildung der Regierungs⸗ 
gewalt abgefunden. Damit iſt eine neue Tatſache geſchaffen 
worden, die auch unſere Provinz Oſtpreußen zur Stellungnahme 
zwingt. Wir Oſtpreußen, rings von feindſeligen Nachbarn um⸗ 
eben, müſſen jede Entwicklung begrüßen, die unſerer Provinz 
Ruhe und Schaffensmöglichkeit verheißt. Die neue Regierung 
verſpricht unter Ablehnung jeder Reaktion freiheitliche Fortbildung 
des Verfaſſungslebens. Sie wird, geſtützt auf die Arbeiterſchaft, 
N. mit Nachdruck für den Wiederaufbau der Wirtichgft eintreten und 
a ber internationalen Lage durch Erfüllung des Friedensvertrages 
0 gerecht werden. Geſtützt auf dieſe Erklärung und von dem 
Beſtreben geleitet, Ordnung unter allen Umſtänden aufrecht zu 
erhalten, erkennen wir die neue Regierung als die Inhaberin 
der tatſächlichen Macht an, indem wir fie in der Durchführung 

ihres bekannt gegebenen Programms unterſtützen. 


Winnig. von Eſtorff. 


Auf Grund feiner Haltung, die aus dem wiedergegebenen Tele⸗ 

gramm klar erſichtlich iſt, wurde Winnig ſeines Amtes enthoben und 
aus der ſozialdemokratiſchen Partei ausgeſchloſſen. In Königsberg 
wurde zwar noch von Seiten des Wehrkreiskommandos 1 verſucht, 
den am 17. März notwendig werdenden Rückzug zu verdecken, indem 
man dem Berliner Beiſpiel folgte und die Gefahr des Bolſchewis⸗ 
mus an die Wand malte, doch verfing auch dieſes Beginnen in den 
Kreiſen der oſtpreußiſchen Arbeiter und Bürger nicht mehr, und 


- 


1 


Kapp Hatte feine verbrecheriſche Rolle auch in feiner eigenen 
Heimats provinz ausgeſpielt. N 


Die Angehörigen der Deutſchnationalen Volks- 
partei in Oſtpreußen waren jedoch vielfach mit fliegenden Fahnen 


in das Lager der Hochverräter übergegangen. In Lötzen hielt ein 
Führer der Deutſchnationalen eine Anſprache, in der er zufolge der 
„Königsberger Volkszeitung“ wörtlich ſagte: | 
„Ein Aufjaudzen, ein Schrei der Erlöſung ging durch weiteſte 
Teile des deutſchen Volkes, als der Draht uns vorgeſtern die Nachricht 
brachte, daß beherzte deutſche Männer die Tat vollbracht haben, nach 
der ſeit ſechzehn Monaten ſich jedes deutſche Herz geſehnt hatte. Heute 
ſchwellt unſer aller Bruſt die Hoffnung, die Hoffnung auf die nicht 
mehr zu ferne Zeit, in der es wieder heißen wund: „D Deutſchland 
hoch in Ehren“. Und noch ein Gefühl beherſcht uns in dieſen Tagen, 
das Gefühl innigſten Dankes gegen Gott, der unſere heißen Gebete 
gnädig erhört hat, und gegen die Männer, die die befreiende Tat ge⸗ 
wagt haben, die endlich das drückende Gefühl der Schmach von uns 
genommen haben, das wir täglich empfanden, wenn wir ſahen, daß 
diejenigen, die uns regierten, in Verfolg ihrer unſeligen Weltver⸗ 
bprüderungsideen die deutſche Ehre von haßerfüllten Feinden in den 
Kot zerren ließen. Doch wir wollen nicht mit jenen rechten. Die alten 
Römer haben das Sprichwort geprägt: „De mortuis nil nisi bene“. 
Über die Toten ſollſt du nichts Schlechtes reden, und wenn du nichts 
Gutes weißt, ſo ſchweige! Dieſes Wort wollen wir heute beherzigen, 
und wenn auch noch viel über die Sünden und Fehler des jetzt „alten 


Regimes“ wird geſprochen und geſchrieben werden müſſen, jo ſoll uns 


wenigſtens heute die Erinnerung an jene nicht die Freude trüben. 
Von dieſer Erkenntnis aber bis zu uns iſt nur ein Schritt, und die⸗ 
jenigen Männer und Frauen deutſchen Geblüts, die ihn tun wollen, 
ſeien willkommen in unſeren Reihen! Wir wollen ihnen die Hand 
reichen und mit ihnen zuſammen arbeiten zum Wohle unſeres deut⸗ 


ſchen Vaterlandes! Wir Deutſchnationalen bekennen uns freudigen 


Herzens zu der Wendung der Dinge. Und wenn wir auch als Partei 
unmittelbar an dieſem Umſchwunge nicht beteiligt ſind, ſo iſt es doch 
— das können wir wohl ohne Überhebnug feſtſtellen — nicht zum 
wenigſten unſerer raſtloſen Arbeit im Dienſte der Aufklärung zu 
danken, daß ſchon. nach verhältnismäßig ſo kurzer Finſternis das Licht 
deutſchen Weſens und deutſchen Mannestums wieder zu leuchten 
beginnt.“ g 


Die Lötzener Deutſchnationalen beſchloſſen alsdann die Ab⸗ 
ſendung des folgenden Telegramms: 


Reichskanzler Kapp- Berlin! 
Stolz darauf, daß ein Sohn der Provinz den 


— 


Nut zur befreienden Tat gefunden, geloben wir Ew. 
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A Exzellenz und der neuen Regierung treue Mitarbeit zur 
Aufrichtung wahrer Freiheit und Ordung in Sinne ſozialer Ge⸗ 


2. rechtigkeit. 
. Die Mitglieder des Kreisvereins Lösen der 
SR „Deutſchnationalen Volkspartei. 

Daß die Deutſchnationalen Lötzens mit dieſer Auffaſſung des 
tſches nicht alleinſtanden, erweiſt folgender Aufruf, den der 
isverein Königsberg Stadt der Deutſchnationalen Volks⸗ 

partei veröjjentlichte: , 

An unjere Mitglieder! | 

Die neue Regierung hat ein Programm der Ordnung. Freiheit 
und Tat verkündet. Sie verſpricht die Wiederberſtellung der Re ; 
gierungsautorität, ehrenhafte Feſtigleit nach Innen und Außen . Sie 
wird uns aus dem Sumpfe der Parteiwirtſchaft hinausführen, indem 
ſie die Geſchäfte der Regierung Männern anvertraut, die dazu durch 
Kenntnis und Fähigkeiten berufen ſind, ohne Rückſicht auf Partei⸗ 
ſtellung und Bekenntnis. So wird ſie den drohenden völligen Zu⸗ 
ſammenbruch der deutſchen Wirtſchaft verhindern, die Rechtsordnung 
aufrechterhalten und die nationale Würde bewahren. Damit iſt uns 
die Gelegenheit zu vertrauensvoller Mitarbeit gegeben. Jeder national 
geſinnte Deutſche muß es als feine Pflicht anſehen, die neue Re⸗ 
gierung bei ihrer ſchweren Aufgabe mit allen Kräften zu unterſtützen, 
mit ihr für Ordnung, Freiheit und Recht einzutreten und, wenn es 
not tut, zu kämpfen. Die Ausſichten, unſere Weltanſchauung in 
einem wiederaufſtrebenden Deutſchland zur Geltung zu bringen, find jetzt 
mehr als bisher vorhanden. Aber es wächſt auch die gewaltige Mit⸗ 
verantwortung an den Geſchicken des Vaterlandes für jeden einzelnen 
von uns. ö 


Kreisverein Königsberg Stadt der Deutſchnation alen Volks: 5 
2 Der Vorſtand. 


Im Gegenſatz zu dieſen letzten Dokumenten der Untreue ſtrahlt 
die Treue einzelner Verbände nur in hellerem Licht. So wandte 
ſich der Reichs wirtſchaftsverband deutſcher Be⸗ 
zufsjoldaten mit nachſtehendem Aufruf an das deutſche Volk: 

Der verbrecheriſche Anſchlag meuternder Offiziere gegen die 
rechtmäßige Regierung des deutſchen Volkes hat in weiten 

Kreiſen ein falſches Bild von der moraliſchen Beſchaffenheit und 

der Verſaſſungstreue der deutſchen Berufsſoldaten erweckt. N 

Zur Wahrung unſerer Ehre erklären wir im Namen von 
96 000 Mitgliedern des Reichswirtſchaftsverbandes deutſcher der⸗ 
zeitiger und ehemaliger Berufsſoldaten, daß wir den gegen die 
verfaſſungsmäßige Regierung geführten Handſtreich als ein un⸗ 
oHoeerantwortliches Verbrechen anſehen, das nur den einen Erfolg 
haben kann, das Deutſche Reich in einem Augenblick, in dem es 
En ſicch erholt hat und einem neuen Aufſtieg entgegen ging, in un⸗ 
abſehbares Unheil zu ſtürzen. 
. 


„ 


Wir erkennen nach wie vor nur die Regierung an, det wir 
Verfaſſungstreue . haben, und warten auf den Augen 
blid, in dem uns Reichswehrminiſter Noske ruft. 


Der Reichswirtſchaftsverband deutſcher Berufsſoldaten. 
Franke. von Oeynhauſen. 


In ähnlichem Sinne traten auch die Dedoffiztere, 
Unteroffiziere und Mannſchaften der Marine für 
die verfaſſungsmäßige Regierung ein. 

Reinſte und tiefſte Vaterlandsliebe klingt endlich aus der 
Kundgebung der ehemaligen Kriegsgefangenen wieder, 
die folgendermaßen lautet: 

Wir Heimatvertreter der Reichsvereinigung ehemaliger Kriegs⸗ 
gefangener aus allen Teilen Deutſchlands halten es für unſere heilige 
Silit, in dem Augenblick, wo das Wohl und Wehe der Heimat von 
der Stunde abhängt, und alles auf dem Spiele ſteht, zu den neuen 
Ereigniſſen in Berlin Stellung zu nehmen. 

Wir ehemaligen Kriegsgefangenen haben in jahrelanger Kriegs⸗ 
gefangenſchaft gelernt, ohne Unterſchied der Parteien und ale 
aus Liebe zur Heimat zuſammenzuſtehen. Wir erwarten von allen 
Parteien Ausſprüche über die Wünſche des Volkes auf parlamen⸗ 
tariſchem Wege. Wir wollen wie bisher, ſo auch heute keine Gewalt⸗ 
akte. Wir wollen Recht, Ruhe und Arbeit. 


Reichsvereinigung ehemaliger Kriegsgefangener. 


Die Stellung der Parteien. 


Die Stellungnahme der Unabhängigen Sozialdemo⸗ 

kratiſchen und der Sozialdemokratiſchen Partei 
Deutſchlands ergab ſich aus den an anderer Stelle wiedergegebenen 
Aufrufen zum Generalſtreik. 
Der Hauptvorſtand und die Fraktionen der Deutſchen 
Demokratiſchen Partei in der Nationalverſammlung und 
in der . chen Landesverſammlung haben folgende Aufrufe ver⸗ 
öffentlicht: | 


Am 13. März abends: 


Nach unſagbaren Leiden war das Vaterland im Begri 1 
zu erholen. Ruhe und Ordnung war hergeſtellt, die Arbeitsluſt 
wuchs und begann Früchte zu tragen. Zum erſten Mal zeigte ſich 
ein Erfolg unſerer Außenpolitik, das beginnende Zutrauen hob die 
Kaufkraft des deutſchen Geldes im Auslande. In dieſem Augen⸗ 
blick wird verſucht, das politiſche Syſtem zu ſtürzen, das dieſe 

Entwicklung eingeleitet hat und gewährleiſtete. Von wem? Von 

den Vertretern einer kleinen Minderheit im Volke, von Männern,“ 
auf denen aus der Zeit des Krieges ſchwerſte Verantwortung 
laſtet, von den Vorkämpfern des ſchroffſten Herrenſtandpunktes 

und der ſchärfſten oſtelbiſchen Reaktion. Sogar konſervativ 
gerichtete Politiker, die ſich noch einen Funken politiſchen Verant⸗ 
wortlichkeitsgefühls bewahrt haben, lehnen die Gemeinſchaft mit 
dieſen Landesverrätern ab. Unermeßliches Unglück muß daraus 
hervorgehen, eine neue Zerrüttung der Wirtſchaft wird eintreten. 
Parteizwiſt, ja Bürgerkrieg bedrohen uns, wie nie zuvor. Unſeren 

97 ee im Ausland wird ein neuer Vorwand gegeben zu der 
Vergewaltigung Deutſchlands. Am Tage vor der Abſtimmung in 
Schleswig wird die nationale Einheitsfront zertrümmert, die ge⸗ 
en Grenzmarken werden leichtfertig auf das Spiel geſetzt, 

as Band, das die Verfaſſung von Weimar um das deutſche Volk 


geſchmiedet hatte, wird geſprengt. 


Wir bleiben auf dem Boden unſerer Verfaſſung, auf dem 
Boden des Rechts. 
Wir ſtehen zu den geſetzlichen Gewalten. 
Es iſt Lüge, daß die Regierung ihr Amt niedergelegt habe. 
Die geſetzliche Ordnung muß und wird wieder hergeſtellt, dem 
verlegten Recht die Sühne verſchafft werden. Wir erwarten 
von der Regierung und Nationalverſammlung raſches und 
energiſches Handeln. Vom Lande fordern wir ſchäcfſten Wider⸗ 
ſtand gegen die rebelliſchen Reichszerſtörer. 


Le a 


Für den inneren und äußeren Frieden! Für ah, und 
Ordnung! Für die deutſche Einheit und die nationale 
geburt! 


Der Hauptvorſtand und die Fraktionen der Deutſchen 
Demokratiſchen Partei. 


Unter dem Vorſitz des Partei- und Fraktionsvorſitzenden 
Trimborn verſammelten ſich am Sonnabend, den 13. März, die in 
Berlin anweſenden Mitglieder der Zentrumsfraktion der 
Deutſchen Nationalverſammlung und der Preußiſchen Landes⸗ 


verſammlung. 


Die Verſammelten kamen ein m.ütig zu folgendem Beſchluß: 
Das Zentrum ſteht als chriſtliche Volkspartei feſt auf dem 
Rechtsboden der Verfaſſung. Daher verurteilt es 0 das 
Schärfſte den Verſuch, die verfaſſungsmäßige Regierung zu ſtürzen. 
Die Auflöſung der Deutſchen Nationalverſammlung und der 
Preußiſchen Landes verſammlung iſt eine Gewalttat. Sie wird 
von uns nicht anerkannt. . 
Es iſt ein Verbrechen am dentſchen Volk, den ſichtlich be⸗ 
ginnenden Wiederaufbau des Vaterlandes zu ſtören und über 


Deutſchland die Gefahr des Bürgerkrieges heraufzubeſchwören. 


Wir ſind überzeugt, daß wir bei der Verurteilung der neuen 
Umſturzbewegung uns in Übereinſtimmung befinden mit unſeren 
Parteifreunden und mit der ganz überwiegenden Mehrheit des 
deutſchen Volkes. 


Die Deutſche Volkspartei erließ am 13. März folgenden 
Aufruf: 7 
Die bisherige Regierung hat es nicht verſtanden, das Ver⸗ 
trauen der Mehrheit des Volkes ſich zu erwerben. Sie hat ſich 
jedem Streben, was Neubildung einer Regierung auf verfaſſungs⸗ 
mäßigem Wege durch Vornahme von Neuwahlen anbelangt, wider⸗ 
ſetzt, und ſie hat darüber hinaus den Bruch der bisherigen Reichs⸗ 
verfafjung zur Sicherung ihrer Parteimacht erſtrebt. Dadurch 
trägt ſie die Verantwortung, daß der Weg der organiſchen Fort⸗ 
entwicklung, zu dem wir uns bekennen, durchbrochen worden iſt. 
Nunntehr hat ſich eine neue Regierung gebildet. Alle diejenigen, 
denen daran gelegen iſt, daß ſich der Wiederaufbau unſeres Vater⸗ 
landes in ruhiger, ordnungsmäßiger Weiſe vollzieht, müſſen ſich 
in der Forderung zuſammenfinden, daß die neue Regierung 
zunächſt Bürgſchaften gibt für die Sicherung der Ordnung, des 
Eigentums und der Freiheit der Arbeit. Die liberalen Grundſätze 
der Deutſchen Volkspartei bleiben durch die Umwälzung unberührt. 
Daher fordern wir die ſchnelle Überleitung der 
heutigen proviſoriſchen Regierung in eine 
geſetzmäßige. Wir erwarten von der Regierung, daß 
fie unverzüglich neue Wahlen zu den geſetzgebenden 
Körperſchaften auf der Grundlage des bisherigen freiheitlichen 
Wahlrechtes herbeigeführt und dadurch die Bildung einer ver⸗ 
faſſungsmäßigen Regierung ſicherſtellt, zu der alle Parteien 
herangezogen werden folfen, denen es ernſt iſt mit der Wiederauf⸗ 
richtung unſerer Wirtſchaft und mit der Wahrung der nationalen 


ieder⸗ 


. 


Würde. Bis dahin müſſen wir es uns zur Pflicht machen, durch 
ein Zuſammenwirken aller Deutſchen uns davor zu bewahren, daß 
innerer Kampf den Zuſammenbruch unſerer politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage herbeiführt. 
Am 15. März gab der Chefredakteur der „Nationalliberalen 
Korreſpondenz“ im Auftrage des Geſchäftsführenden Ausſchuſſes der 
Deutſchen Volkspartei vor der Berliner Preſſekonferenz eine Er⸗ 
klärung ab, die mit den Worten begann: a 
Es iſt unrichtig, zu behaupten, die Deutſche Volkspartei ſtehe 
hinter der Regierung Kapp.“ 


Am 18. März veröffentlichte dann die Deutſche Volkspartei 
nachſtehenden Aufruf: | 
\ Der Verſuch des gewaltſamen Umſturzes der verfaſſungs⸗ 

mäßigen Grundlagen des Reiches konnte nur erwachſen auf dem 
Boden, den die Revolution vom November 1918 mit ihrer Zer⸗ 
etzung aller ſtaatlichen Autorität unter Vernichtung nationaler 
erte geſchaffen, aus der einſeitigen parteipolitiſchen Geſamt⸗ 
haltung der Mehrheitsparteien, aus der un verantwortlichen Ver⸗ 
zögerung der Neuwahlen zum Reichstage und aus der Abſicht der 
chenden Parteien, das Volk um ſein verfaffungsmäßiges 
Recht der Wahl des Reichspräſidenten zu bringen. 

Was wir gegenüber dem gewaltfamen Umſturz des 13. März 
zu tun hatten, war uns vom erſten Augenblick an durch den 
nationalen und liberalen Charakter der Deutſchen Volkspartei vor⸗ 
gereihuet, Wir konnten und durften, wie bereits aus unſerem 
Aufruf vom 13. März bekannt, den Weg organiſcher Entwicklung 

daß verfaſſungsmäßiger Grundlage nicht verlaſſen, und wir müſſen 

daher jeden gegen die Verfaſſung gerichteten Gewaltſtreich und 

jede Verwendung unſerer um den Schutz des Landes verwendeten 
Truppen zu ſolchen verantwortlichen, den Beſtand des Reiches 
in Frage ſtellenden Unternehmungen entſchieden verurteilen. Des⸗ 
halb haben wir alsbald, wie zwiſchen der Regierung und den 
neuen Machthabern, ſo unter den Parteien eine Verſtändigung 
herbeizuführen verſucht. Wir haben unſeren Parteimitgliedern 
die Annahme von Amtern aus den Händen der neuen Machthaber 
unterſagt, haben alles aufgeboten, um die Einheitsfront gegen den 
herandrängenden Bolſchewismus herzuſtellen und haben darum 
den ſelbſt aus den Kreiſen der Regierung und der Mehrheits⸗ 
parteien erhobenen frivolen Ruf zum Generalſtreik ais ſchärfſte 
Verſchuldung gegen das Volk und Vaterland verurteilt. Weſentlich 
mit durch unſere Vermittlung iſt nunmehr ein Ausgleich erreicht. 
Was noch vor kaum einer Woche trotz unſeres Verlangens von der 
Regierung und den Mehrheitsparteien kurzſichtig verweigert 
wurde, iſt heute zugeſtanden. In der jetzigen ſchweren Stunde gibt 
es zur Abwehr des Volſchewismus, der unſere Kultur und Wirt⸗ 
ſchaft mit Vernichtung bedroht, nur eine Parole: 
Sammlung aller Kräfte und Parteien zur Rettung des Vater⸗ 
landes! ö 

Im Auftrage 
Streſemaun, Heinze, von Krauſe, Kahl, Rießer, Garnich. 
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Die Deutſchnationale Volkspartei ließ am 
13. März folgende Kundgebung veröffentlichen: 


Die Ereigniſſe der letzten Wochen haben die Leitung und die 
Fraktionen der Deutſchnationalen Volkspartei in ſteigendem Maße 
gezwungen, Kritik an den Taten der bisherigen Regierung zu 
üben. Die Partei hat insbeſondere betonen müſſen, daß das 
Fortbeſtehen der verfaſſunggebenden Nationalverſammlung der 
neuen Vefaſſung zuwiderlaufe und daß die Zuſammenſetzung 
der Nationalverſammlung und der bisherigen Regierung dem 
heutigen Willen des Volkes nicht mehr entſpreche. Sie hat durch 
den Mund ihrer Führer gefordert, daß dieſem verfaſſungswidrigen 
Zuſtande auf verfaſſungsmäßiger Weiſe ein Ende gemacht werde 
I der Volkswille durch alsbaldige Neuwahlen zur Geltung 

mme. ö ; 


Diefe Haltung der Deutſchnationalen Volkspartei erfährt 
durch die Vorgänge vom 13. März 1920 keine Anderung. Die 
Partei nimmt nach den Erklärungen der neuen Regie⸗ 
rung als ſelbſtverſtändlich an, daß auch dieſe Regierung das 
Ziel hat, unverzüglich verfaſſungsmäßige 7 8 wieder her⸗ 
zuſtellen, daß ſie alſo innerhalb der in der Verfaſſung feſt⸗ 
gelegten Friſt von 60 Tagen auf Grund des Nationalverſamm⸗ 
lungsrechts (Verordnung vom 30. November 1918) durch Neu⸗ 
wahlen dem Volke Gelegenheit geben wird, ſeinen Willen, bei 
dem die letzte Entſcheidung über das Schickſal von Volk und 
Vaterland ſteht, zum Ausdruck zu bringen. Bis zu dieſer Ent⸗ 
ſcheidung iſt die Deutſchnationale Volkspartei be⸗ 
reit, getreu ihrem bisherigen Verhalten, mitzuarbeiten, 
um in Zuſammenfaſſung aller Kräfte des deutſchen Volles Ruhe 
und Ordnung, Freiheit und nationale Würde zu gewährleiſten. 


Wie die Deutſche Volkspartei veröffentlichte auch die Partei⸗ 
leitung der Deutſchnationalen Volkspartei am 19. März dann eine 
zweite Erklärung mit nachſtehendem Wortlaut: 


Die verfaſſungswidrigen Machtgelüſte einer unfähigen 
Parteiregierung haben eine ſchwere Kriſis über das Reich her⸗ 
aufbeſchworen. Die im Januar 1919 gewählte Nationalver⸗ 
5 1 hat ihre Aufgabe, dem deutſchen Volke eine Ver⸗ 
aſſung zu geben, ſchon ſeit vielen Monaten Be Trotz aller 
unjerer Warnungen und Einſprüche haben die Mehrheitsparteien 
unter nichtigen Vorwänden verſucht, die Tagung der National⸗ 
verſammlung gegen den Geiſt der Verfaſſung ins Ungewiſſe aus» 
zudehnen und dem Volke fein Recht auf Neuwahlen zum Reichs⸗ 
tag zu beeinträchtigen. Durch Verſchleppung des notwendigen 
Ausführungsgeſetzes haben ſie das Volk bisher um ſein Grund⸗ 
recht des Vollsentſcheides gebracht. Ja, fie haben mit dem Ge⸗ 
danken geſpielt, zugunſten einer Parlamentsmehrheit dem Volle 
ein verſaſſungsmäßiges Recht auf unmittelbare Wahl des Reichs⸗ 
oberhauptes zu entziehen. Bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, den 
inneren Auſbau in Gang zu bringen und die Würde des Reichs 
nach außen zu wahren, hat die Mehrheitsregierung verſagt. Wenn 
jetzt Männer ans ſchwerer Sorge um Volk und Vaterland den 
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Weg der verfaſſungsmäßigen Entwicklung verlaffen haben, wenn 
wertvolle Teile unſeres Volkes, vor allem in der Reichswehr und 
in der Jugend, ſich hinter dieſe Männer Alan: haben, ſo fallen 
Verantwortung und Schuld auf die Mehrheitsparteien und die 
aus ihrer Mitte gewählte Regierung. Unſer Weg war das nicht. 
Die Politik der Deutſchnationalen Volkspartei iſt ſtets von dem 
Grundſatz geleitet worden, daß eine Fortbildung unſerer poli⸗ 
tiſchen hin nur auf verfaſſungsmäßigem Wege erfolgen 
dürfe. adurch iſt unſere Stellungnahme zu der Regierung 
Bauer wie zu den Vorgängen des 13. März klar gegeben. 
Nachdem die Ereigniſſe des 13. März eingetreten waren, 
hielten wir es demgemäß für lee Aufgabe, führt zu ſorgen, 
daß wieder verfaſſungsmäßige Zuſtände herbeigeführt, daß gegen 
den 10 Haupt erhebenden Bolſchewismus die Einheitsfront her⸗ 
gefte t und daß die Wahl zum Reichstage und die Wahl des 
eichspräſidenten alsbald vollzogen würde. In Verhandlungen, 
eren Förderung unſere Pactei unausgeſetzt bemüht war, iſt 
dieſes Ziel erreicht und ſchweres Unheil vermieden worden. Die 
Neuwahl zu dem Reichstage ſoll ſpäteſtens im Juni ſtattfinden. 
Dem oll iſt ſein Recht, ſich den g eichspräſidenten ſelbſt zu 
wählen, geſichert. Darüber hinaus iſt die Umbildung der 
Reichsregierung zugeſagt worden. Wir warten dieſe Umbildung 
ab. Die verfaſſungsmäßige Bahn für die 1 un⸗ 
ſerer Ziele iſt frei. Auf ihr wird die Deutſchnation Volks- 
partei marſchieren. a a 5 
Wie in Wirklichkeit die Anhänger der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei gefühlt, geſprochen und gehandelt haben, geht aus den Kund⸗ 
gebungen, die in Schleſten und Oſtpreußen erlaſſen wurden und bie 
= den Dokumenten der Untreue wiedergegeben worden ſind, zur 
Genüge für jeden hervor, der überhaupt nur ſehen will. 


Die Haltung der Beamten. 


Die Beamien der Reichs- und preußiſchen Miniſterien fanden 
zu ihrem nicht geringen Erſtaunen, als ſie am Morgen des 13. März 
ihre Dienſträume aufſuchen wollten, die Amtsgebäude mit militä⸗ 
riſcher Beſetzung vor. Die Beamten waren vielfach überhaupt ohne 
Kenntnis des Vorgefallenen. Die neuen Machthaber verſuchten 
ſogleich ſich des Beamten⸗Apparates zu bemächtigen, indem ſie in 
allen Miniſterien erklären ließen, daß weitergearbeitet werden ſolle, 
als ob nichts geſchehen wäre. Die Beamten der Reichska n;lei,- 
die noch in der Nacht herangeholt werden konnten, hatten bereits 
vom Unterſtaatsſekretär Al be rt die nötigen Dienſtanweiſungen 
erhalten. Die übrigen Beamten der Reichskanzlei, die morgens zum 
Dienſt erſchienen waren, wurden einſtweilen bis Dienstag, den 
15. März, beurlaubt. | 

Von Seiten des Auswärtigen Amtes ſetzte ſich Unter⸗ 
ſtaatsſekretär v. Hanel mit den neuen Machthabern in Verbin⸗ 
dung und erklärte, daß nach ſeiner Auffaſſung die Tätigkeit des Aus⸗ 
wärtigen Amtes nicht unterbrochen werden dürfe, da u. a. die Auf⸗ 
rechterhaltung der Verbindung mit unſeren ausländiſchen Miſſionen 
und den hieſigen fremden Vertretungen, da weiterhin die Aus⸗ 
führung des Friedensvertrages und die Innehaltung international 
feſtgelegter Friſten die Fortdauer der Arbeiten erfordere. Unter⸗ 
ſtaatsſekretär v. Haniel erklärte aber gleichzeitig mit aller Deutlich⸗ 
keit, daß er nicht in der Lage ſei, Weiſungen von den neuen Macht⸗ 
habern entgegenzunehmen, ſondern daß er das Amt ſo leiten würde, 
als ob ſich der Miniſter des Außern auf Urlaub befände. Unter 
Hinweis auf den Dienſteid brachte in einer Verfügung Unterſtaats⸗ 
ſekretär v. Haniel dieſe Erklärung auch allen Beamten zur Kenntnis 
und forderte ſie auf, in dem dargelegten Sinne die Arbeit fortzu⸗ 
ſetzen. 

Da unter den gegebenen Umſtänden eine einheitliche Stellung⸗ 
nahme der Beamtenſchaft unbedingt notwendig war, jo traten am. 
Sonntag, den 14. März, vormittags 10 Uhr, die Unterſtaats⸗ 
ſekretäre der Reichsminiſterien zu einer Sitzung zu 
ſammen, in der folgender Beſchluß gefaßt wurde: 8 

Die heute zu gemeinſamer Beratung verſammelten Unter⸗ 
ſtaatsſetretäre der Reichsminiſterien ſind einſtimmig entſchloſſen, 
ihre Amter ausſchließlich im Auftrag des verfaſſungsmäßig gedil- 
deten Neichsminiſteriums und die laufenden Geſchäfte nur im 
Rahmen des verfaſſungsmäßig beſchloſſenen Haushaltsplans zu 
führen. Sie können nach ihren verfafjungsmaßig übernommenen 
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N Verpflichtungen Weiſungen von niemand anderem als von den 
Mitgliedern des Reichsminiſteriums Bauer entgegennehmen. 
n Hiervon werden ſie die Beamtenſchaft in Kenntnis ſetzen. 


5 Albert, Unterſtaatsſekretär in der Reichskanzlei. von Haniel, 
Anterſtaatsſekretär im Auswärtigen Amt. Boy é, Unterſtaats⸗ 
s | ſekretär im Auswärtigen Amt. Dr. Lewald, Unterſtaatsſekretär 
im Reichsminiſterium des Innern. Dr. Joel, Unterſtaats⸗ 
ſekretär im Reichsjuſtizminiſterium. Schroeder, Unterſtaats⸗ 
17 ſekretär im Reichsfinanzminiſterium. Teucke, Unterftaatsfefretar 
5 im Reichspoſtminiſterium. Walter, Unterſtaatsſekretär im 
R!§MMRMeeichsſchatzminiſterium. Geib, Unterſtaatsſekretär im Reichs⸗ 
„ arbeitsminiſterium. Stieler, Unterſtaatsſekretär im Reichs⸗ 
verkehrsminiſterium. Peters, Unterſtaatsſekretär im Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſterium. 


Dieſem Beſchluß der Unterftaatsſekretäre des Reiches folgte am 
nächſten Tage ein Beſchluß der preußiſchen Unterſtaats⸗ 


ſekretäre, der folgenden Wortlaut hatte: 5 
r Berlin, den 15. März 1920. 
wer Die heute zu gemeinſamer Beratung verſammelten preußi⸗ 


ſchen Unterſtaatsſekretäre find in Übereinſtimmung mit der 
geſtrigen Kundgebung der Unterſtaatsſekretäre der Reichs⸗ 

miniſterien entſchloſſen, ihre Amter ausſchließlich im Rahmen der 

beſtehenden Geſetze auszuüben. Sie können Weiſungen von nie⸗ 
mand anderem als von den Mitgliedern der verfaffungsmäßig ge⸗ 

bildeten Staatsregierung entgegennehmen. Hiervon werden ſie 
die Beamtenſchaft in Kenntnis ſetzen. 

Göhre Ramm Buſch Becker Mügel Dönhoff Meiſter 


N Scheidt Pape. 

Über dieſen Beſchluß und die Tragweite dieſes Beſchluſſes war 
der „Reichskanzler“ Kapp offenbar noch nicht unterrichtet, als er am 
15. März folgende Verordnung erließ: 

An jamtlihe Reichsminiſterien. 
Verordnung. 


1. Sämtliche Reichs⸗, Landes⸗ und Gemeindebeamte haben un⸗ 
5 bverzüglich ihren Dienſt wieder aufzunehmen, ſoweit fie nicht durch 
5 den Dienſt in den Einwohnerwehren und der techniſchen Nothilfe in 
0 Anſpruch genommen ſind. Es wird erwartet, daß ſie ohne Rückſicht 
auf ihre politiſche Geſinnung ihre Kräfte in den Dienſt des Ganzen 
ſtellen. Widerſetzlichkeiten werden auf Grund des Ausnahmezuſtandes 
mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark, unter Umſtänden mit Dienſt⸗ 
entlaſſung beſtraft. 
5 2. Inwieweit die von der Regierung Ebert⸗Bauer angeſtellten 
nichtbeamteten Perſonen weiter zu beſchäftigen find, entſcheiden die 
Reeſſorts ſelbſt. f Ser 
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3. Bis zu der Bildung des vorläufigen Reichsminiſteriums über⸗ 

nehmen die dienſtälteſten nichtparlamentariſchen Unterſtaatsſekretäre 

die Leitung der Miniſterien. s 


4. Die Beamten ſind durch die Bürovorſteher mit allen Mitteln 
zu benachrichtigen. Das Reichswehrminiſterien richtet ſofort die not⸗ 
wendigen Kraftwagenlinien ein. 

5. Die militäriſchen Dienſtſtellen haben ſich jedes Eingriffes in 
den inneren Betrieb der Behörden zu enthalten und dieſe gegen jeden 
Angriff zu ſchützen. Die Fernſprechzentralen ſind den Behörden wieder 
zur Verfügung zu ſtellen, ſoweit dies nach der militäriſchen Lage 
möglich iſt. i B — 

6. Bis auf weiteres iſt in ſämtlichen Miniſterien Tag⸗ und Nacht⸗ 
dienſt einzurichten. i 


Berlin, den 15. März 1920. 


4 Der Neichskanzler: 
Kapp. 
Für die Richtigkeit: 
Müller ⸗Lobwitz. 8 N ! 


Bezeichnend für den Wirrwarr, der in dieſen Tagen in der 
Reichskanzlei herrſchte, und bezeichnend für die Art, in der Herr Kapp 
„regierte“, iſt der folgende Erlaß, der der vorgenannten Verordnung 
inſofern widerſprach, als nach dem letzten Erlaß den Beamten bei der 
Nichtwiederaufnahme der Geſchäfte die Amtsentlaſſung ohne An⸗ 
ſpruch auf Ruhegehalt angedroht wurde, während ſie in der erſten 
fallen ſogar mit 10 000 Mark Geldſtrafe beſtraft werden 
ollten. 

Die Beamten ſämtlicher Reichs⸗ und Staatsbehörden haben un⸗ 
verzüglich ihre Geſchäfte wieder aufzunehmen und ununterbrochen fort⸗ 
zuſetzen. Die Zuwiderhandlung hat die Amtsentlaſſung ohne Anſpruch 
auf Ruhegehalt ohne weiteres zur Folge. 


Berlin, den 15. März 1920; 


Der Reichskanzler: I 
Kapp. 
Der Militär⸗Oberbeſehlshaber: 
v. Lüttwitz. 5 


„Die zweite Verordnung dürfte auf General v. Lüttwitz zurück⸗ 
zuführen ſein und mußte durch die nachſtehende dritte Verordnung 
dann für ungültig erklärt werden. 

» Berlin, 15. März. 


Die Verordnung des Militäroberbefehlshabers bezüglich der 
Amtsentſetzung der Reichs⸗ und Staatsbeamten, die ihre Dienſt⸗ 
geſchäfte nicht unverzüglich wieder aufnehmen, wird hiermit für un⸗ 
gültig erklärt. Reichölanalei 
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m übrigen hatte wan in der Reichskanzlei wenig Zeit, ſich um 
die Miniſterien überhaupt zu kümmern. Außer den genannten Ver⸗ 
ordnungen, die noch nicht einmal vollſtändig in den Büros der 
Reichsminiſterien einlieſen, jand ſich unter den Akten betreffend 
„Die Gegenrevolution Kapp“, nur noch eine Mitteilung der Reichs⸗ 
kanzlei vom 15. März, daß zum Chef der Preſſeſtelle der Reichs 
kanzlei Herr Johannes W. Harniſch ernannt ſei, und daß bis zur 
anderweitigen Regelung alle für die Preſſe beſtimmten Unt 
Mitteilungen durch die Preſſeſtelle der Reichskanzlei zu leiten ſeien. 
Dem Reichsminiſterium des Innern ging am 15. März 
außerdem noch ein Telegramm der Kommandantur Berlin zu, daß 
auf Anordnung der Regierung alle Dienſtgebäude ſofort zu flaggen 
hätten und zwar „ſchwarz⸗weiß⸗rot oder Kriegsflagge“. Das Tele⸗ 
gramm erhielt von der Hand des Unterſtaatsſekretärs Lewald den 
Vermerk: „Dieſer Anordnung iſt nicht Folge zu leiſten“ und wurde 
weiter erledigt durch den ſchönen Vermerk, mit dem in allen 
Miniſterien alle Eingänge Kapps und ſeiner Helfershelfer erledigt 

wurden: „Zu den Akten!“ 

Das Reichswirtſchaftsminiſterium lag bereits 
außerhalb der Machtſphäre Kapps. Der Reichswirtſchaftsminiſter 
von Kapps Gnaden, Schiele, iſt überhaupt nicht in das Miniſterium 
elangt. Bemerkenswert iſt indeſſen die Tatſache, daß in den 
ritiſchen Tagen ſämtliche Referenten dieſes Miniſteriums 
dem dienſtführenden Unterſtaatsſelretär eine Erklärung übers 
reichten, daß ſie den verfaſſungsmäßig ernannten Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter Robert Schmidt durchaus als Fachminiſter 
anerkannten. Dem Reichsfinanzminiſterium hatten 
die militäriſchen Stellen, die mit Kapp und Lüttwitz 
zuſammenarbeiteten, inſofern ihre beſondere Aufmerkſamkeit zuge⸗ 
wandt, als ſie das Gebäude zur Sicherung des Regierungsblocks 
ſtark beſetzen ließen. Den Beamten dieſes Miniſteriums wurde, wie 
auch den übrigen Reichsbeamten gemäß eines Kabinettsbeſchluſſes 
ſofort ein Vorſchuß von 800 Mark auf die am 1. April fälligen Ge⸗ 
hälter ausgezahlt. Unterſtaatsſekretär Schroeder gab am Sonnabend 
vormittag der Reichshauptkaſſe die Weiſung, Auszahlungen nur auf 
Grund der alten Ermächtigungen und nur innerhalb der bereit⸗ 
geſtellten Fonds zu leiſten. Am Sonnabend Nachmittag hatte der 
genannte Beamte dann mit dem Präſidenten und dem Vizepräſiden⸗ 
ten der Reichsbank eine Beſprechung darüber, welche Sicherungs⸗ 
maßnahmen für die Reichsbank und für die Reichshauptkaſſe zu 
treffen ſeien. 

Über die Vorgänge in der Reichs⸗Poſt⸗ und Tele» 
graphenverwältung wurde von ſeiten des Reichspoſt⸗ 
miniſteriums folgende Darſtellung gegeben: Nachdem der Reichs⸗ 
. Giesberts am 13. März früh Berlin verlaſſen hatte, lag 

em Unterſtaatsſekretär Teucke die Weiterführung der Verwaltungs⸗ 
geſchäfte bei der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ob. Da 
borauszuſehen war, daß nach dem Bekanntwerden der Ereigniſſe in 
Berlin die ganze Beamtenſchaft auch in der Provinz ſtark beunruhigt 
werden würde, hielt man es im Reichspoſtminiſterium für dringend 
geboten, ihr für ihr Verhalten Richtlinien zu geben und ſie als Be⸗ 


1 


amte im Dienſte der Allgemeinheit an ihre ernfte Aufgabe zu er⸗ 
innern, das Wirtſchaftsleben des deutſchen Voltes nicht ins Stocken 
geraten zu ler Hierbei war es unerläßlich, die anerkannte Ver⸗ 
tretung der Poſtbeamtenſchaft, nämlich den aus der Reichsarbeits⸗ 
gemeinſchaft der Poſt⸗ und Telegraphenbeamten gebildeten Beantten- 
betrat zur Mitwirkung heranzuziehen. Nach Beſprechung des Unter⸗ 
ſtaatsſekretärs Teucke mit dem ſchnell zuſammenberufenen Beamten⸗ 
beirat richtete das Reichspoſtminiſterium noch am 13. mittags an 
alle Ober⸗Poſtdirektionen folgendes Telegramm: 


Im Intereſſe des Landes und des geſamten Volkes Poſt⸗ 
Telegraphen⸗ und Fernſprechbetrieb bis auf weiteres mit allen 
Mitteln aufrecht erhalten. Beamtenbeirat wird in gleichem Sinne 
auf Beamtenſchaft einwirken. Verkehrsanſtalten und Beamten⸗ 
ausſchüſſe ſind hiernach zu verſtändigen. 


Dieſelbe Weiſung 17 der Beamtenbeirat durch ein Kreistele⸗ 
a 


gramm an die Beamtenſchaft ergehen. Die Einſchränkung „bis auf 
weiteres“ war notwendig, weil nach früheren Erfahrungen zu be⸗ 
fürchten ſtand, daß die im Außendienſt ſtehenden Beamten durch 
Bedrohung oder Gewalt au der Ausübung des Dienſtes verhindert 
werden würden. Dies trat tatſächlich ein, als nach der Ausrufung 
des Generalſtreiks jegliche Arbeit verhindert wurde. Nachdem ſchon 
am 14. März der Reichspoſtminiſter Giesberts von Dresden aus 
entſprechend einem Beſchluß der Reichsregierung, die Ober⸗Poſt⸗ 
direktionen telegraphiſch angewieſen hatte, Telegraphie und Fern⸗ 
ſprechbetrieb aufrecht zu erhalten, den Außendienſt aber wegen der 
Gefahr für Leben und Geſundheit der Beamten und für das Eigen⸗ 
tum an den Poſtſendungen ruhen zu laſſen, erließ auch das Reichs⸗ 
poſtminiſterium am 15. März nach Benehmen mit dem Beamten⸗ 
heirat folgendes allgemeines Kreistelegramm: q 


Telegraphen⸗ und Fernſprechbetrieb ſind zum Schutze des 
Gemeinwohls mit allen Mitteln aufrecht zu erhalten. Wo Ge⸗ 
fahr für Leben und Geſundheit der Beamten oder für Eigentum 
der Poſt beſteht, hat der Poſtbetrieb zu ruhen. 


Als nach dem Zurücktreten Kapps und Lüttwitz am 17. März 
das Ziel des Generalſtreiks erreicht war, lag zur weiteren Aufrecht⸗ 
erhaltung des politiſchen Streiks kein Grund mehr vor. Auf Ver⸗ 


anlaſſung des Reichspoſtminiſters wurde daher am 18. März früh 


durch Kreistelegramm bekannt gegeben: 

Da Generalſtreik durchs ganze Reich beendet erklärt iſt, hat 
das ſämtliche Poſtperſonal den Dienſt im vollſten Umfang wieder 
aufzunehmen, ſoweit keine örtliche Gefahr für Leben, Geſundheit 
und Eigentum beſteht. N 


Auch der Aktionsausſchuß des Deutſchen Beamtenbundes for» 
derte an demſelben Tage im Einverſtändnis mit der Reichsregierung 
die Beamtenſchaft auf, die Dienſttätigkeit bei allen Verwaltungen 
ſofort wieder aufzunehmen und die Reichsarbeitsgemeinſchaft der 
Poſt⸗ und Telegraphenbeamten ſchloß ſich durch ein Kreistelegramm 
vom 18. an die Poſtbeamtenſchaft dieſer Aufforderung an. Die 
Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung hat, getreu ihrer Aufgabe 
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als unpolitiſche Verkehrsverwaltung der Allgemeinheit zu dienen und 
Stockungen des deutſchen Wirtſchaftslebens fern zu halten, alles 
getan, um die Veamten zum Ausharren im Dienſte zu bewegen; die 
in der Reichsarbeitsgemeinſchaft organiſterten und im Beamten⸗ 
beirat vertretenen Beamten haben ihr hierbei verſtändnisvoll Hilfe 
niet. Insbeſondere haben die Beamten und Arbeiter aller 

rade des Reichspoſtminiſte reis ſelbſt, obgleich fie zum Teil ſehr 
weite Wege — zum und vom Dienſte — zurückzulegen hatten, ge⸗ 
treu ihre Pflicht erfüllt. 

Am Dienstag, den 16. März vormittags, ging im Reichspoſt⸗ 
miniſterium ein Schreiben des „Reichskanzlers“ Kapp ein, wonach 
der Ober⸗Poſtdirektor von Berlin, Geheimer Ober⸗ die Sönk⸗ 
ſen, zum Reichspoſtminiſter ernannt je. Der Inhalt des Schrei⸗ 
bens wurde dem Unterſtaatsſekretär Teucke, der ſich im Reichsrat be⸗ 
Bu durch Ferniprecher übermittelt. Dieſer verſtändigte von dem 
Vorgang den Reichsrat und erklärte, er werde dieſe Ernennung 
nicht anerkennen und gegebenenfalls nur der Gewalt weichen. Der 
Unterſtaatsſekretär begab ſich dann ſofort ins Reichspoſtminiſterium 
und ſetzte ſich mit den Miniſterialdirektoren und dem Beamtenbeirat 
in Verbindung. Sie erklärten fich mit ihm ſolidariſch. Auch die 
zuſammenberufene Beamtenſchaft des Reichspoſtminiſteriums trat, 
nachdem ſie vom Unterſtaatsſekretär über die Sachlage unterrichtet 
war, einhellig auf ſeine Seite. ö 

Inzwiſchen war der Ober⸗Poſtdirektor Sönkſen im Reichspoſt⸗ 
miniſterium erſchienen, um die Geſchäfte als Miniſter zu über⸗ 
nehmen. Er wurde vom Unterſtaatsſekretär im Beiſein der Mini⸗ 
ſterialdirektoren empfangen. Dabei wurde er darauf hingewieſer, 
daß ſeine Ernennung verfaſſungswidrig und ungültig ſei; der Unter⸗ 
ſtaatsſekretär erklärte ihm weiter, daß er ihn, wenn er verſuchen 
ſollte, das Amt als Miniſter auszuüben, wegen Verletzung ſeiner 
Eides⸗ und Amtspflicht in ſeiner Stellung als Ober Poſtdirektor 
vom Amte ſuspendieren werde. Sönkſen beharrte demgegenüber an 
der Abſicht, das ihm von Kapp übertragene Amt anzutreten. Der 
Verſuch einiger Herren, auf ihn dahin einzuwirken, daß er von 
ſeinem Vorhaben abſehe, mißlang. Auch dem Beamtenbeirat er⸗ 
klärte er, obgleich er da die beſtimmte Gewißheit erlangte, daß die 
Beamtenſchaft es ablehne, einen von der Kapp⸗Regierung eingeſetz⸗ 
ten Miniſter anzuerkennen, an der Abſicht des Amtsantritts als 
Miniſter feſthalten zu wollen. Alsdann erſchien der Ober⸗Poſtdirek⸗ 
tor Sönkſen vor der verſammelt gebliebenen Beamtenſchaft des 
Reichspoſtminiſteriums und führte in längerer Rede aus, daß er die 
Beamtenſchaft zur Arbeitsaufnahme glaube zurückführen zu können, 
zeſtützt auf das Vertrauen, das ihm die Beamtenſchaft entgegen⸗ 
rate. Aus der Verſammlung wurde ihm nochmals die Auf⸗ 
jaſſung der Beamten des Reichspoſtminiſteriums dargelegt und er 
95 eten, von ſeiner Abſicht abzuſtehen. Sönkſen lehnte weiter 
Zerhandlungen ab, verließ aber das Reichspoſtminiſterium, das er 
amtlich nicht wieder betreten hat. Eine Abordnung von Mitgliedern 
des Beamtenbeirats und des Beamten⸗ und Arbeiterausſchuſſes des 
Reichspoſtminiſteriums begab ſich darauf zur Reichskanzlei, wo fie 
ſich Zutritt zu dem perſönlichen Adjutanten des Herrn Kapp, dem 


. 


Hauptmann Pabſt, verſchafſte. Ihm ſchilderte fie die durch die Abe 
ſicht des Geheimrats Sönkſen in der Beamtenſchaft entſtandene Aa 
ordentlich ernſte Erregung, die nur durch einen Widerruf der Er⸗ 
nennung des neuen Miniſters beſeitigt werden könnte. Aus der 
Erörterung ergab ſich, daß die neue „Regierung“ durch die Ernen⸗ 
nung die Beilegung des Poſtſtreiks zu erreichen gehofft hatte, Geheim⸗ 
tat Sönkſen ſei dafür als die geeignete Perſönlichkeit erſchienen. 
Nachdem die Abordnungsmitglieder dargetan hatten, wie völlig ab⸗ 
wegig dieſe Anſicht wäre und der Hauptmann Pabſt mit dem Herren 
Kapp Rückſprache genommen hatte, kam Dienstag gegen 7 Uhr 
folgende Vereinbarung zuſtande: 


1. Die Kappregierung wird veranlaſſen, daß Geheimrat Sönkſen 
ſein Amt als Miniſter nicht antritt; 0 

2. ſie wird auf den Genannten einwirken, daß er don feinem 
Miniſterpoſten zurücktritt; 

3. die Kappregierung ſagt zu, daß bis auf weiteres kein Reichs⸗ 
1 EN ernannt wird, ſondern daß der Unterſtaatsſekretär 
ie Geſchäfte weiterführt; 

4. in der Preſſe fol die Nachricht von der Ernennung. des Ge⸗ 
heimrats Sönkſen zum Reichspoſtminiſter unterdrückt oder 
widerrufen werden. 


Damit war der Hauptzweck des Vorgehens der Abordnung er⸗ 
reicht; es bedurfte nunmehr nur noch der fetzt eren er⸗ 
ſcheinenden Rücktrittserklärung des Geheimrats Sönkſen. Dieſe Er⸗ 
klärung iſt auf erneutes Drängen des Beamtenbeirats am 17. März 
gegen Mittag abgegeben worden. f 

Der Ober⸗Poſtdirektor Sönkſen iſt vom Dienſte ſuspendiert und 
es iſt ein Disziplinarverfahren gegen ihn eingeleitet worden. 

Im Neichswehrminiſterium leglen am 13. März ſo⸗ 
fort nach dem Bekanntwerden des Putſches eine Anzahl Offiziere, 
vor allem die, die im perſönlichen dienſtlichen Verkehr mit dem 
Reichswehrminiſter ſtanden, und ſo jetzt in den Konflikt kommen 
mußten, unmittelbare Befehle des General v. Lüttwitz zu erhalten, 
ihr Amt nieder und baten um Urlaub. An der Spitze dieſer Offi⸗ 
ziere ſtand der General von Seeckt. 

Dieſem Vorgehen ſchloſſen ſich Offiziere des Reichswehrgruppen⸗ 
Kommandos 1 und des Wehrkreiskommandos Berlin an. 

Am Montag, den 15. vormittags, faßten die Offiziere des 
Reichswehrminiſteriums den einſtimmigen Beſchluß, keinerlei Be⸗ 
fehle der Regierung Kapp⸗Lüttwitz anzunehmen und den General 
v. Lüttwitz ſelbſt durch eine hierzu erwählte Kommiſſion zum Rück⸗ 
tritt aufzufordern, aber als für die geſamte Wehrmacht lebens⸗ 
wichtiger Vetrieb die Arbeit fortzuſetzen. Dieſem Standpunkt 14555 
ſich die geſamte Beamtenſchaft an, die an ſich — da gewerkſchaftli 
organiſiert — durch Gewerkſchaftsbeſchluß vom gehen Tage zur 
Arbeitsverweigerung verpflichtet geweſen wäre. 

Es ſoll nicht en bleiben, daß auch Offiziere des Stabes 
vom Reichswehrgruppen⸗Kommando 1 dem General v. Lüttwitz mit⸗ 
teilen ließen, daß fie keine Befehle von ihm annehmen würden, 
ſondern nur von einem legalen Inhaber der Kommandogewalt. 


Snztorfchen begann man auch bei den Trupßen der Reichswehr und 
ihren Kommandeuren zu erkennen, daß man mißbraucht worden war. 
Als am Mittwoch, den 17. März bekannt wurde, daß die Regierung 
in Stuttgart jede Verhandlung ablehnte, und den bedingungsloſen 
Rücktritt Kapp⸗Lüttwitz forderte, ſtellte der Vertreter des Reichs⸗ 
wehrminiſteriums zugleich im Namen der Reichswehrtruppen⸗ 
kommandeure erneut mündlich die Forderung an den General 
v. Lüttwitz, zurückzutreten. Dieſer lehnte ab und drohte in einer 
erregten, geradezu dramatiſchen Szene, den Sprecher der Offiziere, 
Oberſt Hebe, eg u wollen. Erſt als in einer erneuten Be⸗ 
Rasen ſämtliche deere eee einſtimmig den 

ücktritt forderten, gab General v. Tüttwitz nach. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium war mit Aus⸗ 
nahme des Landwirtſchaftsminiſters Braun in Berlin geblieben. 
ns dem Einrücken der Marinebrigade Erhardt wurden am 
18. März morgens 7 Uhr ſämtliche preußiſchen Staatsminiſter für 
verhaftet erklärt und am Verlaſſen des Gebäudes durch militäriſche 
Sicherung gehindert. Erſt am Sonnabend abend wurde dieſe Schutz⸗ 
ese aufgehoben. Während Miniſter Heine ſich noch in Schutzhaft 

efand, wurde ihm von ſeiten der Kapp⸗Regierung das Angebot ge⸗ 
macht, in das neue Miniſterium einzutreten. Am Abend wurde an⸗ 
läßlich einer Beſprechung mit General v. Lüttwitz nochmals ver⸗ 
ſucht, den Miniſter Heine zur Annahme eines Sitzes im Kabinett 
und zwar als Reichsjuſtizminiſter zu bewegen. Dieſes Angebot 
wurde ſpät abends telephoniſch noch einmal erneuert, wurde aber 
1 vom Miniſter Heine jedesmal ſchroff abgelehnt. 
uch die Miniſter Oeſer und Südekum glaubte Kapp zum Eintritt 
in ein von ihm zu bildendes Kabinett bewegen zu können. Er er⸗ 
lebte aber hier den gleichen Mißerfolg wie beim Miniſter Heine. 
Noch während ſich die preußiſchen Staatsminiſter in Schutzhaft be⸗ 
fanden, verfaßten ſie folgende Kundgebung: » 

Die Mitglieder der preußiſchen Regierung find in ihr Amt 
berufen durch den Willen der Volksvertretung auf Grund der 
vorläufigen Verfaſſung. Nur durch Befehl der Landesverſamm⸗ 
lung können ſie von ihren Pflichten entbunden werden. So lange 
ein ſolcher Veſchluß nicht vorliegt, find ſie die geſetzmäßige Regie⸗ 
rung Preußens, auch wenn ſie an der Ausübung ihres Amtes 
durch einen militäriſchen Gewaltakt verhindert werden. 


- Diefe ſowie die vorgenannte Erklärung der preußiſchen Unter⸗ 
ſtaatsſekretäre machte auch in Preußen das Gelingen des Umſturz⸗ 
verſuches der Kapp und Genoſſen zur Unmöglichkeit. Indeſſen ließ 
fe Kapp das Vergnügen nicht nehmen, Miniſter zu ernennen, die 

afür bereit waren. Der gebefreudige Kapp ernannte den D. Traub 
um Kultusminiſter, machte ihn aber auch gleicher zu ſeinem 

1 und es wird nicht leicht ſein, feſtzuſtellen, für wel⸗ 
chen Poſten Traub dauernd auserſehen war. 

Dem preußiſchen Landwirtſchaftsminiſterium wandte Kapp ſeine 


beſondere Aufmerkſamkeit zu, wohl ſchon aus dem Grunde, weil er 
1900 bis 1906 in dieſem Miniſterium als Vortragender Rat tätig 


geweſen war, Er machte den Vorſitzenden des Bundes 
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der Landwirte kurzerhand zum Miniſter und benutzte gleich 


dieſe Gelegenheit, um einen ihm unbequemen Unterſtaatsſekretär 
zu entfernen. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. Berlin, den 16. März 1920. 
Ich habe die Leitung des Miniſteriums für Landwirtſchaft, 


Domänen und Forſten dem Freiherrn von Wangenheim⸗Klein⸗Spiegel 


übertragen. ö 
Euer Hochwohlgehoren erſuche ich, Ihr Amt niederzulegen. Der 
dienſtälteſte Miniſterialdirektor erhält Abſchrift dieſes Erlaſſes. 
; n Kapp. 
An den Unterſtaotsſekretär 
Herrn Dr. Ramm. 


Herr v. Jago w, der frühere Polizeipräſident von Berlin, der 
in der ganzen e wohl die unangenehmſte Rolle geſpielt hat, 
brannte förmlich darauf, preußiſcher Miniſter des Innern zu werden 
und wurde auch gleich am 13. März von Herrn Kapp mit dieſem 
Poſten belehnt. Er erſchien nach Ausſage eines Beamten bereits 
gegen Uhr morgens im Miniſterium des Innern und nahm mit 
den Worten: „Ich werde mich jetzt mal etwas hier niederlaſſen“ 
von dem Miniſterzimmer Beſitz. Dem Diener gab er die Weiſung, 
ſobold er käme, Herrn Doye zu ihm zu rufen. Dieſer erſchien auch 
bald und hatte mit Jagow eine kurze Rückſprache, deren Ergeb⸗ 
nis war, daß den im Miniſterium tätigen Unterſtaatsſekretären 
Dr. Freund und Meyer, dem Abgeordneten Fiſcher, dem Regierungs⸗ 
rat Dr. Badt und dem Regierungsaſſeſſor Dr. Häntſchel der weitere 
Zutritt zum Miniſterium des Innern zu unterſagen ſei. Der Diener 
erhielt ſodann in Gegenwart Jagows von Herrn Doyé den Befehl, 
den Regierungsrat Badt aus ſeiner Wohnung im Miniſterium hin⸗ 
auszuwerfen. Herr von Jagow korrigierte ihn jedoch mit den Worten: 
„Wir müſſen und wollen die Form wahren. Sagen Sie Herrn 
Regierungsrat Badt: Die jetzige preußiſche Staatsregierung legt 
keinen Wert auf Ihre weiteren Dienſte.“ Darauf gab Jagow den 
Befehl, die Dienſtflagge zu hiſſen. Dieſen Befehl führte der Diener 
nicht aus. 

Der dienſtälteſte Beamte des Miniſteriums, Miniſterialdirektor 
Dr. Meiſter, erkannte jedoch weder die Miniſterſchaft Jagows noch 
die Herrlichkeit des v. Kapp zum Unterſtaatsſekretär ernannten Done 


an. Er verfügte vielmehr, daß ihm als dem zurzeit dienſtälteſten 


Beamten alle Schriftſtücke zur Unterſchrift vorzulegen ſeien. Herr 
v. Jagow quittierte dieſe Tat durch die Verhängung der Haft über 
Dr. Meiſter, indem er ihm einen Doppelpoſten vor die Tür ſeines 
Amtszimmers ſtellte. Herr v. Jagow hat in der Zeit vom 13. bis 
zum 17. auch ſogar regiert, indem er den Oberſt v. Menges mit 
der Aufſtellung einer Sicherheitspolizei für die Gebiete Altona, 
Wandsbek, Harburg und Wilhelmsburg beauftragte. In einem 
Telegramm wies er ausdrücklich darauf hin, daß die neu zu bilden⸗ 
den Sicherheitsabteilungen auf den Boden der neuen Regierung 
ſtehen müßten. 


> 
— 


i 


Im übrigen ſei nur als Epiſode mitgeteilt, daß Jagow noch am 
Mittwoch, den 17. März, von der Dauer der Kappregierung die merk⸗ 
würdigſten Vorſtellungen hatte. Nach ſeiner eigenen Erklärung 
hatte er noch an dieſem Tage verſucht, Kapp ſcharf zu machen, er 


hatte den Forderungen nach Rücktritt 2 7 entſchieden wider⸗ 


sprochen; daß Jagoßso ſogar verſuchte, auch gleich die Wohnung des 
Miniſters Heine zu beziehen, ſei nur als Kennzeichen dieſes Ritters 
von der traurigen Geſtalt mitgeteilt. N 


Durch die Erklärung der Unterſtaatsſekretäre des Reichs, der 

ich am Montag nach der Plenarſitzung des Reichsrates, der unter 
orſitz des Vizekanzlers Schiffer zuſammentrat, auch die preußi⸗ 

ſchen Unterſtaatsſekretäre anſchloſſen, war das Kappſche Unter⸗ 


nehmen bereits derartig unterhöhlt, daß es mit Naturnotwendigkeit 


zuſammenbrechen mußte. Um aber das Unternehmen nicht unnütz 
zu verlängern, und um die Gefahren des Zuſammenbruches zu ver⸗ 
mindern, taten die höheren Beamten des Reiches und Preußens noch 
ein übriges. Von ſeiten der verfaſſungsmäßigen Regierung war 
jede Verhandlung mit Kapp und Lüttwitz verboten worden. In 
einer Zuſammenkunft der Unterſtaatsſekretäre, die am Dienstag, 
den 16. März im Reichstag ſtattfand, führte Unterſtaatsſekretär 
Dr. Ramm aus, daß es nicht verboten ſei, den Verſuch zu machen, 
die Wehrmacht, die zurzeit geſpalten ſei, zu einigen und auf die Seite 


der verfaſſungsmäßigen Regierung zu bringen. 


Im Laufe dieſer Beſprechung ereignete ſich dann noch der Vor⸗ 
fall, der die ſchon halttare Stellung Kapps und Lüttwitz noch weiter 
erheblich verſchlechterte. Unterſtaatsſekretär Schroeder wurde hinaus⸗ 
gebeten, und es ſtellte ſich ihm ein Hauptmann vor, der einen Befehl 
Kapps vorwies, auf Grund deſſen der Unterſtaatsſekretär Schröder 
eine Zahlungsanweiſung von 10 Millionen Mark für die Reichs⸗ 
hauptkaſſe ausſtellen ſollte. Unterſtaatsſekretär Schroeder weigerte 


ſicch aber ſelbſtverſtändlich, dieſem Anſuchen des Herrn Kapp nach⸗ 


zukommen und begab ſich wieder in den Sitzungsſaal, wo er die 
dort Anweſenden von dem Vorfall in Kenntnis ſetzte. Infolge dieſer 
Weigerung des leitenden Beamten des Reichsfinanzminiſteriums war 
Herr Kapp nicht in der Lage, Löhnung und Verpflegung der Truppen 
ſicherzuſtellen, die er zu dem Berliner Putſch verleitet hatte. Zeitungs⸗ 
meldungen zufolge ſoll dann General Lüttwitz an Kapitän Ehrhardt 
den Befehl gegeben haben, das Geld mit Hilfe von Panzerautos aus 
der Reichsbank zu holen. Chrhardt weigerte ſich aber, dieſem Befehl 


nachzukommen unter der Vegründung, daß er kein Räuber und Plün⸗ 


derer ſei. | 
In weiteren Verlauf der Dienstogſitzung der Unterſtzal?⸗ 


ſekretäre wurde eine Kommiſſion gewählt, der Unterſtaatsſekretär 


Dewald, der bayriſche Geſandte v. Preger, der bayriſche Militär⸗ 
bevollmächtigte Sperr und die Unterſtaatsſekretäre Schroeder, Walter, 
Peters und Dr. Ramm angehörten. Die Kommiſſion hatte den Auf⸗ 
trag, mit den regierungstreu gebliebenen Direktoren der Abteilun⸗ 
gen des Reichswehrminiſteriums und weiter mit General Lüttwitz 


perſönlich ins Benehmen zu treten. Es wurde weiter erwogen, auf 
welche Weiſe Lüttwitz am beiten deranlaßt werden könne, abzu⸗ 
treten, und es wurde erklärt, daß dies allein durch General 
Ludendorff geſchehen könne. Unterſtaatsſekretär Dr. Ramm 
ſetzte ſich darauf mit Ludendorff, der unter einer Deckadreſſe in der 
Viktoriaſtraße wohnte, in Verbindung. Unterſtgatsſekretär Dr. Ramm 
traf Ludendorff auch an. Er ſagte ihm, daß er im Auftrage der 
Unterſtaatsſekretäre käme und bat ihn dringend, ſeinen Einfluß das 
hin geltend zu machen, daß Lüttwitz ſoforr abtrete, und daß durch 
dieſen Schritt die Wehrmacht wieder geeinigt werde. General Luden- 
dorff erwiderte darauf dem Beſucher, daß er ſeinen Wunſch 
nicht erfüllen könne, denn er könne nicht dazu 
beitragen, daß im Reichswehrminiſterium die 
Verwaltungsabtei lungen der Kommandogewalt 
in die Arme fielen. Es wurde ihm daraufhin ſehr nach⸗ 
drücklich von Unterſtaatsſekretär Dr. Ramm erwidert, 5 im gegen⸗ 
wärtigen Augenblick der höchſten Gefahr doch derartige formale Er⸗ 
wägungen keine Rolle ſpielen dürften, und Dr. Ramm bat nochmals, 
Ludendorff möge ſeinen ganzen Einfluß auf Lüttwitz geltend machen, 
daß dieſer ſofort ſein Kommando niederlege, damit letzteres wieder 
im Reichswehrminiſterium in verfaſſungsmäßiger Weiſe weiter⸗ 
geführt werden könne. General Ludendorff erklärte aber nur, daß 
dadurch die ganze militäriſche Disziplin unter⸗ 
graben würde. Dr. Ramm erwiderte ihm darauf, daß er das 
abſolut nicht einſehen könne, daß er aber ſeinen Auftrag erfüllt habe, 
und daß er es Ludendorff überlaſſe, zutun, was er 
im gegenwärtigen Augenblick für richtig halte. 


Mit dieſem Ergebnis kehrte Dr. Namm in das Reichstags⸗ 
gebäude zurück. Dort war die gewählte Kommiſſion ſoeben im Be⸗ 
griff, ſich mit dem inzwiſchen eingetroffenen General v. Lüttwitz im 
Reichskanzlerzimmer niederzulaſſen. Es trafen dann noch die Gene⸗ 
rale v. Hülſen und v. Klewitz ein, die zu beiden Seiten des Generals 
v. Lüttwitz Platz nahmen. Nunmehr entwickelte Lüttwitz zunächſt 
die Gründe ſeines Vorgehens in längerer Rede, worauf dann Unter⸗ 
ſtaatsſekretär Lewald das Wort ergriff und den General auf das 

erfaſſungswidrige ſeiner Handlungsweiſe und auf die ungeheure 
Verantwortung hinwies. Er forderte General v. Lüttwitz zum 
Schluß auf, von feinem Bolten zurückzutreten; dasſelbe geſchah 
durch den bayeriſchen Geſandten von Preger, der außerordentlich 
energiſch auf die Gefahr des Auftauchens der Mainlinie und auf die 
Gefahr des Zerfalles des Reiches überhaupt hinwies. Unterſtaats⸗ 
ſekretär Peters ſchilderte die ungeheuren Schwierigkeiten der Er⸗ 
nährungslage, die Brotzufuhr Berlins ſei abgeſchnitten, in wenigen 
Tagen müßten in der Millionenſtadt furchtbare Zuſtände eintreten. 
Unterſtaatsſekretär Dr. Ramm wies auf die Folgen für die Land⸗ 
wirtſchaft hin, die entſtänden, wenn die landwirtſchaftliche Erzeugung 
jetzt mitten in der Beſtellungszeit geſtört würde. General v. Lütt⸗ 
witz erklärte ſchließlich, daß er jetzt keine Entſcheidung treffen könne 
und empfahl ſich dann. 

Nach ungefähr einer halben Stunde kamen die beiden Generale 
v. Hülſen und v. Klewitz zurück und erklärten, daß eine Anderung 


— 63 — 


der Lage inſofern eingetreten ſei, weil Spariakus ein Ultimatme 
m abe, das dahingehe, daß der Kampf auf der ganzen Linie 
nnen würde, wenn nicht bis 9 Uhr abends die Lüttwitz⸗Truppen 
aus der Stadt entfernt ſeien. Auf Grund dieſer Mitteilung ent⸗ 
ſtand 0 0 nette im Reichstag große Erregung, da die An⸗ 
weſenden die ilderung im Augenblick als zutreffend erachteten 
und das Gebäude ſchleunigſt verließen. Ob man in der Reichs⸗ 
kanzlei auf Grund unzutreffender Agentenberichte ſelbſt an dieſes 
Ultimatum glaubte, oder ob die Meldung von dem Ultimatum vom 
Hauptmann Pabſt gene worden iſt, um Lüttwitz auch jetzt noch 
das Rückgrat zu ſtärken, bedarf noch der Aufklärung. 
Am Mittwoch, 10 Uhr, fand dann im Reichstag erneut eine 
Reichsratsſitzung ſtatt, in der über die Lage berichtet wurde. Auf 
rund der mehrfachen Eingriffe der Kapp⸗Regierung in den Dienſt⸗ 
betrieb der Ministerien wurde beſchloſſen, daß ſämtliche Unterſtaats⸗ 
* der Reichs⸗ und preußiſchen Miniſterien ſofort in ihre 
iniſterien zurückkehren, die Beamtenſchaft zuſammenrufen und 
dieſer eröffnen ſollten, daß ſie, auch wenn ihre unmittelbaren Vorge⸗ 
etzten mit Gewalt entfernt würden, unter keinen Umſtänden den 
iſungen der Regierung Kapp folgen dürften, daß ſie vielmehr den 
Eid auf die derfaſſangsmäßige Regierung beſchworen und nur den 
Anordnungen dieſer zu folgen hätten. Das geſchah in allen Miniſte⸗ 
rien, ohne daß Widerſpruch erfolgt wäre. Um 2 Uhr fand dann 
abermals im Reichsrat eine Beſprechung ſtatt, in der Material über 
die allgemeine Lage, insbeſondere über die Ernährungs⸗, Kohlen⸗ 
und Eiſenbahnlage geſammelt wurde. rn Material wurde dem 
Stellvertreter des Reichskanzlers Schiffer übermittelt. 


Durch die vorſtehend geſchilderte Haltung der Beamtenſchaft 
und insbeſondere durch das entſchloſſene Vorgehen der höheren Be⸗ 
amten, iſt es nicht zuletzt gelungen, der Militärd' tatur ein ſchnelles 
Ende zu bereiten. Wenn es auch an einzelnen Orten unter der Be⸗ 
amtenſchaft Überläufer gegeben hat, ſo hat ſich doch die allergrößte 
Mehrzahl der Beamten treu hinter die verfaſſungsmäßige Ne 
gierung geſtellt. Von ſeiten der Reichsregierung iſt dieſe Treue 
voll gewürdigt worden, wie das aus folgendem Schreiben an den 
Unterſtaatsſekretär Lewald und aus dem nachſtehend wiedergegebenen 
Aufruf des Neichspräſidenten an die deutſche Beamtenſchaft deutlich 
hervorgeht. 

Berlin, 22. März. 


Sehr verehrte Exzellenz! 


Die in Berlin tätigen Herren Unterſtaatsſekretäre haben in den 
deiſpiellos ſchweren Tagen der letzten Woche durch ihr mannhaftes 
und pflichtgetreues Eintreten für die verfaſſungsmäßige Regierung, 
durch ihre ſcharfe Abſage an die Führer des Staatsſtreiches und durch 
das entſchloſſene Einſetzen ihrer Perſönlichkeit in hohem Maße dazu 
beigetragen, daß in wenigen Tagen dieſer freventliche Anſchlag auf 
die Reichsverfaſſung in ſich ſelbſt zuſammenbrach. Ich freue mich, 
Euere Exzellenz und die übrigen Herren Unterſtaatsſekretäre zu 
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dieſem Verhalten von Herzen beglückwünſchen und Ihnen meinen und 
des Vaterlandes Dank für alles das ausſprechen zu können, was Sie 
für Reich und Volk in pflichttreuem und ſelbſtloſem Dienſt getan haben. 
Ebert. | 
Bauer. 
Seiner Exzellenz Herrn Unterſtaatsſekretär Lewald 
Berlin. 


Berlin, den 22. März 1920. 
An die deutſche Beamtenſchaft! 


In den ſchweren Tagen, da einige freventliche Abenteurer 15 
ein kleiner Teil irregeleiteter Volksgenoſſen verſuchte, die Reichs⸗ 
regierung zu ſtürzen und die Grundlagen von Recht und Geſetz, die 
Reichsverfaſſung zu beſeitigen, hat ſich die deutſche Beamtenſchaft in 
Reich, Ländern und Gemeinden in entſchloſſener Abwehr zur Vertei⸗ 
digung des Rechts und der Demokratie gegen Gewalt und Macht⸗ 
willkür zuſammengefunden. Die deutſche Beamtenſchaft hat dadurch 
einen neuen Beweis ihrer Treue zur beſchworenen Pflicht und ihres 
verfoſſungsmäßigen Gehorſams gegenüber der Reichsregierung gegeben 
und ihrer ehrenvollen Geſchichte damit ein neues Dokument ſelbſtloſer 
und zielbewußter Arbeit am Ganzen eingefügt. Durch ihre entſchloſſene 
Abſage an die Männer des Staatsſtreichs und der Reaktion, durch ihr 
treues Feſthalten an der verfaſſungsmäßigen Regierung und den Ge⸗ 
ſetzen hat die deutſche Beamtenſchaft, in erſter Linie die Beamten⸗ 
ſchaft der Reichsminiſterien, in hohem Maße dazu beigetragen, daß 
der wahnwitzige Staatsſtreich der Kapp und Lüttwitz ſo raſch in ſich 
zuſammenbrach und Recht und Geſetz geſiegt haben. 

Ich ſpreche den deutſchen Beamten und Beamtinnen meine be⸗ 
ſondere Anerkennung und meinen und des Vaterlandes tiefempfundenen 
Dank für dieſes Verhalten aus und bin überzeugt, daß noch mehr 
als es bisher ſchon der Fall war, auch das volle Vertrauen des ge⸗ 
ſamten Volkes dieſe Dienſte der Beamtenſchaft belohnen wird. Nun 
gilt es, die ſchweren Wunden, die das Verbrechen des 13. März dem 
deutſchen Volke und dem deutſchen Wirtſchaftsleben geſchlagen haben, 
zu heilen und das ſo freventlich geſtörte Werk des Wiederaufbaues 
und der ruhigen wirtſchaftlichen und ſozialen Entwickelung fortzu⸗ 
ſetzen. Ich bin überzeugt, daß auch hier die deutſche Beamtenſchaft 
mit allen Kräften mithelfen und auch hier ihre Pflichttreue und Vater⸗ 
landsliebe neu bewähren wird. 


Ebert. Bauer. 
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Der Generalſtreik. 


Bei der Sitzung des Kabinetts, die in den erſten Morgenſtunden 
des 13. März ſtattfand, waren auch Führer der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei zugegen, die, nachdem die Beratung be⸗ 
endet war und der Putſch als Tatſache feſtſtand, folgenden Aufruf 
mit größter Beſchleunigung in Deutſchland verbreiten ließen, von 
dem ſie annehmen konnten, daß er auch der Zuſtimmung der ſozial⸗ 
demokratiſchen Mitglieder der Reichsregierung ſicher war: 


Arbeiter, Genoſſen! 


Der Militärputſch iſt da. Die Marinediviſion Ehrhardt marſchiert 

auf Berlin, um eine Umgeſtaltung der Reichsregierung zu erzwingen. 

ir weigern uns dieſem militariſtiſchen Zwange zu beugen. Wir 

haben die Revolution nicht gemacht, um das blutige Landsknechts⸗ 

regiment heute wieder anzuerkennen. Wir paktieren nicht mit den 
Baltikum⸗Verbrechern. 

Arbeiter, Genoſſen! Wir müßten uns vor Euch ſchämen, wenn 
wir anders handeln würden. Wir ſagen nein und noch einmal nein. 
Ihr müßt uns bejtätigen, daß wir in Eurem Sinne gehandelt haben. 
Jedes Mittel iſt gerecht, um die Wiederkehr der blutigen Reaktion zu 
vernichten. g 

Streikt, legt die Arbeit nieder und ſchneidet dieſer Militärdiktatur 
die Luft ab. Kämpft mit jedem Mittel um die Erhaltung der Republik. 
Laßt alle Spaltung beiſeite. Es gibt nur ein Mittel gegen die Wieder⸗ 
kehr Wilhelms II.: Lahmlegung jedes Wirtſchaftslebens, keine Hand 
darf ſich mehr rühren, kein Proletarier darf der Militärdiktatur helfen. 
Generalſtreik auf der ganzen Linie. Proletarier, vereinigt Euch! 


Die ſozialdemokratiſchen Mitglieder der Reichsregierung: 
Ebert, Bauer, Noske, Schlicke, Schmidt, David, Müller. 
Der Parteivorſtand der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands. 


Wels. 


Daß unter den gegebenen Umſtänden der Generalſtreik als 
iner e a nittef andewendet werden mußte, iſt von den drei 
Mehrheitsparteien wiederholt deutlich zum Ausdruck gebracht 
worden, es braucht auch nur auf die Ausführungen hingewieſen 
werden, die Reichsminiſter Koch am 30. März in der National⸗ 
verſammlung machte. Der Miniſter ſagte u. a.: 


BIT eee Ri 


„Daß auch der Generalſtreik notwendig geworden iſt, das möchte 
ich als bürgerliches Mitglied der Regierung ausdrücklich erklären. Es 
iu gut. dez jem alle ne iel beten Clemente wiſſen detz alle Teile des 
Polls fh gegen Sewaltſtreiche exfläreun. Der Generalftreik mußte 
kemmten und wird kommen, wenn das Boll vergewaltigt wird. Der 
Generalſtreit iſt allerdings eine Kriegswaffe, aber wir befinden uns 
in einem Kriege.“ | 


Im Einklang mit dieſer Auffaſſung hatte auch die Deutſche 
demokratiſche Partei am Abend des 14. März folgenden 
Aufruf erlaſſen: 

Die Deutſche Demokrattſche Partei ruft alle ihre Mitglieder, 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Angeſtellte, hiermit auf, jede Arbeit, 
mit Ausnahme der in lebenswichtigen Betrieben, einzuſtellen, ſolange 
die Hochverräter Kapp und Genoſſen ſich die Gewalt anmaßen. Von 
den Beamten verlangen wir, daß ſie Anweiſungen nur von der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Regierung und ihren Organen entgegennehmen. Es 
handelt ſich dabei nicht um einen Streik, ſondern um den einheitlichen 
Proteſt des deutſchen Volkes gegen den frevelhaften Verſuch, das Recht 
und die Verfaſſung zu brechen, welche Hunderttauſende don Beamten 
beſchworen haben. 


Die Deutſche Demokratiſche Partei hält es für ſelbſtverſtändlich, 
daß Arbeitnehmer, Angeſtellte und Beamte durch die Arbeitseinſtellung 
keinen Schaden erleiden, ſondern Lohn und Gehalt, wenn es ſein muß, 
aus Reichsmitteln, erhalten. Die Partei und ihre Fraktionen ſind 
durch Beſchluß verpflichtet, für dieſe Auffaſſung einzutreten. Auch 
namhafte Arbeitgeber, die unſere Parteifreunde ſind, halten grundſätz⸗ 
lich dieſes Vorgehen für eine politiſche Notwendigkeit. 


Wer Zweifel daran hat, daß die Waffe der nationalen Arbeitsruhe 
notwendig iſt, der erfahre, daß das erſte Echo auf den Berliner Militär⸗ 
putfd) die Forderung der Franzoſen iſt, mit Deutſchlands Einheit ein für 
allemal ein Ende zu machen. Das Verbleiben von Süddeutſchland und 
Weſtdeutſchland beim Reiche iſt aufs äußerſte gefährdet. 


Der Hauptvorſtand und die Fraktionen der Deutſchen Demokratiſchen 
Partei. 


Die Unabhängige Sozialdemokratie erließ am 
13. Marz folgende Kundgebung: 

Männer und Frauen des arbeitenden Volkes! Der Putſch der 
Offiziere und Monarchiſten iſt Wirklichkeit geworden. General Lüttwitz, 
der Würger der Arbeiterbewegung tft der militäriſche Diktator Deutſch⸗ 
lands. Die bisherige Regierung iſt beſeitigt. Männer und Frauen! 
Es gilt den Kampf um die Freien Es gilt den Kampf für den revo⸗ 
lutionären Sozialismus, gegen die Militär⸗Diktatur, gegen den weißen 
Schrecken, gegen die Wiederherſtellung der Monarchie. Tretet in ge⸗ 
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ſchloſſener und einiger Kampffront in den Generalſtreik. Bereinigt euch 
zur Verteidigung eurer Rechte. Nieder mit der Militärdiktatur! Nieder 
mit der Neaktion der Offiziere und Monarchiſten ! 


In dem Aufruf zum Generolſtreſk, den der Wilgemeine 
beutihe Gewerkſchaftsbund (C. Legien) und die Arbeits⸗ 
gemeinſchaft freier Angeſtelltenverbände (S. Auſhäuſer) am 13. März 
erließen, hieß es u. a.: | 

Laſſe ſich kein denkender Arbeiter, Angeſtellter und Beamter durch 
zweifelhafte Verſprechungen der Putſchregierung betören. Es gilt, alle 
Kräfte des Volkes zum Widerſtand zuſammenzufaſſen. Das Volk wäre 
nicht wert der Freiheiten und Rechte, die es ſich erkämpft hat, wenn 
es ſie nicht bis zum äußerſten verteidigen würde. 

Wir fordern daher alle Arbeiter, Angeſtellten und Beamten zum 
einmütigen Proteſt gegen die Gewaltherrſchaft auf, überall ſofort in 
den Generalſtreik einzutreten. Alle Betriebe müſſen ſtillgelegt werden. 
Ausgenommen ſind nur die Waſſerwerke, Krankenhäuſer und Kranken⸗ 
kaſſen. Die örtlichen zuſtändigen Vertretungen der Arbeitnehmerſchaft 
werden darüber entſcheiden, in welchen ſonſtigen lebensnotwendigen Be⸗ 
trieben die Arbeit fortgeſetzt werden darf. 

Der Abwehrkampf der Arbeitnehmerſchaft muß ein gewaltiger und 
erdrückender werden. Deshalb darf ſich kein Beruf und keine Gruppe 
davon ausſchließen. Jeder Einzelne tue ſeine Pflicht. An dem ge⸗ 
ſchloſſenen Widerſtand des Volkes muß die Reaktion ſcheitern. Ihre 
Machtmittel werden in Kürze verſagen. Der Sieg wird auf ſeiten des 
arbeitenden Volkes ſein. 


Auf den gleichen Boden ſtellte ſich dann auch. der Deutſche 
Beamten bund. ö . 
Der Berband der deutſchen Gewerkvereine 
(Hirſch⸗Duncker) gab ſeine Stellungnahme in einem Aufruf kund, 
der u. a. folgende Sätze enthielt: 

In Erkenntnis dieſer Tatſachen, in Würdigung der drohenden 
Gefahren hat die Arbeiterſchaft von dem Mittel des Generalſtreiks 
Gebrauch gemacht, um die neu errichtete Gewaltherrſchaft wieder 
zu beſeitigen. 

Es handelt ſich alſo unt ein politiſches Biel. Unſere Mitglieder 
bleiben als Staatsbürger von dieſen Vorgängen nicht unberührt und 
werden ſich an allen Maßnahmen beteiligen, die geeignet find, die bis⸗ 
herigen politiſchen und gewerkſchaftlichen Errungenſchaften zu ſichern 
und zu erhalten. 

Dadurch wird die grundſätzliche Stellung der Gewerkvereine zu 
politiſchen Streiks nicht beeinflußt. 

Hier gilt es Rechte zu verteidigen, die den Staatsbürgern geraubt 
werden ſollen. dürfen auch unſere Mitglieder nicht zurückſtehen 
und müſſen bereit ſein, für ihre Überzeugung und ihre Rechte Opfer 
zu bringen, die der Ernſt der Zeit von jedem velangt. 
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Über die Wirkung des Generalſtreiks braucht an dieſer Stelle 
nichts weiter geſagt zu werden, als daß durch ihn das Schickſal der 
Kapp und Lüttwig endgültig beſiegelt wurde. Nach der Wiederkehr 
verfaſſungsmäßiger Zuſtände begannen am Nachmittag des 19. März 
im Preußiſchen Staatsminiſterium die Verhandlungen zwiſchen den 
Vertretern des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsverbandes, der 
Arbeitsgemeinſchaft freier Angeſtelltenverbände und des Deutſchen 
Beamtenbundes ſowie der Berliner Gewerkſchaftskommiſſion einer⸗ 
ſeits und Vertretern der Reichs⸗ und Staatsminiſterien, ſowie der 

rei Regierungsparteien andererſeits, die am 20. März morgens 
fünf Uhr, zu einer Einigung führten. 


U 


Der Sieg des Volkes. 


Um die Mittagsſtunde des 17. März entſchied ſich das Schickſal 
Kapps. Überall in der Berliner Bevölle weg herrſchte berlits die 
Gewißheit, daß das ganze Unternehmen der Hochverräter, das am 
13. März mit klingendem Spiel begonnen hatte, wie ein Karten⸗ 
haus zuſamwenbrechen müſſe. Weder neue Verſprechungen noch 
neue Maſchinengewehre wären imſtande geinejen, den Sieg der 


Demokratie aufzuhalten. Kapp verließ um 5 Uhr im Auto die 


Reichskanzlei, wenige Minuten vor 6 Uhr entſchloß ſich endlich auch 


Lüttwitz, von ſeinem angemaßten Amt zurückz ereten. Der Stell⸗ 


vertreter des Reichskanzlers Schiffer, erließ noch am Abend dieſes 
Tages nachſtehenden Aufruf: 
An das deutſche Volk! 
Der bewaffnete Aufſtand iſt zuſammenne chen, der verfaſſungs⸗ 
mäßige Zuſtand wieder hergeſtellt. Bedingungslos hat Herr Kapp das 
von ihm angemaßte Amt des Reichskanzlers aufgegeben. Die Reichs⸗ 
regierung iſt in vollem Beſitz ihrer vom Volke beſtimmten Rechte. 
Die Führung der Truppe iſt dem General v. Seeckt übertragen worden. 
Die einmütig unerſchütterliche Entſchloſſenheit des deutſchen Volkes 
hat vermocht, die unheilvolle Schädigung des politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens in wenigen Tagen wieder auszuf Kalten. 
Allen Schichten der Bevölkerung, die in der Verteidigung der 
Demokratie treu zuſammenſtanden, und damit die raſche Wiederkehr 
des verfaſſungsgaäßigen Zuſtandes ermöglicht haben, ſpricht die Reichs⸗ 
regierung ihren Dank aus. Der dem deutſchen Volke innen und außen 
zugefügte Schaden iſt unabſchätzbar. Das Wirtſchaftsleben iſt aufs 
ſchwerſte erſchüttert. Um feinen völligen Zuſammenbruch und damit 
den der Volksgeſundheit zu verhüten, ruft die vom Volkswillen ge⸗ 
ſchaffene und getragene Reichsregierung das geſamte deutſche Volk zur 
Wiederaufnahme der Arbeit auf. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers: 
Schiffer. 


Von Stuttgart aus wandten ſich gleichfalls am 17. der Reichs⸗ 

präſident und der Reichskanzler im Namen der Reichsregierung mit 
folgendem Aufruf an das Volk: 

Kapp und Lüttwitz find zurückgetreten! Das Abenteuer in Berlin 

iſt beendet. Vor der ganzen Welt ift im Laufe weniger Tage der 

unwiderlegliche Beweis geführt worden, daß die Demokratie in der 

deutſchen Republik lein Schein und keine Täuſchung iſt, ſondern die 


= 
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alleinige Macht, die auch mit dem Verſuch der Militärdiktatur im 
Handumdrehen fertig zu werden verſteht. Das Abenteuer iſt zu Ende, 
der verbrecheriſch unterbrochene Wiederaufbau von Volk und Wirt⸗ 
ſchaft muß wieder aufgenommen und zum Erfolge geführt werden. 
Dazu iſt es vor allem nötig, daß die Arbeiterſchaft ihre ſtarke Waffe, 
den Generalſtreik, niederlegt. In zahlreichen Städten iſt die Arbeit 
bereits wieder aufgenommen. Nun gilt es, alle Teile der Wirtſchaft 
wieder in Gang zu jegm. Zu allererſt die Kohlenförderung, ohne 
die es überhaupt kein Wirtſchaftsleben gibt. 

Arbeiter! Seid jetzt ebenſo tatkräftig und willfährig zur Stelle, 
wie bei der Abwehr der Aufrührer. Jeder Mann an die Arbeit! Die 
Reichsregierung wird mit aller Kraft die Aufnahme des Wiederauf⸗ 
bauss fördern, die Hochverräter, die Euch zum Generalſtreik gezwungen 
haben, der ſtrengſten Beſtrafung zuführen und dafür forgen, daß nie 
wieder die Soldateska in das Geſchick des Volkes eingreifen kann. Den 
Sieg haben wir gemeinſam errungen. Jetzt wählt Eure Betriebs⸗ 
räte, die Euch die Mitwirkung am Produktionsprozeß ſichern und 
ſchafft in der neuen Wirtſchaftsdemokratie mit uns gemeinſame Arbeit. 
Ans Werk! 

Der Neichspräſident: Ebert. 
Die Reichsregierung: Bauer. 


Die preußiſche Staatsregierung machte gleichfalls am 17, März 
nach über den Zuſammenbrüch der Militärdiktatur in einem Aufruf 
die folgenden Mitteilungen: g 

Mit dem bevtigen Tage iſt die Militärherrſchaft, die eine kleine 
Schar in Berlin aufzurichten verſucht hatte, zuſammengebrochen. Kayp 
und General Lüttwitz find ron ihren angemaßten Amtern zurück⸗ 
getreten. Den Oberbefehl üter die in Berlin ſtationierten Truppen 
hat auf Anordnung der Reichsregierung der Gencral v. Seeckt über⸗ 
nommen. Die Sicherung der Reichshauptſtadt übernehmen die der 
Regierung treugebliebenen Beſtandteile der Sicherheitswehr und ber 
bereits früher in Berlin einquartierten Reichswehr. Die unter General 
v. Lüttwitz einmarſchierten Truppen werden ſchleunigſt, und zwar 
ſpäreſtens bis Donnerstag abend, aus Berlin herausgeführt. Alle 
Zeitungsbeſetzungen, Telephonzenſur und die ſonſtigen von der Militär⸗ 
diktatur angeordneten Maßnahmen werden ſofort aufgehoben. An der 
einmütigen entſchiedenen Abwehr don Arbeiterſchaft und Bürgertum 
iſt die Militärdiktatur zerſchellt, und das Volk wird die neuerkämpfte 
Freiheit für alle Zeit zu wahren wiſſen. 

Berlin, den 17. März 1920. 

Die Preußiſche Regierung: 
Hirſch 

Um die gleiche Stunde, in der der Rücktritt von Lüttwitz er⸗ 
folgte, wandte ſich der Vorſtand der Deutſchen Demokra⸗ 
tiſchen Partei mit nachſtehender Kundgebung an ſeine Freunde: 
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Das Volk hat geſiegt! Happ und ſtwitz find zum Nück⸗ 
tritt gezwur gen worden. Die Militärdirtotur iſt beſeitigt. Die 
Führung der Truppen iſt verfaſſungstreuen Offizieren auver⸗ 
traut worden. Sand aller unſerer Anhänger iſt es, nunmehr zur 
Arbeit zurückzukehren. Wir haben das Recht des Volles zurück⸗ 
erobert. dest wollen wir unſere Frauen und Kinder vor Hunger 
und Elend ſchützen. Auf dem Boden des Rechts und der Ver⸗ 
faffung werden wir eine Umbildung des Kabinetts und möglichſt 
baldige Newahlen verlangen. Wir bleiben auch ſtehen bei der 
verfaſſungsmäßig feſtgelegten Wahl des Präſidenten durch das 

olk. Das Verbrechen der Putſchiſten hat den Beſtand und die 
Einheit des Vaterlandes aufs ſchwerſte erſchüttert. Seines 
Sieges würdig muß das Volk aus eigener Kraft Ruhe und Ord⸗ 
nung wieder cherſtaken. Gegen jede Diktaturl Vorwärts und 
aufwärts! Für die demokratiſche Republik! N 
Auf Anordnung der verfaſſungsmäßigen Negierung und des 
Reichswehrminiſters übernahm nach dem Rücktritt von Lüttwitz 
General v. Seeckt den Befehl üder die Truppen des Reichs⸗ 
wehrgruppenkommandos 1. Über die Haltung der Reichswehr⸗ 
truppen und der Sicherheitspolizei erließen der Stellvertreter des 
Reichskanzlers Schiffer und der preußiſche Miniſterpräſident 
Hirſch gemein ſam eine Mitteilung, in der es u. a. hieß: | 

Der vecbrecheriſche Staatsſtreich vom 13. März, den ein⸗ 
elne Führer und Politiker auf ihrem Gewiſſen haben, wird viel⸗ 
ſach in unverſtändiger oder gewiſſenloſer Weiſe allen Offizieren und 
Ban der Reichswehr und der Sicherheitswehr zur Laſt 

gt. ? N 
50 Das ve falſch. Man weiß in der Öffentlichkeit offenbar 
nicht, daß die Reichswehrtruppen in der Nacht vom Freitag zum 

Sonnabend befehlsgemäß auf ihrem Poſten zur Verteidigung der 
Regierung bereit ſtanden, aber wegen der ſchlechten Erfolg⸗ 
ausſichten des Nachtkampfes vor Ankunft der Rufſtändiſchen in 
ihren Kaſernen entlaſſen wurden. Im Reiche verſagten die 
weſentlichſten Kommandoſtellen und Truppenverbände der Staats⸗ 
ſtreichregierung den Gehorſam. 
Int Reichswehrminiſterium wurde dem General von 
Lüttwitz gleichfalls in ſchroffer Form der Gehorſam verweigert. 
Es gilt jetzt mit den verfaſſungstreuen zuverläſſigen 
Führern, Truppen und Polizeikräften die Ruhe und Ordnung 
aufrecht zu ger Das iſt nicht möglich, wenn ſie die Opfer 
einer lügneriſchen und vergiftenden Hetze werden, wie ſie ieh 
m in einzelnen Roheitsakten gegen Nichtſchuldige kundgetan 


Nur in der Einigung aller ordnungswilligen und ruhe⸗ 
liebenden Volksgenoſſen liegt bie Rettung. 


Rede des Reichskanzlers Bauer 
in Stuttgart. 


Am 18. März 1920 hielt die Deutſche Nationalverſammlung 
in Stuttgart eine Sitzung ab. Präſident Fehrenbach wies in der 
einleitenden Kundgebung auf das ungeheure Verbrechen hin, das 
am deutſchen Volke begangen worden ſei. Danach begrüßte der 
württembergiſche Staatspräſident Blos die Mitglieder der National⸗ 
verſammlung und der Reichsregierung und erinnerte an den 
18. März vor 72 Jahren. Dann nahm Reichskanzler Bauer das 
Wort zu folgender Rede: 

Meine Damen und Herren! 


Regierung und Nationalverſammlung haben zum zweiten Male, dem 
Zwange brutalſter Gewalt folgend, um das Leben der jungen deutſchen 
Republil zu retten, Berlin verlaſſen müſſen, um der größten gemeinſamen 
Aufgabe gerecht zu werden und den Fortbeſtand des Reiches ſicherzuſtellen. 
Am Freitag voriger Woche nachmittags wurden der Regierung Mit⸗ 
teilungen gemacht, wonach die Marinebrigade Ehrhardt in Döberitz 
beabſichtigte, nach Berlin zu marſchieren und gegen die Regierung vor⸗ 
zugehen. Es tagte gerade eine Kabinettsſitzung, an der auch der Admiral 
von Trotha teilnahm. Er wurde beauftragt, nach Döberitz zu fahren und 

dort Feſtſtellungen an Ort und Stelle zu machen. Herr von Trotha 
kehrte am Abend zurück und verſicherte uns, daß in Döberitz alles ruhig 
ſei (hört! hört!) und niemand an eine ernſtliche Aktion denke. (Hört! 
hört!) Später hat ſich dann herausgeſtellt, daß Herr von Trotha mit zu 
der Partie gehört, die in die Verſchwörung eingeweiht war, und ſofort 
mit in den Dienſt der ſogenannten neuen Regierung getreten iſt. Nachts 
2 Uhr wurden uns dann gegenteilige, poſitive Mitteilungen gemacht; der 
Abmarſch aus Döberitz war tatſächlich erfolgt. In der Nacht vom Freitag, 
den 12., zum Sonnabend, den 13. März, rückte die Marinebrigade ſchwer 
bewaffnet gegen Berlin vor. Die Generale und Offiziere des Reichs⸗ 
wehrminiſteriums hatten ſich zu Verhandlungen in der Reichskanzlei 
eingefunden, die Situation wurde beſprochen und insbeſondere von 
Herten des Militärs erneut darauf hingewieſen, daß die Forderungen, 
die General von Lüttwitz aufgeſtellt habe, bewilligt werden müßten, weil 
ſonſt der Zuſammenbruch unvermeidlich ſei. 

Ich habe mich ſofort bemüht, noch während der Nacht die Miniſter 
zuſammenzubekommen, den Herrn Reichspräſidenten benachrichtigt, und 
um 4 Uhr morgens waren die meiſten Kabinettsmitglieder beiſammen. 
Die Beratung des Kabinetts während der Nacht ergab eine einſtimmige 
und einmütige Ablehnung der Forderungen, die der General von Lüttwitz 
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aufgeſtellt hatte (Bravo!), auch angeſichts der unmittelbaren Drohung, 

der wir gegenüberſtanden. Bis morgens 7 Uhr war eine Friſt geſtellt. 
Um 7 Uhr jollte die Marinebrigade an der Siegesſäule im Tiergarten 
ſtehen und bei Nichtbewilligung der Forderungen der Angriff auf das 
Regierungsviertel einſetzen. Wir haben es nach reiflicher Überlegung für 
richtig befunden, dem blutigen Kampf auszuweichen. Es waren reichs⸗ 
treue Truppen vorhanden, aber es wäre ein ungleiches und blutiges 
Ringen geworden; deshalb kam die Regierung zu dem Entſchluß, Berlin 
zu verlaſſen, einen Teil der Kabinettsmitglieder in Berlin zu belaſſen 
und nach Dresden zu gehen. 

Die Lüge des Herrn Kapp, die Regierung ſei geflohen und er und 
ſeine Komplizen hätten ſich nur auf die verlorenen Stühle zu ſetzen 
brauchen, ergibt ſich ohne weiteres aus den Tatſachen. Es iſt nichts als 
Entſtellung und dreiſter Schwindel. Die Regierung iſt alſo nur der 
Gewalt gewichen. Gewalt wurde auch angewandt gegen den Stell⸗ 
vertreter des Reichskanzlers, den Miniſter Schiffer, der mit dem Unter⸗ 
ſtaatsſekretär Albert gewaltſam aus der Reichskanzlei entfernt und ſpäter 
ſogar in Haft genommen wurde. Wenn die Aufrührer nicht, wie ſie 
wollten und ſchon ankündigten, die einzelnen Miniſterpoſten unter ſich 
verteilt haben, ſo ſcheiterte dies nur an dem vorbildlichen verfaſſungs⸗ 
treuen Verhalten der Beamten der Miniſterien (Bravo!), die durch den 
Mund der Unterſtaatsſekretäre erklärten, daß ſie nur eine Regierung 
kennen, die auf dem Boden der Verfaſſung gebildete, aus der National⸗ 
verfammlung bervorgegangene Regierung. (Bravo!) 


Die Herren um Kapp und Lüttwitz haben ja ſeit Monaten eine 
intenſive Agitation für ſogenannte Fachminiſter entfaltet. Sie forderten, 
daß die Tüchtigſten und Beſten, ohne Rückſicht auf den Parteiſtandpunkt, 
in die Staatsämter berufen werden. Meine Damen und Herren, dieſe 
Agitation für die Fachminiſter iſt lediglich eine verſteckte Agitation für 
reaktionäre Ziele. (Sehr richtig!) 

Es ſteckt nichts Reelles und Vernünftiges unter dieſer Forderung. 
Gewiß iſt es richtig, daß die geeignetſten Leute auf ſolche Poſten berufen 
werden jollen, aber man kann in einem demokratiſchen Lande die 
Miniſterien nicht unpolitiſchen Fachminiſtern ausliefern; das ließe ſich 
zwar bei dem einen oder anderen Verwaltungszweig machen, aber nicht 
in großem Umfang. Es muß deshalb zugleich ein führender Politiker 
und ein tüchtiger und geeigneter Fachmann ſein, der ſeine Aufgaben zu 
bewältigen verſteht. Die ſchwerſten Vorwürfe wurden ja gegen unſeren 
Kollegen Erzberger gerichtet, und ich glaube, ich bin es dem Kollegen 
Erzberger ſchuldig, angeſichts der ungeheuren Angriffe, die gegen ihn 
gerichtet ſind, und angeſichts des ſchwer verſtändlichen Urteils (ſehr 
richtig!), feſtzuſtellen, daß es kaum einen tüchtigeren Fachminiſter gegeben 
hat, als den Kollegen Erzberger. (Sehr richtig! Bravo!) Es wird 
ſchwerlich einen zweiten geben, der eine ſolche Rieſenarbeit mit dieſer 
Energie und mit dieſem Verſtändnis zur Durchführung gebracht hat. 
(Sehr richtig!) All dieſe Angriffe, daß wir zu ſchnelle Arbeit gemacht 
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dätten, die nicht genügend vorbereitet geweſen fei, daß wir Dilettantis⸗ 
mus treiben, ſind ja geradezu lächerlich. Wir befinden uns in einer 
Zwangslage, wir müſſen ſo ſchnell als möglich die Ordnung wieder her⸗ 
ſtellen (ſehr wahr!), die Finanzen ſanieren, und da muß ſchnell gearbeitet 
werden. Viel ſchwerer wäre der Vorwurf, daß wir nichts geleiftet (ſehr 
richtig!) und die Dinge in der Schwebe gelaſſen hätten. (Sehr richtig!) 
Was das für Fachminiſter ſind, die uns die Reaktion beſcheren würde, 
das zeigt doch, glaube ich, am beſten die Berufung des Herrn Traub zum 
Kultusminiſter und des weltfremden, naiven Tagesſchriftſtellers Schiele, 
eines Mannes, der die doktrinärſten Ideen während des Krieges ver- 
treten hat, der von keinem Volkswirtſchaftler ernſt genommen wurde. 
Er iſt an die Spitze des Wirtſchaftsminiſteriums geſtellt worden. Damit, 
glaube ich, iſt der Beweis erbracht, was hinter den Beſtrebungen der 
Reaktionäre zu ſuchen iſt. Es ſind denn auch allerlei Verdächtigungen 
und Angriffe gegen die Regierung gerichtet, in tadelnder Weiſe davon 
geſprochen worden, daß ſie eigentlich zu früh von Berlin weggegangen 
ſei, ſie hätte ruhig dableiben und mit den Aufrührern ſich auseinander⸗ 
ſetzen ſollen. Meine Damen und Herren, ich brauche hier wohl kaum 
Worte der Widerlegung zu ſprechen. (Sehr richtig!) Gerade der Erfolg 
unſerer Taktik ſchlägt ja jeden Einwand nieder. (Sehr richtig!) Es hätte 
den Staatsſtreichlern nichts Beſſeres paſſieren können, als daß wir in 
die Falle gegangen und uns in ihren Gewahrſam begeben hätten. (Sehr 
richtig!) Dann wäre das Land einſeitig informiert und von Berlin aus 
belogen worden, es hätte die Führung gefehlt, und vielleicht hätte man 
uns ja auch mit dem Revolver auf der Bruſt zu einer Rücktritts⸗ 
erklärung gezwungen. » 

Solcher Situation durften wir uns im Intereſſe des Landes nicht 
ausſetzen, und es kam darauf an, die Regierung zuſammenzuhalten, die 
Freiheit ihrer Entſchließung ſicherzuſtellen, damit ſie das Land zum 
Widerſtand gegen dieſen Staatsſtreich aufrufen konnte. (Sehr richtig!) 
Was hat die Regierung getan? Sie hat die Regierungen der Länder, 
ſie hat das Volk informiert und den Widerſtand gegen den Staatsſtreich 
organiſiert; ſie hat die Reichswehr in den verſchiedenſten Bezirken, die 
auch nicht recht wußte, wohin ſie ſollte, in der Hand behalten und damit 
weiteres Unglück verhütet. Wie die Verſchwörung angezettelt war, 
dafür nur noch ein Beiſpiel. Die Admirale und Offiziere der Marine- 
ſtation der Nordſee haben ſofort in einem langen Telegramm der neuen 
Regierung ihre Ergebenheit und ihre Treue verſichert. Von dieſem 
Telegramm bekamen die Deckoffiziere und Mannſchaften Kenntnis, ſie 
zebellierten, ſetzten ihre Offiziere feſt und erklärten, daß ſie hinter der 
rechtmäßigen Regierung und der Verfaſſung ſtänden und mit jedem 
Offizier ſchnell fertig werden würden, der ihnen hochverräteriſche Hand⸗ 
lungen zumuten würde. (Bravo!) Das ganze Volk erhob ſich, es ſtellte 
ſich hinter die Regierung, rief allgemein nach Waffen zum Kampfe gegen 
die deutſch-nationale Reaktion, gegen die oſtelbiſchen Junker und gegen die 
Offizierstaſte, die uns in dieſe ſchwierige Situation hineingebracht haben. 
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Meine Damen und Herren! Wer ſteht denn hinter dieſem Putſch? 
Die Alldeutſchen, die ehemaligen Vaterlandsparteiler, ein Teil der 
Deutſchnationalen und deren Preſſe (ſehr richtig!), Herr Oberſt Bauer 
und General Ludendorff. (Hört! hört!) General Ludendorff war einer 
der erſten, der in voller Uniform nach der Beſetzung der Reichskanzlei in 
dieſer erſchien (hört! hört!), und es iſt ſogar gelungen, dieſe Situation 
im Bilde feſtzuhalten. (Sehr gut!) Es ſind dieſelben Kreiſe, die die 
Schuld am Kriege tragen; es ſind dieſelben Kreiſe, die die Schuld dafür 
tragen, daß wir dieſen Krieg in dieſer elenden Art verloren haben (ſehr 
richtig! ſehr wahr!), daß wir nicht früher zu einem verſtändigen Frieden 
gekommen ſind, bevor die wirtſchaftliche und moraliſche Kraft des Volkes 
zerbrochen und vernichtet war. (Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren! Wie iſt es nun heute, fünf Tage nach 
dem Staatsſtreich? Kapp und Lüttwitz ſind verſchwunden, die meuternde 
Marinediviſion auf dem Rückzug aus Berlin, Sieg der Demokratie auf 
der ganzen Linie. (Bravo!) Auf die Trümmer, die der Militärputſch 
zurückläßt, komme ich ſpäter zu ſprechen, aber etwas für alle Zeit Bedeut⸗ 
james haben wir erlebt und alle zujammen bewirkt. Der Beweis iſt ge⸗ 
führt, daß ſich gegen den Willen des deutſchen Volkes keine Militärherrſchaft 
mehr in der deutſchen Republik halten kann (Bravo!), daß ihr ganzer 
Gewaltapparat zerſchellen muß an unſerem Willen, der durch und durch 
demokratiſch iſt. (Sehr richtig!) Von dieſer Stelle aus ſpreche ich den 
Helfern und Mitſtreitern in dieſem Kampfe den unvergänglichen Dank 
des Vaterlandes aus. (Bravo!) Sie haben alle teil an dem raſchen 
Erfolg, die eidestreuen Beamten und die Truppen und Truppenführer, 
die jede Mitwirkung bei der Meuterei weit von ſich wieſen, die Parteien, 
die ſich mit aller Macht für die Verfaſſung einſetzten, das Bürgertum, 
das ſich nicht von Sentimentalitäten und ſchwarz⸗weiß⸗roten Propaganda⸗ 
mätzchen irreführen ließ, und vor allem die deutſche Arbeiterſchaft (ſehr 
wahr!), ohne deren entſchloſſenen Kampfeswillen wir alle ohnmächtig 
geweſen wären. Jede Anerkennung, jeder Dank den deutſchen Arbeitern, 
an deren entſchloſſenem Widerſtand das militäriſche Abenteuer zerſchellen 
mußte. (Sehr wahr!) Wir wiſſen heute, daß eine einige Arbeiterſchaft 
alles vermag, wenn ſie vom Willen des ganzen Volkes getragen iſt. (Sehr 
richtig!) Ich kann unſeren Dank an die deutſchen Arbeiter nicht beſſer 
abſtatten, als indem ich mein felſenfeſtes Vertrauen ausſpreche, daß ſie 
ſich, wie in den Dienſt der Demokratie, nun in den Dienſt des Wieder⸗ 
aufbaues, der erneuten Arbeit, der Erſtarkung unſeres Wirtſchaftslebens 
ſtellen. (Bravo!) 


Denn über unſeren Sieg zu jubeln, haben wir keine Zeit und keine 
Urſache. (Sehr richtig!) Das Verbrechen der Kapp und Genoſſen hat 
uns um Monate, wenn nicht um Jahre (jehr richtig!) in der Arbeit um 
die Erneuerung Deutſchlands zurückgeworfen. (Sehr richtig!!) Was 
waren, was ſind ſeine Folgen? In Schleswig haben wir verhütet, daß die 
Abſtimmung durch den Militärputſch geſtört wurde. Erſt im Laufe des 
Wahltages wurde die Nachricht bekannt. Die Empörung war ungemein. 
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Deutſche, die ſich mit einer Schleife in den Landesfarben geſchmückt 
hatten, riſſen ſie herunter, aber faſt jeder hatte ſchon ſeine Pflicht gegen 
das alte Vaterland erfüllt. Meine Damen und Herren! Unſer Gruß, 
unſer herzlichſter Glückwunſch gilt dem deutſchen bedroht geweſenen und 
wiedergewonnenen Flensburg, gilt der zweiten Zone, an deren Bekennt⸗ 
nis zum Deutſchtum auch der verbohrteſte Gegner nicht drehen und nicht 
deuteln kann. In Schleſien und in Oſtpreußen herrſchen noch die Helfers- 
helfer der Kapp und Lüttwitz. Auch ihre Herrſchaft wird nur noch nach 
Tagen rechnen. Der Süden und der Weſten, weite Teile Mitteldeutſch⸗ 
lands und die Waſſerkante haben immer treu zur Volksregierung 
geſtanden. Aber das Selbſtverſtändliche, was jeder politiſch Geſchulte 
ſehen mußte, iſt eingetreten: Der Nationaliſtenaufſtand hat die extreme 
Gegenbewegung wachgerufen, die kommuniſtiſche Welle, die wir ſo lange 
in ernſter ſchwerer Zeit gebannt hatten, iſt wieder im Steigen begriffen. 
Aus zahlreichen Orten kommt wieder der Ruf nach der Diktatur des 


Proletariats. Da und dort iſt es ſchon zu blutigen Zuſammenſtößen, zu | 


Straßenkämpfen, zum Handſtreich auf öffentliche Gebäude gekommen. 

Während der Putſchismus von rechts zerſchlagen abtreten muß, 
erhebt der Putſchismus von links aufs neue das Haupt und fordert 
ſeine Opfer. Neue Störungen des Wirtſchaftsprozeſſes drohen, neue 
Kämpfe, die im eigenen Fleiſch und Blut wüten, neue Hemmungen für 
den Aufſtieg aus der Vernichtung von Krieg und Friedensſchluß. Wir 
werden, das geloben wir, fortfahren, jede Gewalttat vom Leben unſeres 
Geſamtvolkes abzuwehren. (Bravo!) Wir fechten nicht einſeitig und 
parteiiſch nach rechts oder links, wir führen die Waffen gegen jeden 
Putſch, jeden Anſchlag auf die Demokratie. (Bravoch Aber eins ſtelle 
ich vor aller Welt feſt: Zu welchen Zuſammenſtößen es noch kommen 
mag, jeder Tropfen Blut, der dabei fließt, jedes Opfer auf beiden Seiten 
kommt einzig und allein auf die Häupter der Kapp und Lüttwitz (ſehr 
richtig) und ihrer deutſchnationalen Helfershelfer, deren Namen in 
Gegenwart und Zukunft mit Fluch und Abſcheu genannt werden werden. 
(Lebhafte Zuſtimmung.) 

Meine Damen und Herren! Auch für die äußere Politik war der 
mißglückte Staatsſtreich von der verhängnisvollſten Bedeutung. Wer hat 
Zutrauen zu einem Staat, der von den ſchwerſten inneren Kämpfen 
zerriſſen wird? Wer gewährt Anleihen, wer kreditiert Rohſtoffe, wer 
gewährt Nachlaß der drückenden Laſten, wenn er ſieht, daß das betreffende 
Land vom Bürgerkrieg geſchüttelt und durch innere Kämpfe wirtſchaftlich 
vollig gelähmt wird? (Sehr richtig!) Erinnern Sie ſich der unendlich 
mühevollen Arbeit, die wir langſam und mühſelig getan haben, um eine 
andere Atmoſphäre für die Verhandlungen mit der Entente zu ſchaffen! 
Erinnern Sie ſich der leiſe keimenden Einſicht ſowohl in London als 
auch in Paris, daß es Deutſchland gegenüber zweierlei Politik gäbe: 
entweder Vernichtung und damit Verzicht auf jede Wiedergutmachung 
oder Beihilfe zur Erneuerung der deutſchen Arbeitsfähigkeit und damit 
Sicherung der Forderungen aus dem Friedensvertrag! Erinnern Sie 
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ſich unſerer raſtloſen Bemühungen, den Beweis zu führen, daß wir den 
Verſailler Vertrag bis an die Grenze unſerer Leiſtungsfähigkeit loyal 
ausführen wollten! Und jetzt? Jetzt heißt es in vielem neu anfangen, 
zerriſſene Faden neu ſpinnen, Vertrauen neu gewinnen. Verzögerungen 
in Leiſtung und Verhandlung wieder einzuholen, die uns das nationa⸗ 
liſtiſche Abenteuer gebracht hat. Aber eins muß ich in dieſem Augenblick, 
wo wir unſer Verhältnis zu den Alliierten wieder neu geſtalten müſſen, 
offen ausſprechen: Die Militariſten und Nationaliſten hätten nicht ein⸗ 
mal fünf Tage ſich halten können, ja, ſie hätten den Zulauf aus 

unpolitiſchen, aber der chauviniſtiſchen Phraſe zugänglichen Kreiſen nicht 
haben können, wenn der Vertrag von Verſailles von einem anderen 
Geiſt beſeelt geweſen wäre (ſehr richtig! ſehr wahr!), wenn uns die 
Entente nicht weit bis in die Wurzeln unſerer Lebensfähigkeit getroffen 
hätte! (Lebhaftes Sehr richtig!) Es war keine Phraſe und kein 
Täuſchungsmanöver, daß wir immer und immer wieder wiederholten: 
Es iſt die größte Gefahr für die deutſche Republik, die deutſche Demo⸗ 
krotie, wenn unaufhörlich unerfüllbare Forderungen von außen her an 
ſie geſtellt und immer wieder das Volksempfinden aufgeſtachelt und 
dadurch Waſſer auf die Mühlen der Nationaliſten geleitet wird. (Leb⸗ 
hafte Zuſtimmung.) Hier iſt die Probe auf das Exempel, der Beweis für 
die Wahrheit unſerer Warnungen: Auf der Grundlage der Knebelungen 
der äußeren Politik nur konnte dieſe Kappſche Giftpflanze der inneren 
Politik aufſchießen! (Mehrfaches Sehr richtig!) Aber auch den anderen 
Beweis müſſen die Herren Staatsmänner der Entente uns als erbracht 
anerkennen: Die Demokratie in Deutſchland iſt die einzige tatſächliche 
Macht in dieſem Land, und ich glaube, daß ſelbſt Demokraten in anderen 
Ländern mit bewunderndem Neid geſehen haben, wie wir mit unſeren 
Militariſten, unſeren Nationaliſten fertig zu werden vermögen. 
(Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren! Nationalverſammlung und Regierung 
haben in treuer Kameradſchaft den Putſch überwunden; nun heißt es, 
zuſammen die Aufgaben anfaſſen, die aus dem am Volk verübten Ver⸗ 
brechen uns erwachſen, die Lehren zu beherzigen, die daraus zu ziehen 
fin. Wir werden ſobald wie möglich nach Berlin überſiedeln. Von heute 
ab hat der ſtellvertretende Kanzler die Regierungsgeſchäfte übernommen. 
Unſere erſte Aufgabe wird ſein, die letzten Säulen der Aufrührer in 
Pommern, Schleſien und Oſtpreußen zu ſtürzen. 

Strengſtes Gericht erwartet alle dieſe Reichsverderber (Beifall), die 
die Partei und manchmal nur die Kaſte und den Klüngel über das Vater⸗ 
land geſtellt haben. (Sehr wahr!) Insbeſondere wird die Rolle zu 
prüfen ſein, die der Pommerſche Landbund bei der Meuterei geſpielt hat. 
Um ſolchen feudalen Hochverrätern die Freude am Putſch ein für allemal 
auszutreiben, wird die Reichsregierung den geſetzlichen Beſtimmungen 
gemäß das Vermögen jener Leute beſchlagnahmen und dieſem hohen 
Hauſe mit größter Beſchleunigung ein Geſetz vorlegen, das weſentliche 
Verſchärfungen der Strafen für hochverräteriſche Handlungen injofern 
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enthält, als vor allem pöllige Vermögenskonfiskation zugunſten des 
Reiches eintritt. Hand in Hand mit dieſen Vorſichtsmaßregeln muß eine 
gründliche Säuberung der Reichswehr gehen! (Sehr gut!) Eine Truppe, 
die Politik macht oder in der Führer ihre Machtſtellung zugunſten 
einzelner Parteien mißbrauchen, iſt die größte Gefahr und kann jedes 
ſtaatliche Leben jeden Augenblick aufs neue in Frage ſtellen. (Sehr 
richtig) Die Mannſchaften dürfen auch im Falle Lüttwitz als mißbraucht 
und irregeleitet gelten. Sonſt aber wird die Gerechtigkeit, die das Volk 
von uns verlangt und ohne die jedes Rechtsempfinden tödlich verletzt 
werden würde, die genaueſte Unterſuchung anſtellen müſſen zwiſchen Ver⸗ 
führern einerſeits und Verführten andererſeits. (Sehr gut!) Wer Schuld 
trägt an dieſer lebensgefährlichen Erſchütterung unſeres Staatsweſens, 
darf der Sühne nicht entgehen! (Sehr wahr!) Ich bliebe keinen Augen⸗ 
blick mehr auf dieſem Poſten, wenn nicht auch hier oder gerade hier, wo 
Serbrechen ohnegleichen begangen worden find, mit der größten Strenge 
des Geſetzes vorgegangen werden würde. (Lebhafter Beifall.) 

Meine Damen und Herren, die Staatsſtreichler in Berlin haben 
verſucht, die öffentliche Meinung irrezuführen, und allerlei Legenden 
verbreitet über Verhandlungen, die zwiſchen der Reichsregierung und 
ihnen ſtattfinden. Es iſt ja ſchon mehrfach öffentlich erklärt, daß alle 
dieſe Behauptungen unzutreffend ſind. Ich möchte aber auch an dieſer 
Stelle ausdrücklich erklären, daß die Reichsregierung nie, in keinem 
Augenblick, geneigt geweſen iſt, in Verhandlungen mit den Kapp und 
Genoſſen einzutreten. (Lebhafter Beifall.) Wir haben ſtändig jede Ver⸗ 
handlung abgelehnt und bedingungsloſe Kapitulation verlangt. (Leb⸗ 
hafter Beifall.) Wir wußten, daß unſere Poſition ſtark genug iſt, und 
daß wir es nicht nötig haben, mit dieſen Hochverrätern in Verhand- 
lungen einzutreten. (Beifall.) Es haben auch keine Vereinbarungen 
ſtattgefunden, wie in einer letzten amtlichen Meldung aus Berlin gemeldet 
wird, Auch der Miniſter Schiffer erklärte ausdrücklich: „Der bewaffnete 
Aufſtand iſt zuſammengebrochen. Der verfaſſungsmäßige Zuſtand iſt 
wieder hergeſtellt. Bedingungslos hat Herr Kapp das von ihm an⸗ 
gemaßte Amt des Reichskanzlers aufgegeben. Die Reichsregierung iſt 
in vollem Beſitz ihrer vom Volke beſtimmten Rechte.“ Alſo ausdrücklich 
wird erklärt, daß Herr Kapp bedingungslos ſeine angemaßten Rechte 
aufgegeben hat, und damit fallen alle anderen Behauptungen in ſich 
zuſammen. 

Meine Damen und Herren! Um dieſe Liquidierungsmaßnahmen 
durchzuführen, werden wir noch gewaltige Arbeit zu leiſten haben. Aber 
darüber hinaus erwartet uns alle die Arbeit des Wiederaufbaues. Die 
Abwehr künftiger Bedrohungen, von welcher Seite ſie auch kommen 
mögen, iſt, darüber werden wir uns einig ſein, nicht wichtiger als die 
produktive Arbeit, alles wieder in Gang zu bringen, politiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich uns wieder kreditfähig zu machen, alle die Pflichten aufs neue 
zu erfüllen, von denen uns faſt eine Woche lang der verbrecheriſche 
Wahnſinn weniger abgehalten hat. 
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85 Meine Damen und Herren, hier ſtehen wir auf uraltem deutſchem 
Kulturboden, inmitten einer reichstreuen Bevölkerung, wie zwiſchen zwei 
Schlachten: Der Putſch iſt beſiegt, morgen beginnt der neue, unaufhör- 
liche Kampf um Erneuerung und Erſtarkung unſeres Volkes und unſeres 
Staates. Wir danken den ſchwäbiſchen Stammesbrüdern für ihre Gaſt⸗ 
freundſchaft (Beifall), die uns dieſe Beratung ermöglich hat. (Rufe: 
Bravo!) Die Stuttgarter Tagung der Nationalverſammlung wird in 
der Geſchichte weiterleben, als die Bekräftigung, als der erneute gemein⸗ 
ſame Schwur auf die Weimarer Verfaſſung. (Beifall.) Von hier aus 
geht es nach dieſen Stunden ernſteſter Beratung und Sammlung wieder 
hinaus auf das ſtürmiſche Meer der großen Politik. Mit dem Dank an 
Die württembergiſche Regierung und das württembergiſche Volk wollen 
wir den Wahlſpruch mit hinausnehmen, der ſeit alters her im ſchwä⸗ 
biſchen Wappen ſteht, wir wollen ihn zur Deviſe und zur Richtſchnur 
unſerer Entſchließungen und Handlungen machen, er ſoll für immer über 
der Reichspolitik ſtehen und von der Haltung der Reichsregierung zeugen, 
der Wahlſpruch: Furchtlos und treu. (Lebhafter, ſich wiederholender 
Beifall.) 
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